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Vorwort. 


Aufgabe dieser Schrift soll es sein, nach einer kurzen Heraus- 
stellung der bevölkerungspolitischen Zielsetzung die Notwendigkeit 
eines vollen Ausgleichs der materiellen Familienlasten für die opti- 
male Entfaltung unserer völkischen Lebenskraft darzutun und einen 
Weg zu einem völkisch organischen Aufbau des Reichsfamilienlasten- 
ausgleichs aufzuzeigen, und zwar zu einer Gesamtlösung für alle 
Schichten unseres Volkes. | 

Der hier gezeigte Weg ist einer unter vielen, die zur Lösung der 
Frage des Familienlastenausgleichs vorgeschlagen werden. Es liegt 
bei der Staatsführung, den richtigen Weg zu bestimmen und den 
politisch günstigsten Zeitpunkt für die Einführung einer sozialpoli- 
tisch so tiefgreifenden Neuerung festzulegen. Diese Schrift darf daher 
keinesfalls Anlaß zu irgendwelchen Hoffnungen über Art und Umfang 
eines künftigen Reichsfamilienlastenausgleichs ‚geben. Es liegt in 
ihrem wissenschaftlichen Charakter begründet, daß sie — auch mit 
ihrem Zahlenmaterial — nur Vorschläge unterbreiten und Möglich- 
keiten aufzeigen will. 
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l. 


Ein kurzer Abriß über die 
bevölkerungspolitische Zielsetzung. 


Bevölkerungspolitik ist im weitesten Sinne des Wortes alle Politik: 
Alles politische Geschehen, jede politische Maßnahme von größerer 
Gewichtigkeit haben — beabsichtigt oder unbeabsichtigt — ihre 
positiven oder negativen Auswirkungen auf Bestand und Weiter- 
entwicklung des Volkskörpers. Eine gute allgemeine Politik, die den 
einzelnen Gliedern der Volksgemeinschaft gestattet, mit gesundem 
Optimismus in die Zukunft zu schauen, ist schon für sich allein ein 
wertvolles Stück Bevölkerungspolitik. Sie ist darüber hinaus die 
wichtigste Voraussetzung. für die Wirksamkeit jeder besonderen 
Volkspflege, der Grundpfeiler, ohne den jede spezielle Bevölkerungs- | 
politik ihren Halt verliert. 

Im nationalsozialistischen Staat geht alles um das Volk. Das Volk 
macht Inhalt und Sinn des Staates aus. Alle Staatsmaßnahmen sind 
darauf abgestellt und dazu bestimmt, den Volkskörper zu pflegen. 
Es gibt keine irgendwie bedeutende politische Maßnahme des national- 
sozialistischen Staates, die von anderen Gesichtspunkten aus gesehen 
und durchgeführt würde als denen der Nützlichkeit für das Volks- 
ganze. Erst die positive Wirkung auf Bestand und Weiterentwicklung 
unseres Volkskörpers gibt allen politischen Maßnahmen in unserem 
Staate den Sinn. Darum zielt seine Bevölkerungspolitik darauf ab, 
daß sich gesunde volkspflegerische Gesichtspunkte allen allgemein- 
politischen Maßnahmen organisch einfügen, damit diese wie alle be- 
sondere Volkspflege auf die quantitative und qualitative Mehrung der 
Volkssubstanz ausgerichtet sind. 

Das deutsche Volk weist auch heute noch die Struktur eines — 
wenn nicht sterbenden — so doch stagnierenden Volkes auf. Unsere 
Geburtenzahl reicht noch nicht oder allenfalls — wie 1939/40 — 
ganz knapp aus, um eine gleich starke Generation heranwachsen zu 
lassen wie die jetzt lebende Elterngeneration. Bei aller Unerhörtheit 
der Leistungen, die der neue Staat in 8 Jahren vollbrachte, bei der 
geschichtlichen Einmaligkeit, die der Umschwung in unserer Gebur- 
tenkurve darstellt, die für alle Zukunft wichtigste Frage, die Frage 
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des biologischen Bestehens und Wachstums unseres Volkes, harrt 
noch ihrer endgültigen Lösung. 


Die nationalsozialistische Weltanschauung ist eine organische. 
Darum hat der neue Staat dem deutschen Menschen zunächst einmal 
die innere Freiheit errungen und die Grundfesten der äußeren Freiheit 
aufgebaut. Der deutsche Mensch hat das stolze Bewußtsein zurück- 
erhalten, einem großen Volke anzugehören. Er ist befreit von dem 
niederdrückenden Gefühl, Angehöriger einer in Elend und Hoffnungs- 
losigkeit versinkenden Nation zu sein. Wir haben heute einen Stolz 
auf unser Deutschtum, wie es ihn nie gegeben hat. Das deutsche 
Volk ist erneut zu einem entscheidenden Faktor im Weltgeschehen 
geworden. Das Leben hat damit für jeden einzelnen Volksgenossen 
wieder seinen Sinn. Es ist uns allen wieder wertvoll genug gemacht 
worden, auf eine starke neue Generation fortgepflanzt zu werden. 


Immer dafür zu sorgen, daß eine möglichst starke und leistungs- 
fähige neue Generation heranwächst, alle notwendigen Maßnahmen 
zu ergreifen, daß diese neue Generation unter allen Umständen so 
stark und möglichst stärker heranwächst als die Jugend aller anderen 
Nationen, darin liegt unsere bevölkerungspolitische Aufgabe. Es ge- 
nügt nicht, daß unser Volk seinen Bestand hält. Wir müssen — rein 
rechnerisch gesehen — wenigstens so stark wachsen, wie es dem 
durchschnittlichen Wachstum der anderen Völker entspricht, wenn 
wir im Kräftespiel auf die Dauer unseren Lebensraum behaupten 
wollen. Erst wenn es uns gelingt, unser Wachstum über dasjenige 
der jeweils stärksten anderen Völker zu bringen, wird es unwahr- 
scheinlich, daß wir ins Hintertreffen geraten können. Je stärker 
Zahl und Leistungskraft unseres Volkes wachsen, desto fester ist 
— wenigstens von der biologischen Seite betrachtet — sein Bestand 
in alle Zukunft hinein gewährleistet. Die herrlichste Wehrmacht, 
die besten Flotten zur See und in der Luft können die Zukunft eines 
Volkes nicht in die Jahrhunderte garantieren. Die Zukunft jedes 
Volkes liegt — auf lange Sicht geschaut — bei seinen Müttern und 
den Kindern, denen sie das Leben schenken. Die Stärke der heran- 
wachsenden Jugend, ihr Opferwille und ihre Leistungskraft sind ent- 
scheidend für das Schicksal einer jeden Nation. Ein Volk ohne Waffen 
mag immer wieder seine Zukunft haben, wenn ihm nur Männer genug 
erstehen, die Waffen schmieden und tragen können. Ein Volk ohne 
Jugend vermögen die besten Waffen der Welt nicht vor dem sicheren 
Untergang zu bewahren. Es ist eines Tages — wenigstens in seiner 
früheren Substanz — einfach nicht mehr da. Dieses Volkssterben an 
innerer Aushöhlung zeigt uns die Geschichte vielfältig genug an 
dem Schicksal der untergegangenen großen alten Kulturvölker. Sie 
waren längst untergegangen, als andere noch ihre Namen trugen 
und die von ihnen aufgebauten Reiche verteidigten. 
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Oft wird gefragt, was denn nun rein zahlenmäßig auf dem Gebiete 
der Bevölkerungspolitik erreicht werden soll. Diese Frage irgendwie 
mit bestimmten errechneten Ziffern zu beantworten, ist müßig: Auf 
diesem Gebiete soll und muß alles das erreicht werden, was nur 
eben erreicht werden kann. Angesichts der riesigen dünn besiedelten 
Räume unserer Erde, angesichts des starken Wachstums anderer 
Völker, angesichts der unerreichten Leistungen, die gerade deutsche 
Menschen in aller Welt vollbracht haben, können nur Frevler und 
Feinde unserem Volke empfehlen, sein Wachstum irgendwie zu be- 
schränken. Für die nächsten Jahrzehnte geht es nicht darum, ein 
bestimmtes 'Geburtensoll zu errechnen und anzustreben. Solche Be-. 
rechnungen haben ihren Wert nur darin, daß sie uns sagen können, 
unter den und den Voraussetzungen genügt eine Geburtenziffer in 
der und der Höhe, um das Volk nicht gerade absterben zu lassen. 
Sie können uns im Augenblick die drohende Gefahr des Volkstodes 
eindringlich vor Augen führen. Diese Berechnungen können aber nicht 
und wollen auch nicht aufzeigen, wo das Optimum liegt, das die 
größte Kraftentfaltung unseres Volkskörpers ermöglicht. Wir werden 
diesem Optimum näher kommen, wenn wir ein Maximum an Geburten 
wertvoller Kinder erstreben. Unter gar keinen Umständen können 
in den nächsten Jahrzehnten zu viel deutsche Menschen geboren 
werden. Ein so steiles Ansteigen der Geburtenkurve, daß unser Volk 
einmal zu zahlreich werde, um den notwendigen Nahrungsspielraum 
auf der Erde zu finden, hat unsere Generation nicht zu befürchten. 
Das ist eine biologische Unmöglichkeit. Und wie stark unser Volk 
immer sein mag, wer uns sagt, daß es deutsche Menschen zu viel 
gibt, kann immer nur der Feind sein. Die möglichste Ent- 
faltung der Lebenskraft unseres Volkes wird iin 
alle Zukunft hinein unser letztes Streben sein 
müssen. Das heißt für unsere Bevölkerungspoli- 
tik: Jedes Kind, das gesunde deutsche Eltern zu 
zeugen und gebären vermögen, soll gezeugt und 
geboren werden. Und alles, was dem im Wege 
steht, ist auszuräumen. 

Einige Worte über die qualitative Seite der Fragestellung: Mit 
der Erreichung einer möglichst hohen Geburtenziffer ist nur dann 
etwas gewonnen, wenn auch wertmäßig gesehen die Geborenen ein 
Plus darstellen. Mag unser Nachbarvolk sich durch das Ansaugen 
‘aller möglichen fremden Bestandteile darüber hinweggetäuscht haben, 
in welchem Umfange es eine sterbende Nation war und ist, uns kann 
es immer nur darum gehen, unser eigenes, und zwar besonders unser 
wertvollstes Menschengut zu mehren. Das deutsche Volk setzt sich 
aus verschiedenen Rassebestandteilen zusammen, von denen es jedem 
vieles zu danken hat. Und doch steht unstreitig fest, daß es be- 
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stimmten Bestandteilen ungleich mehr zu danken hat als anderen 
und daß diese darum besonders wertvoll für seinen Fortbestand sind. 
Mit dieser Feststellung wird kein Zwiespalt in unser Volk getragen. 
Nicht Äußerlichkeiten, die allerdings mit einiger Wahrscheinlichkeit 
auf den Wert eines Menschen schließen lassen (etwa hoher Wuchs, 
langer Schädel und Hellfarbigkeit auf nordisches Wesen), nicht 
solche Äußerlichkeiten machen den Wert eines Menschen aus. Die 
Bevölkerungspolitik darf und wird bei ihren Maßnahmen einen Volks- 
genossen immer nur nach seinen inneren Werten einschätzen: nach 
seiner Leistungskraft, seinem Zugehörigkeitsgefühl zum Volke in 
‚schwerer Zeit und vor allen Dingen nach seiner Einsatz- und Opfer- 
bereitschaft. Weil das die wesentlichen Merkmale der wertvollen 
Bestandteile unseres Volkes, insbesondere auch der nordischen Rasse 
sind, muß eine Auslese, die sich an diesen Merkmalen orientiert, zu 
einer Unterstreichung des nordischen Charakters unseres Volkes 
führen, ohne daß im Einzelfall bei bevölkerungspolitischen Maßnahmen 
‚eine viele verletzende Einschätzung des Volksgenossen nach der 
engeren Rassezugehörigkeit innerhalb des Volkes notwendig würde. 


Einige nüchterne Zahlen: 


Die Statistik unserer Bevölkerungsbewegung erstreckt sich auf 
ein ganzes Jahrhundert. (Bis auf das Jahr 1841 zurück.) In den 
ersten 60 Jahren dieser Statistik ist unsere Geburtenziffer nur ge- 
ringen Schwankungen unterworfen gewesen. In diesem ganzen Zeit- 
raum wurden Jahr für Jahr 35 bis 37 Geborene auf das Tausend 
der Bevölkerung gezählt. Eine Ausnahme machten nur die Jahre 
nach dem Kriege von 1870/71, in denen die Geburtenziffer — nach 
vorangegangenem Anstieg der Heiratsziffer — bis auf 41 (1876) stieg. 
Mit der Jahrhundertwende setzt ein vollkommener Umschwung in 
unserer Bevölkerungsbewegung ein. Bis zum Weltkriegsbeginn sank 
die Ziffer mit unaufhaltsamer Stetigkeit auf 27 ab. (1913 — 27,5, 
1914 — 26,8.) Im Verlaufe des großen Krieges erreichte. sie einen 
Tiefstand von 13,9 (1917). Durch die Schließung der aufgeschobenen 
Ehen gelangte die Ziffer mit 25,9 im Jahre 1920 fast noch einmal 
auf den Vorkriegsstand. Dann aber ging es unablässig herunter bis 
auf 14,7 im Jahre 1933. Dieses Jahr war aber nicht nur das Jahr 
des tiefsten Standes in Friedenszeit, sondern auch das Jahr des 
Umbruchs. Schon wenige Monate nach der Machtübernahme durch 
die nationalsozialistische Regierung — schon im Mai 1933 — wurden . 
erstmals wieder mehr Kinder geboren als im gleichen Monat des 
Vorjahres: Die Zahl der Unglückskinder, die gezeugt, aber nicht 
geboren werden, war geringer geworden. Schon im nächsten Jahre 
zeigt sich ein so starkes Steigen der Geburtenziffer (auf 18), wie es 
nur auf eine Zunahme der Zeugungen und damit auf verstärkten 
Zeugungswillen zurückgeführt werden kann. Inzwischen ist die Ge- 
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burtenziffer im alten Reichsgebiet auf 19,6 (1938), 20,3 (1939) und 
20,0 (1940) angestiegen, für das ganze Reichsgebiet sogar auf 18,8, 
20,4 und 20,4.‘!) Dabei wäre im Jahre 1940 bei friedensmäßiger 
Weiterentwieklung, wie sie noch im 1. Vierteljahr 1940 zu beobachten 
war, eine um mindestens 10 v. H. höhere Geburtenziffer als im Jahre 
1939 zu erwarten gewesen.‘) Damit wurden Zahlen erreicht, die 
erstmals wieder nahezu vollständig ausreichten, um den Bestand zu 
sichern. Der Geburtenfehlbetrag war bis auf den geringen Rest von 
0,4 v.H. zurückgegangen. Durch den Krieg ist diese Entwicklung 
unterbrochen worden. Bei friedensmäßiger Weiterentwicklung wäre 
das zur Bestandserhaltung erforderliche Maß 1940 überschritten 
worden. 

Um die Jahrhundertwende wurden in Deutschland Jahr für 
Jahr rund 2 Millionen Kinder geboren. In den Jahren 1932 und 
1933 waren es weniger als 1 Million. Da die Bevölkerung in den 
ersten vier Jahrzehnten unseres Jahrhunderts insbesondere durch die 
geringere Sterblichkeit noch beträchtlich zugenommen hat, hätte die 
Zahl eher größer werden müssen. Wenn 1900 auf das Tausend der 
Bevölkerung 35,6 Geborene kamen, 1933 aber nur noch 14,7, so 
bedeutet das ein Absinken auf rund zwei Fünftel des Ausgangs- 
standes. Beziehen wir die Anzahl der Geborenen auf das Tausend 
Frauen im gebärfähigen Alter (Alter von 15 bis 45 Jahren), so 
zeigt sich, daß — angesichts des verhältnismäßig hohen Anteils 
‚dieser Frauen an der Gesamtbevölkerung — die Fruchtbarkeit in 
unserem Volke noch stärker, und zwar auf wenig mehr als ein Drittel 
des Standes von 1900 im Jahre 1933 gesunken war (38 v.H.) und 
auch 1937 erst wieder 49 v.H. des Standes um die Jahrhundertwende 
erreichte: 


18991901: 158,9 Lebendgeborene auf 1000 Frauen im Alter 
. von 15 bis unter 45 Jahren, - 


1%22: 90,0 oder 57 v. H. des Standes von 1899-1%1, 
1933: 59,9 ,„ 38 „9 „ „ „ ” 
194: WI » Hy on ” „ ” ” 
1: TI u I un „ ” „ „.». 


In den Jahren bis zum Weltkrieg belief sich der Ausfall an Ge- 
borenen gegenüber dem Geburtensoll, das man nach dem Stande der 
Geburten- bzw. Fruchtbarkeitsziffer um die Jahrhundertwende und 
vorher erwarten durfte, anfänglich auf einige Zehntausende und 
später einige Hunderttausende jährlich. In der Nachkriegszeit stieg 
demgegenüber diese Zahl auf eine Million jährlich und noch weit 
darüber. Trotz der inzwischen auf 20,4 angestiegenen Geburtenziffer 

1) Wirtschaft und Statistik, 1. April-Heft 1941, S. 135 ff. 


2) Vgl. Friedr. Burgdörfer, Aufbau und Bewegung der Bevölkerung, Leipzig 
195, S. 100 f. 


(1939 und 1940) haben wir auch jetzt noch — an dem Stande der 
Fruchtbarkeit von 1900 gemessen — Jahr für Jahr über eine Million 
Geborene weniger gehabt. 

Diese Zahlen zwingen uns eindringlich die Fragestellung auf: 
Warum werden nun schon seit Jahrzehnten Jahr für Jahr Millionen 
deutscher Kinder nicht ins Dasein gerufen? Fehlt es an gesunden 
deutschen Eltern, die ihnen das Leben schenken könnten? Warum 
nimmt das deutsche Volk auf diese Weise einen Ausfall an Menschen- 
leben auf sich, wie ihn nicht einmal die größten Kriege von ihm 
forderten, warum begibt es sich der Möglichkeit, seine Lebenskraft 
so stark zu entfalten, wie es andere Völker tun, die an ihm gemessen 
gewiß auf niederer Kulturstufe stehen? Warum hat Deutschland heute 
statt 80 oder 85 Millionen deutscher Menschen nicht 100, 110 oder 
120 Millionen? Warum sind die vielen Millionen weniger geboren 
worden? Die Erde, die allein dreimal so viel Inder und viermal 
so viel Chinesen beherbergt, hätte doch auch für so viel oder noch 
viel mehr Deutsche Platz. 

Warum das? Diese Fragen drängen sich immer wieder auf. Sie 
müssen beantwortet sein, wenn wir dem Laufe der Dinge eine andere 
Richtung geben wollen. 

In vielen Schriften und Werken sind die Ursachen unseres Ge- 
burtenrückganges von den verschiedensten Gesichtspunkten aus be- 
leuchtet worden. Im Rahmen der vorliegenden Abhandlung kann 
nur eine knappe Darstellung gegeben werden, die nur diejenige, 
Ursache unserer Geburtenarmut ausführlicher behandelt, der durch 
den Aufbau eines totalen Ausgleichs der materiellen Familienlasten 
wirksam begegnet werden könnte: die vielfältige wirtschaftliche Be- 
lastung und Zurücksetzung der kinderreichen Eltern. Von all den 
Ansatzmöglichkeiten, der Geburtenarmut entsprechend ihren ver- 
schiedenartigen Ursachen entgegenzutreten, dürfte im augenblick- 
lichen Stadium der Lösung unserer Geburtenfrage allerdings dem 
Familienlastenausgleich die größte Bedeutung zukommen. 


ll. 


Die Ursachen unserer Kinderarmut, im besonderen 
—- die vielfältige wirtschaftliche und anderweitige 
Belastung und Zurücksetzung der Kinderreichen. 


Alles menschliche Unvermögen läßt sich auf zwei Ursachen zu- 
rückführen: Nichtkönnen und Nichtwollen. | 

Für Hunderttausende von Eltern, oft recht wertvollen Eltern, 
ist es eine ungeheure Tragik, kinderlos oder kinderarm zu bleiben. 
Gewiß wirkt die Natur im Zuge einer gesunden Ausmerze, wenn 
sie Krankes und Minderwertiges von der Fortpflanzung ausschaltet. 
Es ist aber schade um Tausende von Kindern, die nur deshalb nicht 
gezeugt oder geboren werden können, weil relativ kleine Fehler in 
der Konstitution sonst gesunder und wertvoller Ehegatten vorliegen. 
Eine der schönsten Aufgaben der Medizin wird es immer sein, wert- 
vollen Menschen den Weg zum Elternglück zu öffnen, wo er durch 
kleine Mängel in der körperlichen Konstitution verlegt ist. 

Es ist ein Segen für unser Volk, daß — im großen gesehen — 
seine Geburtenarmut nicht in physischen Schwächeerscheinungen 
begründet ist, etwa auf Grund einer allgemeinen Degeneration. In den 
letzten Jahrzehnten ist der Gesundheitszustand unseres Volkes sicher 
nicht schlechter geworden. Die mittlere Lebenserwartung des Neu- 
geborenen ist in Deutschland seit 1900 um fast 20 Jahre gestiegen, 
diejenige des 20-jährigen um 7 Jahre. °) 

Nichts läßt auf eine so wesentlich vergrößerte Zeugungsunfähig- 
keit bzw. Unfruchtbarkeit schließen, daß die erschreckenden Zahlen 
unseres Geburtenschwundes damit ihre Erklärung finden könnten. 
Sie können auch nicht auf eine etwa vermehrte Sterilität zurück- 


8) Lebenserwartung in Jahren: 


1891/1900 1932/1934 
0-jähriger: | 
a) männl. Geschlecht 40,56 59,86 
b) weibl. r 43,97 . 62,81 
20-jähriger: 
a) männl. Geschlecht 41,23 48,16 
b) weibl. 5 43,37 49,84 


Zahlen aus dem Statistischen Jahrbuch für das Deutsche Reich 188,8.58. 


zuführen sein, wie sie durch 'Geschlechtskrankheiten, Alkoholismus 
und Berufskrankheiten: hervorgerufen sein könnte. ®) 

Gewiß gibt es einige 100000 Ehen, die kinderlos sind, obgleich 
ein Wunsch nach Kindern besteht. Die hier bestehende Sterilität 
hat zum Teil in den ebengenannten Erscheinungen ihre Begründung. 
Auch dem Nikotingenuß der Frau mag eine gewisse keimschädigende 
Wirkung zukommen. Ein großer Teil der Fälle an Unfruchtbarkeit 
dürfte auf unmittelbares eigenes Verschulden der Eheleute zurück- 
zuführen sein. So vermutet Tirala mit Recht, „daß das Verhalten 
der Ehegatten oft daran schuld ist, die in den ersten Jahren der 
Ehe keine Kinder wollten und alle möglichen Maßnahmen trafen, 
um die Empfängnis zu verhindern“. °). Die Unzahl der Abtreibungen, 
die besonders vor 1933 ungeheuer hoch war, dürfte in gleicher Rich- 
tung gewirkt haben. ®) 

So bedauerlich die Unfruchtbarkeit im Einzelfall ist, so gering 
ist ihr Gewicht als Ursache für unseren Geburtenrückgang. Es ist 
ja nicht so, als ob die Ehen zahlreicher geworden wären, in denen 
gar keine Kinder geboren werden, sondern so, daß die Zahl der 
Ehen mit vielen Kindern immer geringer geworden ist. Das erste 
Kind wird gegenwärtig ebenso häufig geboren wie vor etwa 50 Jahren, 
so daß sich die Sterilität erst nach dem ersten Kinde einstellen müßte, 
was im allgemeinen ausgeschlossen scheint. ”) 

Unser Volk kann schon einen größeren Kinderreichtum hervor- 
bringen. Das hat nicht zuletzt das Ansteigen der Geburtenziffer seit 
1933 gezeigt. Unsere Kinderarmut ist im wesentlichen keine physische 
Mangelerscheinung, sondern eine psychische: Es mangelt am Willen 


4) von Ungern-Sternberg: Die Ursachen des Geburtenrückganges. Archiv für 
ee swissenschaft und Bevölkerungspolitik 1988, 1. Heft, S. 4: 

„Diese Erscheinungen (Geschlechtskrankheiten, Alkoholismus und Berufs- 
krankheiten) sind hinsichtlich ihres möglichen Einflusses auf die Fortpflan- 
zungsfähigkeit vielfach untersucht worden, mit dem Ergebnis, daß sie jedenfalls 
eine ins Gewicht fallende Rolle als Ursachen des Geburtenrückganges keines- 
falls spielen. Außerdem hat, wie die Statistik aller westeuropäischen Länder 
zeigt, die Verbreitung der Geschlechtskrankheiten, besonders der Syphilis, sehr 
stark abgenommen. Auch: der Alkoholverbrauch (je Kopf der Bevölkerung), 
und im Zusammenhang damit die Erkrankungen an Alkoholismus, ist heute viel 
geringer als vor etwa 50-60 Jahren, und gegen die keimschädigenden Berufs- 
krankheiten wirkt erfolgreich die soziale Schutzgesetzgebung, die in den letzten 
Jahrzehnten allenthalben große Fortschritte gemacht hat.“ 

R L. G. Tirala: Rasse, Geist und Seele, München 195. 

.#) von Ungern-Sternberg: Die Ursachen des a A aan für 
Bevölkerungswissenschaft und Bevölkerungspolitik 1938, 1. Heft, S 

„Bei dem ungeheuren Ausmaß, das diese Abtreibung ee hat, und 
den vielen Komplikationen, die bei unsachlicher Durchführung entstehen kön- 
nen, ist man ferner berechtigt anzunehmen, daß bei vielen Frauen eine unge- 
wollte Unfruchtbarkeit entsteht, und daß ein, wenn auch nur verschwindend 
geringer Teil des Geburtenrückgangs auf die gesundheitsschädlichen Folgen der 
Aborte zurückzuführen ist.“ 

7) Vgl. von Ungern-Sternberg: Die Ursachen des Geburtenrückganges. Archiv 
für Bevölkerungswissenschaft und Bevölkerungspolitik 1938, 1. Heft, S. 3. 
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zum Kinde. Darin liegt das Problem, daß wir keine oder nur wenige 
Kinder haben wollen, nicht darin, daß wir sie nicht haben können. 
Worin liegt diese negative Einstellung zum Kinde begründet? 


Die Natur hat in den höheren Lebewesen die Fortpflanzung durch 
den Geschlechtstrieb zu sichern gesucht. Der Mensch hat sich durch 
die Erfindung von Verhütungsmitteln und deren massenweise Her- 
stellung und Verwendung die Befriedigung des Triebes ohne die von 
Natur aus vorgesehene und damit verbundene Schwängerung er- 
möglicht, wodurch in der Masse der Bevölkerung die Wirksamkeit 
des Triebes als Antrieb für die Fortpflanzung entfällt, so daß diese 
nur mehr von gefühlsmäßigen und vorwiegend sogar rein verstandes- 
mäßigen Impulsen abhängig ist. 


Jedem gesunden Menschen ist das Gefühl der Zuneigung zum 
arteigenen Kinde eingegeben. Eine gefühlsmäßige Ablehnung des 
Kindes um seiner selbst willen gibt es bei einigermaßen gesunden 
Menschen im Elternalter kaum. Gewiß, wir haben in unserer Zeit 
einen hohen Hundertsatz von überreizten Menschen, bei denen jede 
Zuneigung zum Kinde erstorben scheint, ja die die Gegenwart von 
Kindern regelmäßig in einen noch gereizteren Zustand versetzt. Und 
doch gibt es unter diesen vielen Menschen nur wenige, die — nach- 
dem ihnen selbst Kinder geboren wurden — nicht eine innere Um- 
stellung erfahren. Es erwacht in ihnen ein stetig wachsendes Gefühl 
. der Zuneigung, das um so stärker wird, je mehr die Eltern sich 
selbst in ihren Kindern wiedererkennen und wiederfinden. Schließlich 
gehören zu Menschen in einem bestimmten Alter Kinder. Wenn sie 
fehlen, wird eine natürliche Ordnung gestört. Mancher Überreizte hat 
in der Sorge und Liebe zu seinen Kindern sein inneres Gleichgewicht 
und die Gesundheit seiner Nerven wieder erhalten. 


Es geht hier darum, in allen Volksgenossen das Gefühl der Zu- 
neigung zum Kinde wieder zu erwecken, wo es durch mehr oder 
minder krankhafte Ichgefühle überwuchert ist. Das hat natürlich seine 
Grenzen und muß seine Grenzen haben. Wir wollen nur gesunde 
Kinder, die wir nicht von Eltern mit irgendwelchen Entartungs- 
erscheinungen — und dazu gehört das ausgesprochene Widergefühl 
gegen das Kind — erwarten können. 


Die Einstellung zum Kinde ist letztlich eine Sache der Welt- 
anschauung. Wie wir unsere Umwelt sehen und empfinden, als was 
wir sie verstandes- und gefühlsmäßig erfassen, wie wir unser Sein 
in unsere Umwelt einordnen, und welchen Sinn wir unserem Sein 
beimessen, davon ist unsere Einstellung zu allen Dingen abhängig. 
Die Natur lehrt uns in unendlicher Vielfältigkeit, daß der Sinn alles 
Lebens der ist, es möglichst hoch zu entwickeln, weit zu entfalten und 
möglichst zahlreich und vollkommen neu zu schöpfen, daß unser 
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Sein seinen Sinn aus einem größeren Sein erhält, aus der Familie 
und aus der großen Familie des Volkes. 

Eine solche Art Weltanschauung ist natürlich und organisch. 
Aus allen Gesetzen des Lebens spricht sie eindringlich zu uns. Und 
doch ist diese Weltanschauung nicht Gemeingut der Menschheit, auch 
nicht unseres Volkes. Die untergegangenen Völker der Geschichte 
verloren sich in Weltanschauungen, die die irdischen Lebensgesetze 
mißachteten und den Sinn alles Seins außerhalb der Atmosphäre 
unserer Erde suchten. Sie gingen zugrunde, weil sie in ihrem Dasein 
das Wesentliche nicht mehr vom Unwesentlichen zu scheiden ver- 
mochten. Und in allen sterbenden oder stagnierenden Völkern unserer 
Zeit griffen wieder solche Weltanschauungen Platz, die den Sinn für 
die wesentlichen Dinge des Seins vermissen lassen. 

Es ist eine uralte Sehnsucht der Menschen unserer Rassen, nach 
dem Tode weiterzuleben. Die verschiedenen Religionen haben dieses 
Sehnen in mehr oder minder feste Formen eines Jenseits zu gießen 
verstanden. Für jeden nachdenklichen Menschen liegt aber über 
diesen Dingen nur Ungewißheit und Zweifel. Eine Gewißheit aber 
gibt es demgegenüber: Das erdgebundene Fortlebenkönnen in den 
Kindern, die wir mit artverwandten Menschen haben. Daß dieser 
wirklichkeitsnahe Gedanke der Wiedergeburt im Kinde in alter und 
neuer Zeit bei so vielen Völkern seine Kraft verlor, daß dieser 
Gedanke sich bei allen christlich gewordenen Völkern durch die Vor- 
stellung einer Auferstehung in einem doch allenfalls nur erahnten 
Jenseits verdrängen .ließ, dafür gibt es vielleicht diese Erklärung: 
Alle diese Völker sind rassisch in sich so stark gemischt, daß es für 
den einzelnen Volksangehörigen wenig wahrscheinlich ist, einen art- 
verwandten Partner zu heiraten, wodurch die Voraussetzung für die 
Geburt artgleicher Kinder entfällt. Die Kinder erscheinen weder als 
Wiedergeburt des Vaters noch der Mutter. Keiner von beiden findet 
sich in ihnen ganz wieder, so daß sie von den Eltern nicht als Fort- 
setzung oder Neuschöpfung des eigenen Lebens empfunden werden, 
wie das bei Kindern artgleicher Eltern gegeben ist. °) 

Darin liegt also der Wert der Kinder zutiefst begründet, daß 
wir uns darin fortgesetzt fühlen. Was uns das Kind darüber hinaus 
ist: Das Objekt unserer Zuneigung und Liebe, unserer Sorge und 
Opferbereitschaft, das ist es uns in um so stärkerem Maße, als wir 


8) Wenn etwa ein gesunder, nordisch bestimmter Mann ein ostisches Mäd- 
chen heiratet, so kann das keine harmonische Ehe ergeben. Der Charakter des 
nordischen Menschen unterscheidet sich durch den Willen zur Leistung, durch 
den rastlosen Bewegungsdrang so grundsätzlich von der besinnlichen, auf Ruhe 
und Bequemlichkeit eingestellten Art des ostischen Menschen, daß darin zwei 
verschiedene Welten begründet liegen. Kinder aus einer so aufgebauten Ehe 
müssen beide Eltern enttäuschen, da in ihnen weder der Vater noch die Mutter 
reproduziert, sondern ein Zwischenwesen mit Zügen von beiden neu gebildet 
wird. 
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eine innere Verwandtschaft zu ihm empfinden. An dieser Wert- 
schätzung des Kindes gemessen ist alle sonstige Freude am Kinde 
in bezug auf seine Bejahung belanglos. Wenn wir diese Einstellung 
zum Kinde haben oder haben können, wenn wir als gesunde Menschen 
uns in unseren Kindern wiederfinden oder wiederzufinden hoffen, dann 
gibt es für uns kein Problem der Geburtenbeschränkung, dann liegt 
es in der Richtung eines gesunden Egoismus, uns möglichst zahl- 
reich und hoch entwickelt fortzupflanzen. Dann wird uns kein Ver- 
zicht, keine Belastung, kein Opfer zu groß sein, daß wir sie nicht 
gerne auf uns nähmen. Wir brauchten uns um die biologische Zukunft 
unseres Volkes nicht zu sorgen, wenn alle deutschen Eltern so denken 
könnten. 

Der größte Teil unserer Elternschaft ist zu solchem Denken nicht 
in der Lage. Bei der rassisch-gemischten Struktur unseres Volkes ist 
es natürlich, daß sich nur in einem Teil der Ehen artgleiche Menschen 
finden. Wenn sich auch nicht immer die äußersten Gegensätze an- 
ziehen, so leiden doch die meisten unserer Ehen an Disharmonien 
kleineren und größeren Umfanges. Davon zeugt die große Zahl der 
jährlichen Ehescheidungen?), die doch nur die Ehen betreffen, in 
denen ein weiteres Zusammenleben einfach unerträglich wurde. 

Es liegt im Zuge unserer Weltanschauung, auch einen organischen 
Aufbau der neuen Ehen anzustreben, also eine Partnerwahl zu be- 
günstigen, die eine gewisse Harmonie der künftigen Ehe verbürgt.’°) 
Das ist aber eine vornehmlich erzieherische Aufgabe, die viele Jahr- 
zehnte, wenn nicht längere Zeit für ihre Lösung braucht. Die Ge- 
burtenarmut unseres Volkes bedarf aber einer kurzfristigen Behebung. 
Da heißt es, mit den gegenwärtigen Gegebenheiten rechnen. 

Noch vor einem halben Jahrhundert wurde der Kinderreichtum 
fast allgemein als ein Segen angesehen. Das liegt zu einem Teil 
wenigstens an guter alter Tradition: Kinderreichtum war eben von 
jeher die Norm gewesen, nicht nur in unserem Volke. Jedes Volk, 
das von dieser Norm abwich, tilgte sich aus. Die christlichen Kirchen 
richteten zwar ihre Gläubigen auf ein Jenseits aus, waren jedoch — 
wenigstens die katholische Kirche — Gegner der Geburtenbeschrän- 
kung, vielleicht schon deshalb, um möglichst viele Seelen in ihre 
Obhut nehmen zu können. 

Die schlichte Freude an der Aufzucht gesunder Kinder war bis 
vor einigen Jahrzehnten ebenso allgemein wie die damit verbundenen 
Belastungen. Es gehörte zur guten Sitte, viele Kinder zu haben. Der 


°) Im Jahre 1%7, das einen starken Rückgang Bene den Vorjahren 
aufweist, wurden noch 46 786 une in Deutschland (ohne Österreich) 
gezählt bei einer gleichzeitigen Eheschließungszahl von 619 971. (Statistisches 
Jahrbuch für das Deutsche Reich 1938, S. 68 und 40.) 

10) Die einschlägigen Bestimmungen für die 44-Angehörigen weisen in diese 
Richtung. 
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Umschwung trat ein mit der Verstädterung unseres Volkes, mit der 
Verfeinerung seiner Lebensgenüsse und ihrer Verallgemeinerung. 
Spielte sich bislang das Leben vorwiegend in der Familie ab, so ver- 
lagerte es sich jetzt — nach der Zusammenballung immer größerer 
Teile unseres Volkes in den ‘Großstädten — nach draußen. Die 
Freuden und Vergnügungen, die in Unruhe und Unrast die moderne 
Großstadt mit allen Mitteln neuzeitlicher Propaganda im Übermaß 
darbietet, begannen, mit der schlichten Freude an der Familie, an 
den Kindern zu konkurrieren; ein Wettlauf, der zugunsten der Groß- 
stadtfreuden ausging. 

Und warum mußte dieser Wettlauf so ausgehen? Die so viel- 
fältigen, wenn auch oft recht seichten Freuden der Großstadt lassen 
sich zu einem geringen .Preis erstehen. Demgegenüber ist die schlichte 
Freude an der Aufzucht gesunder Kinder in der Regel nur um den 
unvergleichlich hohen Preis stärkster Belastungen vielfältiger Art 
zu erkaufen. Ich möchte wiederholen, um nicht mißverstanden zu 
werden: Demjenigen, der in seinen Kindern die Neuerstehung seiner 
selbst sieht, bedeuten diese Belastungen ein Nichts. Wem aber diese 
Sicht fremd ist, wem diese Sicht nicht eigen sein kann, der wird in 
der Freude an der Aufzucht der Kinder das einzige und nur kleine 
Äquivalent für die großen Belastungen finden, es sei denn, daß er 
die Belastungen aus einer inneren Verpflichtung der Gemeinschaft 
gegenüber auf sich nimmt, was nicht gerade häufig sein dürfte. 


Es ist schon so, daß liberalistisches und materialistisches Denken 
unser Volk in Bezug auf das Geburtenproblem nahezu in seiner 
Gesamtheit erfaßt hatte. Materielles Diesseitsdenken ließ das Kind, 
das natürlicherweise den größten Wert für den Einzelnen wie für die 
Gesamtheit verkörpert, zu einem Belastungsposten im Leben des 
Individuums herabsinken. Jedes gesunde Empfinden für die wesent- 
lichen Dinge des Daseins ging verloren und ganz selbstverständlich 
wurde die liberalistische Sozial- und Wirtschaftsordnung zu einer 
unerhörten Ungerechtigkeit gerade gegenüber den an Zahl immer 
geringer werdenden Kinderreichen. 

Die billigen Großstadtfreuden standen und stehen auf der einen 
Seite: Sport, Kino, Variete, Tanz, all die Formen der Geselligkeit, 
all die Arten kleiner und großer Vergnügungen. Der Wegfall dieser 
Freuden, dazu vielfältige Belastungen und Bindungen verschiedenster 
Art, das ist die andere Seite. Kinderaufzucht und ungeschmälerte 
Teilnahme am Großstadtleben, das gibt es nicht nebeneinander. Wer 
daran teilhaben will, braucht dafür freie Zeit, eine gewisse Unge- 
bundenheit und Geld. Das Kind schränkt diese drei Dinge regelmäßig 
ein — wenigstens bei der Frau. So kam es und kommt es immer 
wieder zu der Wahl zwischen diesen Freuden und dem Kind. Häufig 
ergab sich dieser Kompromiß: Erst einmal „etwas vom Leben haben“, 
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darum spät heiraten, dann in der Ehe erst spät Kindern das Leben 
schenken, und zwar nicht möglichst vielen Kindern, sondern möglichst 
wenigen, damit man immer noch „etwas vom Leben haben‘ kann 
bzw. die gewohnte Lebensart nicht ganz und für immer aufzugeben 
braucht. 

Daß dieser Kompromiß sich so leicht und so allgemein durch- 
setzen konnte, dürfte wenigstens teilweise eine Begründung in der 
Emanzipation der Frau haben. Durch den jahrzehntelangen Frauen- 
überschuß, der durch den Weltkrieg einen besonderen Anstieg erhielt 
und der auch heute. noch recht hoch ist"), gingen Millionen deutscher 
Frauen ihrer natürlichen Berufung als Mutter verlustig. Millionen 
deutscher Frauen wurden gezwungen, zeitlebens ledig zu bleiben und 
sich ein selbständiges Erwerbsleben aufzubauen. Diese Frauen konn- 
ten und können sich ihr ganzes Leben hindurch viel mehr den 
Genüssen aller nur denkbaren modernen Daseinsfreuden hingeben 
als ihre Mütter gewordenen Schwestern, die ihrerseits in einer mög- 
lichsten Beschränkung der Kinderzahl die einzige Möglichkeit sehen 
mußten, auch noch an diesen Freuden teilzuhaben. 

Wir wollen die modernen Daseinsfreuden nicht verneinen, so sehr 
wir im Einzelfall über ihren Wert oder Unwert streiten mögen. Wir 
müssen es aber als ungerecht empfinden, daß diese Freuden sich denen 
sperren, die mit ihren Kindern in ihrer Gesamtheit gesehen dem Volk 
die Jugend schenken. Gerade diesen Volksgenossen kommt wegen 
der vielen großen und kleinen Sorgen in der Erziehung der Kinder 
eine Ausspannung vor allen anderen Volksgenossen zu. 

Die Belastungen, die Bindungen, alle die großen und kleinen 
Sorgen, die jedes einzelne Kind seinen Eltern bereitet, sind von einer 
solchen Vielfältigkeit, daß es schon verständlich ist, wenn jungen 
Menschen allzu oft — ganz abgesehen von den obendrein verloren- 
gehenden Daseinsfreuden — das Kind als untragbare Last erscheint. 

Es liegt gewiß an den verfeinerten und vielfach ungesund ge- 
wordenen Lebensgewohnheiten unserer Zeit, wenn einem Großteil 
unserer Frauen schon das Austragen des Kindes zu einer unerhörten 
Belastungsprobe wird und leichte Geburten heute nicht mehr allgemein 
sind. Leider ist der Gesundheitszustand weitester Kreise unseres 
Volkes durch falsche Lebenshaltung, grundlegende Fehler in der 
Ernährung und durch die wieder stetig zunehmende Verbreitung der 
Genußgifte so geschwächt, daß nur ein Teil der deutschen Frauen 
ohne bange Sorgen um das eigene Leben der Geburt der Kinder 
entgegensehen kann. Es ist Sache der Medizin, die Grundsätze für 
ein gesundes Mutterwerden herauszustellen, und Aufgabe des Staates, 


11) Im Jahre 1983 kamen in Deutschland auf 1000 männliche Personen 
1058 weibliche, 19384 in Österreich sogar 1081. (Statistisches Jahrbuch für das 
Deutsche Reich 1988, S. 9.) 
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diese Grundsätze und alle erdenkliche Hilfe unseren werdenden 
Müttern ganz allgemein zuteil werden zu lassen. 

Die Pflege der werdenden deutschen Mutter ist heute noch an die 
sozialen und wirtschaftlichen Verhältnisse der einzelnen Familie ge- 
bunden, so an die Zugehörigkeit zu einer Krankenkasse oder an das 
Vorhandensein entsprechender finanzieller Mittel. Diese Pflege wird 
unser Staat — früher oder später — einmal in umfassender Form 
selbst übernehmen: Jede deutsche Mutter muß so frühzeitig in die 
sorgende Obhut der deutschen Ärzteschaft gegeben werden, daß die 
normal verlaufende, die leichte Geburt wieder die allgemeine Norm 
wird. In großzügiger Weise müssen die Mittel für besondere Pflege 
(ohne jede wirtschaftliche Belastung der betreffenden Mütter oder 
ihrer Familien) zur Verfügung gestellt werden, bis einmal jede 
werdende deutsche Mutter das stolze Gefühl haben kann: Um mich 
sorgt sich die ganze Volksgemeinschaft. Dann wird — von der wich- 
tigen Seite der gesundheitlichen Betreuung her gesehen — keine 
wertvolle deutsche Frau mehr Bedenken haben brauchen, Mutter zu 
werden. Eine umfassende gesundheitliche Betreuung der deutschen 
Mütter erfordert die Bereitstellung recht beträchtlicher Mittel. Die 
Möglichkeit der Aufbringung dieser Mittel innerhalb des Familien- 
lastenausgleichs wird in einem späteren Abschnitt mit behandelt. *°) 

Neben die gesundheitliche Belastung der Frau durch Schwanger- 
schaft und Geburt treten weitere Lasten und Bindungen: Verzichten, 
immer wieder auf so manche liebgewordene Gewohnheit verzichten, 
heißt es für die junge werdende Mutter. Die ganze Zeit vor der Geburt 
und mehrere Monate nachher gibt es für sie keinen Sport, keine 
Vergnügungen, immer aber Verzicht auf alle möglichen Daseins- 
freuden und Genüsse. Weitgehend ist die werdende Mutter ans Haus 
gebunden. Die letzten Monate mag sie sidh in ihrem Zustand gar 
nicht blicken lassen, weil ein ungesundes Empfinden weitester Kreise 
dem auch heute noch entgegensteht. Man kann die junge Mutter gar 
nicht zu viel ehren, um sie hoch genug in der Achtung aller heraus- 
zustellen. Die werdende Mutter sollte uns in ihrer leiblichen Wand- 
lung der Inbegriff alles werdenden Menschenlebens sein. Nur eine 
verlogene, haltlose Zeit ohne jeden Sinn für die wesentlichen Dinge 
in unserem Sein konnte das Bild der gesunden werdenden Mutter als 
unschön empfinden. | 

Mit der Geburt des Kindes tritt in das Leben der Eltern, nun- 
mehr unmittelbar beider Eltern, das Moment einer steten umfassenden 
Belastung ein, das nicht alle Elternschultern zwei lange Jahrzehnte 
hindurch gleichermaßen leicht zu tragen vermögen. Die Mutter bleibt 
die Hauptträgerin dieser Lasten. Ihr bürden sich in bunter Vielfältig- 
keit alle die großen und kleinen Mühen auf, die man allzu häufig 


12) Siehe Seite 82 dieser Schrift. 
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mit ein paar gedankenlosen Worten lieblos abtut und die doch Tag 
für Tag viele Stunden anstrengender und nicht immer besonders 
erfreulicher Arbeit erfordern. Jeden Tag nur eine Arbeitsstunde auf 
die Kinderwäsche beim Kleinkind verwandt, das bedeutet im Jahr 
fast zwei ganze Monate hindurch jeden Werktag in achtstündiger 
Arbeitszeit mit dieser Beschäftigung verbringen. Wie oft muß da der 
Vergleich mit der kinderlosen Freundin aufkommen, die das alles 
nicht nötig hat. 

Jede Mutter tut alle diese Arbeiten gerne für ihr Kind. Aber alle 
mütterliche Arbeitskraft hat Grenzen, und je mehr die Mutter durch 
die Arbeit an den vorhandenen Kindern in Anspruch genommen wird, 
desto weniger kann sie willens und fähig sein, weiteren Kindern das 
Leben zu schenken. Und darauf kommt es ja besonders an, daß es in 
gesunden Ehen nicht bei ein oder zwei Kindern bleibt, sondern dab 
drei, vier und weitere Kinder geboren werden. Also gilt es, durch 
Bereitstellung entsprechender Hilfen eine Überlastung der jungen 
"Mutter zu vermeiden. Der jungen Mutter muß immer eine ausreichende 
Freizeit verbleiben, die ihr eine Entspannung in Sport und Frohsinn 
gestattet, die gerade sie besonders braucht. 

Neben die rein arbeitsmäßige Belastung tritt für die junge Mutter 
die Bindung an das Haus. Was ihr an Freizeit verbleibt, kann sie 
vielfach gar nicht in der rechten Art ausnutzen. Kleine Kinder kann 
man nicht ohne Aufsicht lassen, zudem wollen sie alle paar Stunden 
genährt oder gefüttert werden. Nur mit innerer Unruhe läßt die Mutter 
ihr Kind auch nur für eine Stunde allein. Auch von diesem Gesichts- 
punkte aus braucht die junge Mutter schon bei einem einzigen Klein- 
kind wenigstens stundenweise eine Hilfe. Sonst bleiben ihr außerhalb 
des Hauses alle Daseinsfreuden versagt, dann gibt es für sie keinen 
Sport, kein Theater, keinen Film mehr, geschweige denn in unge- 
trübter Freude etwa ein Wochenende an der frischen Luft oder gar 
eine größere Ferienreise. 

Gewiß, ideal ist es, wenn sich Verwandte — meist Großeltern — 
. finden, die die Kinder in solchen Fällen gerne in ihre Obhut nehmen. 
Damit kann aber nur ein Teil der jungen Eheleute rechnen. Da ist 
es einem jeden sicherer, wenn von vornherein fest damit gerechnet 
werden kann, daß der Staat in gewissem Umfange Ausgleichsmittel 
zur Verfügung stellt, die es auch ermöglichen, die Kinder wenigstens 
hin und wieder in die Obhut einer fremden Hilfe zu geben. 

Kinder benötigen aber nicht nur Pflege, sie brauchen auch Nah- 
rung, Kleidung und Wohnung. Was die Eltern hiefür zusätzlich aus- 
geben müssen, das haben sie für die Gestaltung ihres eigenen Lebens 
weniger. Die Ausgaben für diese Dinge sind so beträchtlich"), daß 
die Eltern nicht mehr das Leben führen können, das wirtschaftlich 


- 28) Siehe die Berechnungen über die tatsächlichen Kosten der Kinderauf- 
zucht Seite 57 ff. dieser Schrift. 
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Gleichgestellte ohne Kinder sich leisten können. Sie sinken im Niveau 
ihrer Lebenshaltung — wenigstens in der Masse gesehen — unter 
dasjenige der Kinderarmen und Kinderlosen ihrer Einkommensschicht. 
Da sie über geringere freie materielle Mittel verfügen als diese, bleibt 
ihnen der Zugang zu Ausspannung und ausgiebiger Erholung, der 
durch die arbeitsmäßige Belastung der kinderreichen Mutter und ihre 
Bindung an das Haus ohnehin erschwert ist, allzu oft ganz versperrt. 
Demgegenüber stehen den Kinderlosen und Kinderarmen ausreichende 
Mittel zur Verfügung, um ihre viel reichlicher bemessene Freizeit nach 
Gutdünken ohne alle Bindungen gestalten zu können. 

Ein Beispiel: Kinderlose und kinderarme Familien einer bestimm- 
ten Einkommensschicht können sich etwa gerade noch einen eigenen 
Wagen, ein Motorrad, ein Boot oder vielleicht einen Garten halten. 
Für die Ausgestaltung der viel knapperen Freizeit kämen der kinder- 
reichen Familie diese Dinge viel eher zu. Durch die Kosten für die 
Aufzucht der Kinder bleibt ihnen die Haltung dieser Annehmlich- 
keiten versagt. So setzt der wenigstens vorläufige Verzicht auf die 
Geburt von Kindern viele junge Volksgenossen — im Gegensatz zu 
Gleichaltrigen mit Kindern — in den Stand, „erst mal etwas vom 
Leben zu haben“.'*) Es wäre nur gerecht, wenn gerade den Kinder- 
reichen, die ihre innige Verbundenheit zur Volksgemeinschaft in 
ihren Kindern zutiefst bezeugt haben, die Annehmlichkeiten des 
Daseins in besonderem Umfange offen ständen. 

Eine andere negative Seite zeigt der Kinderreichtum unter den 
obwaltenden und insbesondere unter den früheren sozialen Verhält- 
nissen im Hinblick auf den beruflichen Aufstieg des Vaters. Durch 
die Befassung mit all den großen und kleinen Dingen, die die Er- 
ziehung der Kinder mit sich bringt, ist auch die Freizeit des Vaters 
beschnitten. Seine wirtschaftlichen Mittel werden durch die Aufzucht 
der Kinder verknappt. Er ist nicht in der Lage, den gleichen Auf- 
wand wie der Kinderlose zu betreiben '°) und hat viel weniger als 
dieser die Möglichkeit, sich in seinem Beruf weiterzubilden. Die 
Spätehe in der akademischen Schicht unseres Volkes ist schließlich 
eine Folge davon, daß der Abschluß der sehr langen Ausbildung 

14) Die leichte Anschaffungsmöglichkeit eines Wagens in Gestalt des Volks- 
wagens dürfte künftig sehr viele Volksgenossen veranlassen, zugunsten eines 
solchen wenigstens zunächst auf Kinder zu verzichten. Mit der Einführung eines 
vollständigen Familienlastenausgleichs würde diese ungünstige Auswirkung der 
sonst zu begrüßenden verstärkten Motorisierung unseres Volkes entfallen: Die 
Anschaffung des Volkswagens wäre dem Kinderarmen nicht leichter als dem 
Kinderreichen, dem der Wagen für die Freizeitgestaltung seiner Familie sicher 
eher zusteht als jenem. 

15) Vgl. H.W. Siemens, Vererbungslehre, München 1934, S. 149: 

„Hier (in den aufstrebenden Kreisen) leiden deshalb auch die kinderreichen 
Familien am stärksten unter der Konkurrenz der kinderarmen und kinderlosen,. 
die durch ihr Beispiel die gesellschaftlichen Verpfliehtungen des Standes, die 


sog. „Repräsentationspflichten“ steigern und zu fortdauernder Erhöhung der 
Lebensansprüche anreizen.“ 
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durch eine Verheiratung in unerträglicher Weise erschwert würde. 
Ein weiterer Vorteil des Kinderlosen für sein berufliches Fortkommen 
ist seine Ungebundenheit: Er kann unschwer überall eine Stellung 
annehmen. Der Kinderreiche ist viel ortsgebundener. Er wird bei 
einem Wechsel stets die weiteren Ausbildungsmöglichkeiten seiner 
Kinder berücksichtigen müssen. Zudem macht sein größerer Haus- 
halt eine Ortsänderung kostspieliger und schwieriger. 

Alle diese Erwägungen der Eltern über ihre eigene Belastung 
wiederholen sich gegenüber jedem schon vorhandenen Kind. Ein oder 
zwei Kinder lassen sich vielleicht gerade so aufziehen, wie man es 
in Bezug auf Lebenshaltung und Ausbildung wünscht und für richtig 
hält. Ein drittes oder viertes Kind, geschweige denn noch weitere 
würden sich nur auf Kosten der schon vorhandenen Geschwister groß- 
ziehen lassen. Man könnte dann keinem Kind die als ideal angesehene 
Lebenshaltung und Ausbildung bieten, Könnte etwa keines der Kinder 
auf eine höhere Schule schicken, müßte sie also mit anderen Worten 
in eine tiefere soziale Schicht absinken lassen. Demgegenüber gibt 
es nur den einen Gedanken: Dann lieber nur ein oder zwei Kinder, 
diesen aber ein Optimum an Lebensbedingungen und Aufstiegsmög- 
‚lichkeiten. °’*) 

Der soziale Abstieg — der eigene und derjenige der Kinder — 
wird allgemein gefürchtet, der Aufstieg ebenso allgemein erstrebt. 
(Man will „was Besseres‘ werden, als Eltern und Großeltern waren, 
man „will es zu etwas bringen‘, so bezeichnet von Ungern-Sternberg 
diesen Drang aufzusteigen.) Dieses Streben der Eltern insbesondere 
für ihre Kinder ist an sich etwas durchaus Gesundes. Es spiegelt sich 
darin der Gedanke wider, in den Kindern schöner und vollkommener 
fortzuleben. Wenn sich dieses gesunde Streben in der Beschränkung 
der Kinderzahl bevölkerungspolitisch so ungünstig auswirkt, liegt 
das an unseren im letzten Jahrhundert so unorganisch gewachsenen 
wirtschaftlichen und sozialen Verhältnissen. Es geht hier darum, diese 
Verhältnise so zu gestalten, daß das Streben nach wertvoller Nach- 
kommenschaft sich organisch mit dem nach möglichst zahlreicher 
vereinen kann. 

Die Geburt von Kindern darf keine materielle Belastung mehr 
mit sich bringen, die ein Herabsinken der elterlichen Lebenshaltung 
und derjenigen schon vorhandener Kinder zur Folge haben kann. '”) 

In der Zeit der großen Arbeitslosigkeit von Millionen tüchtiger 


16) Vgl. H. W. Siemens, Vererbungslehre, München 1984, S. 150: 
‚Nicht in der Schwierigkeit, eine größere Familie zu ernähren und zu 
| kleiden, ist deshalb der eigentliche Grund des Rassenverfalls zu suchen, sondern 
in der Unmöglichkeit, mehrere Kinder so zu kleiden, so zu ernähren und 
auszubilden, wie das die Kinderarmen desselben Berufsstandes mit ihrem Ein- 
zigen tun können.“ 

ı7) Vgl. Friedr. Burgdörfer: Völker am Abgrund, München/Berlin 1937, S.25: 
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Volksgenossen war die Sorge um die künftige Existenz des Kindes 
ein starkes Argument dafür, dieses erst gar nicht ins Leben treten 
zu lassen. Im nationalsozialistischen Deutschland entfällt diese Sorge. 
Wir wissen heute, daß Boden und Kapital nicht die Urheber des 
Woblstandes einer Nation sein brauchen, sondern daß diese beiden 
Produktionsfaktoren sich weitgehend durch den Faktor Arbeit — 
schöpferische Arbeit, wie sie der deutsche Mensch zu leisten ver- 
mag — vertreten und ersetzen lassen. Die gewaltigen Werte, die der 
neue .Staat in wenigen Jahren aufbauen konnte, verdanken wir der 
_ unvergleichlichen organisch eingesetzten Schaffenskraft des deutschen 
Menschen. Es ist gar nicht denkbar, daß die deutsche Arbeitskraft 
jemals wieder zum Brachliegen verurteilt wird wie in den Jahren 
vor 1933. Für all die Aufgaben, die der Lösung durch das erstarkte 
Deutschland harren, wird es eher auf Jahrzehnte zu wenig Hirne 
und Hände geben. Um die Zukunft gesunder deutscher Menschen 
braucht es uns also nicht mehr zu bangen. 


Auf einen kleinen Abschnitt der elterlichen Besorgnisse sei noch 
hingewiesen: Auf die persönlichen Schicksalsschläge, die — von einer 
einzelnen Familie getragen — diese niederdrücken müssen, die aber 
— auf die starken Schultern der Volksgemeinschaft genommen — 
ihr erdrückendes Gewicht verlieren. Tod und Unglücksfälle des Er- 
nährers, insbesondere auch Unglücksfälle der Kinder können das 
wirtschaftliche Gleichgewicht gerade in der kinderreichen Familie 
auf das empfindlichste stören. Jeder kennt diesen oder jenen Fall in 
seiner engeren und weiteren Umgebung, wo durch einen solchen 
Schicksalsschlag alles Familienglück für immer zerstört wurde. Viele 
sagen daher, wenn man ihnen von Kindern spricht: „Ja, aber es 
könnte dieses geschehen oder jenes, und wie stände dann das arme 
Kind da, wie ständen wir da?“ Vor lauter Verantwortungsgefühl und 
Sorge um das Kind, das noch gar nicht da ist, möchten sie nicht 
zulassen, daß es, überhaupt geboren wird. Aus solchen übertriebenen 
Besorgnissen spricht oft die eigene Lebensuntüchtigkeit, die man bei 
etwaigen eigenen Kindern — wenigstens unterbewußt — auch er- 
wartet. Schließlich bedeutet selbst der Verlust eines Kindes kaum 
etwas Grausameres als seine Nichtgeburt aus lauter übertriebenem 
Verantwortungsgefühl. Für das Volksganze und sein Wachstum sind 
Sterben und Nichtgeborenwerden von Kindern gleich große Verluste. 


„Die wirtschaftlichen Opfer, die wirtschaftlichen Vorausbelastungen, die 
heute in allen Völkern und in allen Gesellschaftsschichten mit Kinderreichtum 
verbunden sind, müssen nach Möglichkeit erleichtert, sie müssen tragbar ge- 
macht werden, so daß bei gutem Willen eine ausreichende Fortpflanzung möglich 
erscheint, ohne daß die Eltern befürchten müssen, durch ihren Kinderreichtum 
aus der überkommenen gesellschaftlichen und sozialen Schicht abzusinken.“ 
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Es soll hier keineswegs einer stärkeren Fortpflanzung der lebens- 
untüchtigen Elemente unseres Volkskörpers durch Hebung ihrer Fort- 
pflanzungsfreudigkeit das Wort geredet werden. Es darf keinesfalls 
eine Art Versicherung gegen alle größeren und kleineren Widrigkeiten 
im Kampf der Familie ums Dasein geben. Wo es sich aber um wirk- 
liche Schicksalsschläge handelt, die die weitere Existenz der Familie 
gefährden, müssen die Kinderreichen die helfende Hand des Staates 
über sich wissen. 
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Il. 


Die Notwendigkeit eines möglichst totalen Ausgleichs 
der Familienlasten und die grundsätzlichen 
Anforderungen an einen solchen Ausgleich. 


A. Die Notwendigkeit eines möglichst totalen Ausgleichs der 
Familienlasten. 


In früherer Zeit mag Kinderlosigkeit und Kinderarmut allgemein 
als ein so großes Übel angesehen worden sein, daß demgegenüber die 
materiellen Vorteile der davon Betroffenen kaum beachtet wurden, 
zumal wegen dieser gesunden Einstellung die Kinderlosen und Kinder- 
armen in geringer Minderzahl waren. Heute ist Kinderreichtum die 
Ausnahme, Kinderlosigkeit und Kinderarmut die Regel.'*) Die viel- 
fältigen Belastungen der Kinderreichen in dem einem jeden sicht- 
baren schroffen Gegensatz zu den Kinderarmen brachten es dazu, 
daß im Laufe von Jahrzehnten der Reichtum an Kindern nicht mehr 
als ein Segen empfunden wurde, sondern eher als ein Übel, ja als 


18) Heute gibt es viele Hunderttausende von Ehen, die dauernd kinderlos 
oder kinderarm bleiben. Kennzeichnend für die betreffenden Ehepaare ist, daß 
sich die Sinnlosigkeit ihres Ehelebens erst mit zunehmendem Alter in aller 
Trostlosigkeit kundtut. v. Ungern-Sternberg schildert den sich dann regelmäßig 
ergebenden Zustand treffend mit diesen Worten: 

„Die geistige Situation dieser Paare (kinderlose ältere Ehepaare) ist da- 
durch gekennzeichnet, daß sie sich vereinsamt und vernachlässigt fühlen. Ihnen 
fehlt die Möglichkeit, teilzunehmen an den Freuden und Leiden der eigenen 
Kinder und Kindeskinder. Sie wissen nicht, womit sie ihr Leben ausfüllen, wie 
sie ihre noch unverbrauchten körperlichen und geistigen Kräfte nutzen sollen. 
Eine trübe, freudlose, gelangweilte und griesgrämige Gemütsverfassung scheint 
für solche Paare in der Regel bezeichnend zu sein. Hier dürfte sich zeigen, wo 
und wie die meisten Menschen ihr Leben ausfüllen und sinnvoll gestalten 
können! Fraglos nirgends leichter als in einem großen eigenen Familienkreis.... 
Darum bedarf es der Kinder und nicht des Kindes, will man sich als Elter eine 
seelische Heimstätte sichern, die im Alter von gar nicht hoch genug einzu- 
schätzendem Wert sein kann. Denn wer wird sich um den verbrauchten, ge- 
alterten Menschen mit einiger seelischer Hingabe bekümmern, falls keine eigenen 
Kinder vorhanden sind? Trostlos kann dann die Leere und Öde werden, die 
diejenigen umgibt, die bewußt und gewollt kinderarm oder kinderlos geblieben 
sind. Keine Altersrente, keine Freundschaft, kein Stammtisch, keine Verbindung, 
kein Klub können das ersetzen, was an seelischer Nähe und Wärme Kinder und 
Kindeskinder Eltern und Großeltern zu bieten vermögen.“ 

von Ungern-Sternberg: Die Ursachen und Folgen des Geburtenrückganges 
und die Abwehrmittel gegen den volksbiologischen Verfall. Berlin 1986, S. 75/77. 
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eine Rückständigkeit. Die mit der Kinderarmut verbundene geringere 
Belastung und größere Ungebundenheit erschien als ein so großer 
Vorzug, daß man das Dasein ohne Kinder als durchaus fortschrittlich 
ansah. Der Kinderreichtum kam mehr und mehr in den Ruf, eine 
Angelegenheit der Dummen zu sein. 

Die nationalsozialistische Weltanschauung hat alle Werte durch 
Bezug auf die Volksgemeinschaft neu geordnet. Im Reichtum an 
gesunden Kindern erblicken wir wieder die Zukunft der ganzen 
Nation. Noch bedarf es aber einer gerechten Lastenaufteilung zwischen 
Kinderreichen und Kinderarmen, um den Kinderreichtum auch im 
Leben der einzelnen Volksgenossen als reinen Segen erscheinen 
zu lassen. 

Die Frage des Familienlastenausgleichs ist eine Frage der völ- 
kischen Gerechtigkeit '?): Es ist unter gar keinen Umständen einzu- 
sehen, warum diejenigen, die unserem Volk die neue Jugend schenken, 
die in ihren Kindern seinen ewigen Bestand mit verbürgen, gerade 
wegen dieser positiven Haltung zur Volksgemeinschaft in irgendeiner 
Hinsicht schlechter dastehen sollen, als solche Volksgenossen, die sich 
dem entziehen. Es heißt doch geradezu den Kinderreichen bestrafen, 
wenn man ihn auf Grund seiner großen Kinderzahl irgendwie wirt- 
schaftlich zurücksetzt.”°) Es wirkt sich ja schließlich wie eine Be- 
lohnung für Kinderarmut aus, wenn der. Kinderarme unter sonst 
gleichen Verhältnissen viel eher als der Kinderreiche daran denken 
kann, sich etwa einen Wagen zu halten, ein Haus zu bauen oder 
irgendwelche anderen Anschaffungen zu machen. 

Es wird immer Menschen geben, die großzügig genug sind, alle 
Lasten den anderen Volksgenossen zuzuschieben, die insbesondere 
auch gern sehen, daß die Lasten der Kinderaufzucht den Eltern mög- 
lichst allein auferlegt sind: Die Eltern haben ja auch die Freude an 
den Kindern. Eigentümlich ist, daß diese Art Volksgenossen die 
Freude an Kindern selbst so gering schätzen, daß sie sich diese 
Freude erst gar nicht verschaffen. Sie ziehen weder selbst Kinder 
auf, noch möchten sie die Lasten der Kinderreichen mittragen. Dabei 

12) Vgl. H. W. Siemens, Vererbungslehre, München 1984, S. 152: 

„Ein wirtschaftlicher Lastenausgleich zwischen Kinderreichen und Kinder- 
armen muß übrigens auch vom Standpunkt der sozialen Gerechtigkeit aus 
unbedingt gefordert werden. Durch die Aufzucht einer größeren Kinderschar 
vollbringt der Familienvater für die Allgemeinheit eine ganz außerordentliche 
Leistung, der der Junggeselle und der Kinderarme nichts entgegenzustellen hat. 
Wird aber die Elternschaft als eine Leistung für die Allgemeinheit anerkannt, 
so ist es nur recht und billig, daß sie auch in wirtschaftlicher Beziehung als 
eine solche behandelt wird.“ 

20) Horand Horsa Schacht: Brennende deutsche Bevölkerungsfragen, Mün- 
chen 1938, S. 35: 

„Unsere heutige gesellschaftliche und staatliche Ordnung ist auch so un- 
sinnig, daß sie jene geradezu wirtschaftlich straft, die der Gesamtheit durch 


Erzeugung eines zahlreichen und lebenskräftigen Nachwuchses den größten 
Dienst leisten.“ 
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wird ihre Zukunft, vor allem im Alter, erst durch die Kinder der 
anderen gesichert. **) Diese Art Volksgenossen haben von der natio- 
nalsozialistischen Weltanschauung noch nichts Wesentliches begriffen. 
Sie schauen ihre Welt immer noch rein individualistisch, nur vom 
engsten eigenen Ich her und nicht vom Ganzen, vom Volke aus. Mit 
dieser Schau stellen sie sich außerhalb der Volksgemeinschaft. 

Das Volk ist ein gewaltiger Organismus. Es lebt in den Zweigen, 
in den Familien fort, die ihm neue Jugend zeugen und gebären. Ohne 
diese neues Leben schenkenden Bestandteile erstürbe das Volk in 
wenigen Jahrzehnten. Es ist eine nüchterne Tatsache, an der es nichts 
zu deuteln gibt, daß die biologische Zukunft unseres Volkes auf 
Gedeih und Verderb von den deutschen Eltern abhängt. Darum ist 
es nur natürlich, wenn unsere volksgebundene Weltanschauung den 
besonderen Schutz der Kinderreichen als eine zwingende Notwendiy- 
keit ansieht. Dieser Schutz erfordert die Entlastung der Kinderreichen 
auf allen Gebieten, bzw. die gerechte Verteilung der Lasten der 
Kinderaufzucht, der Familienlasten, auf alle Schichten der Volks- 
gemeinschaft. 

Gerecht verteilt sind die Lasten der Kinderaufzucht erst dann, 
wenn sie allen Volksgenossen gleichermaßen obliegen, wenn es keinen 
Grund wirtschaftlicher Art mehr gibt, die Kinderzahl zu beschrän- 

ken.”) Es muß das Ziel des Familienlastenausgleichs sein, unsere 
wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse so umzugestalten, daß der 
Ledige ebenso wie der kinderlos oder kinderarm Verheiratete das 
gleiche Lebenshaltungsniveau erhalten wie der Kinderreiche der 
gleichen Berufs- und Leistungsschicht. Mit anderen Worten: Der 
Familienlastenausgleich ist so aufzubauen, daß 
das Lebenshaltungsniveau durch eine Änderung 
2ı) Vgl. Paul Danzer (Politische Biologie. Schriften für naturgesetzliche 
Politik und Wissenschaft. Herausgegeben von Staatsminister a. D., Oberfinanz- 
präsident Dr. Heinz Müller. Heft 3): Geburtenkrieg. München-Berlin, S. 37/38: 

„In jedem Falle aber steht fest, daß de alten Leute, die dem Staat 
keine Kinder schenken oder zu wenig, im Alter ganz oder zum Teil von den 
Kindern derjenigen leben, die ihre Elternpflicht erfüllt,. also 4 oder mehr Kinder 
aufgezogen haben.... 

Dann aber, wenn wir alt sein werden, dann lassen wir uns eben von den 
Kindern derjenigen unterhalten, die es nicht so gemacht haben wie wir. Ist 
‚das Gemeinnutz oder Bekenntnis zur Volksgemeinschaft? Ja — ist es nicht eine 
bedenkliche Fehlrechnung?“ | 

22) M. Staemmler kleidet das in diese Worte: IB» 

„Der Ausgleich muß so scharf sein, daß es sich auf der einen Seite nicht 
mehr lohnt, keine Kinder zu haben; und daß auf der anderen Seite, Kinder zu 
haben nicht mehr eine Last, ein untragbares Opfer ist, sondern eine Freude. 
Kinder bringen Freude und Sorgen ins Haus. Werden die Sorgen zu groß, 
so müssen sie die Freuden vernichten. IInd das soll verhindert werden. Auf 
der anderen Seite sollen dann diejenigen, die selbst keine Kinder haben wollen, 
wenigstens durch geldliche Leistung gezwungen sein, den anderen ihre Sorgen 
tragen zu helfen. Auf diese Weise werden sie gezwungen, auch am Aufbau des 


Volkes mitzuarbeiten.“ 
(Rassenpflege im völkischen Staat, München 19833, S. 75.) 
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des Familienstandes, insbesondere durch eine 
wachsende Kinderzahl, nicht mehr beeinträchtigt 
wird, vielmehr innerhalb der gleichen Berufs- 
und Leistungsschicht für die verschiedenen 
Familienstände möglichst gleich bleibt. 

Die wirtschaftliche Entlastung der Kinderreichen ist in ver- 
schiedenem Umfange denkbar: Durch Prämien, die nur einen Anreiz 
zu größerer Kinderzahl geben sollen, durch mehr oder minder 
gewichtige Beihilfen in Gestalt von einmaligen oder laufenden Unter- 
stützungen, schließlich durch den vollen Ausgleich der Lasten. Zweifel- 
los lassen sich auch auf dem Wege der Prämien und Beihilfen be- 
achtenswerte bevölkerungspolitische Erfolge erzielen. Darüber aber 
muß Klarheit herrschen, daß das Optimum an bevölkerungspolitischem 
Erfolg von dieser Seite her nur durch den möglichst vollen Ausgleich 
der Familienlasten erzielt werden kann. Dieser ist erst dann gegeben, 
wenn von der wirtschaftlichen Seite her einem reichen Kindersegen 
‘nichts mehr im Wege steht. 

Bedeutet der Familienlastenausgleich nun nicht einen Rückfall 
in die materialistische Denkart? Ist es berechtigt zu sagen, durch 
die materielle Entlastung würde den Eltern alle Opferfreudigkeit 
gegenüber den Kindern genommen? Das trifft doch einfach nicht zu. 
Auch nach vollständigem Ausgleich der besonderen wirtschaftlichen 
Lasten bleiben den Eltern so viele Möglichkeiten und Notwendig- 
keiten der freudigen Opferbereitschaft, daß wir nie befürchten brau- 
chen, daß einmal die schöne elterliche Tügend der Opferfreudigkeit 
gegenüber den Kindern verloren geht. All die Arbeit, die die Eltern 
an ihren Kindern in der Zeit haben, die der Kinderlose seiner Aus- 
spannung widmen kann, all die großen und kleinen Sorgen, die die 
Eltern immer wieder auf sich nehmen müssen und auch gerne auf 
sich nehmen, entziehen dieser Befürchtung den Boden. 

Grundlegend muß der Gedanke sein, daß die 
Familienlasten ausgeglichen werden, nicht mehr 
und nicht weniger. Jedes Mehr als der Ausgleich macht aus 
der Kinderaufzucht ein Geschäft, das nicht immer die besten Volks- 
genossen wahrnehmen werden, dafür aber um so mehr die besonders 
materiell eingestellten. Eine überdurchschnittlich starke Fortpflanzung 
dieser Bestandteile unseres Volkes kann nicht erwünscht sein, weshalb 
bei den familienfördernden Maßnahmen zu beachten ist, daß möglichst 
in keinem Falle das Maß des Ausgleichs überschritten wird. 

Ebenso bedenklich ist auch die Unterschreitung dieses Maßes. 
Es ist denkbar, mit verhältnismäßig geringen Mitteln einen Anreiz 
recht materieller Art zu erhöhter Kinderfreudigkeit zu geben. Nehmen 
wir das Beispiel einer — angenommen — einmaligen Prämie von 
RM 500.— je neugeborenes Kind. Eine Prämie in dieser Höhe macht 
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einen Betrag aus, den viele Millionen deutscher Volksgenossen selten 
oder nie in ihrem Leben bar und in einer Summe als eigen in Händen 
halten. Als Rente auf die gesamten Jugendjahre eines heranwach- 
senden Menschen verteilt, reichen RM 500.— unter gar keinen Um- 
ständen dazu aus, einen jungen Menschen heranwachsen zu lassen, 
Mit einer Verzinsung von 3 v.H. auf die Sparkasse gelegt, ließe sich 
bis zur Erschöpfung von Kapital und Zinsen nicht einmal ganze 
10 Jahre hindurch ein monatlicher Betrag von RM 5.— abheben. Und 
doch würde eine solche einmalige, in bar ausgezahlte Prämie Hundert- 
tausende von Volksgenossen eher bewegen, einem Kinde das Leben 
zu schenken, als etwa das Angebot einer monatlichen Beihilfe von 
beispielsweise RM 10.—, die kapitalisiert viel mehr als den doppelten 
Betrag der Prämie ausmachen würde. Wenn es uns nur auf die Zahl 
der Kinder ankommt, mag es richtig sein, das Mittel der Prämie zu 
wählen. Man appelliert dann an den Materialismus im Volksgenossen, 
an das Wahrnehmen eines augenblicklichen Vorteils und damit gleich- 
zeitig an Kurzsichtigkeit und Verantwortungslosigkeit. Wertvolle 
Volksgenossen können solche Maßnahmen allein nicht zu größerer 
Kinderfreudigkeit bewegen. Wir werden also eine gewisse negative 
Auslese erhalten dergestalt, daß materialistisch eingestellte, kurz- 
sichtige Menschen mit geringem Verantwortungsgefühl sich um so 
zahlreicher fortpflanzen. Das ist vom Standpunkt einer qualitativen 
Bevölkerungspolitik zweifellos wieder eine Gefahr. | 

Der laufenden Entlastung der Kinderreichen ist schon de: Vorzug 
gegenüber einmaligen Zuwendungen zu geben, besonders gegenüber 
solchen, die — ohne Rücksicht auf die 2 Jahrzehnte währende Auf- 
zucht eines jungen Menschen — im voraus, etwa bei der Geburt, 
gegeben werden. Die laufende Entlastung läßt sich in ihrer Höhe 
leicht vom einzelnen Volksgenossen mit der zu erwartenden Belastung 
vergleichen und so unerwünschte Auswirkungen in qualitativer Hin- 
sicht vermeiden: Sie tritt'an alle Volksgenossen gleichermaßen heran, 
indem sie sich der besonderen Beeinflussung kurzsichtiger Menschen 
durch das Angebot von Augenblicksvorteilen enthält. Nun wird 
gewiß jede wirtschaftliche Entlastung dankbar von der deutschen 
Elternschaft anerkannt. Es sind schließlich ja auch in den Jahren 
des Niedergangs bei aller Ungunst der wirtschaftlichen und sozialen 
Verhältnisse noch Millionen deutscher Kinder geboren worden. Das 
volle Ausmaß des Erfolges kann jedoch nicht durch Beihilfen und 
Unterstützungen erreicht werden, die keinen vollen Ausgleich der 
Familienlasten bringen. Durch unzureichende Unterstützungen wird 
die besondere wirtschaftliche Belastung der Kinderreichen zwar als‘ 
solche anerkannt und herausgestellt, demgegenüber aber nur die 
Bereitschaft gezeigt, einen Teil dieser Belastung zu übernehmen. Das 
Mißverhältnis zwischen Belastung und Entlastung wird für jeden 
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Volksgenossen offenkundig, so daß sich immer nur Teilerfolge erzielen 
lassen: Nur den Teil der Volksgenossen, der bereit ist, die noch 
verbleibende materielle Belastung auf sich zu nehmen, kann eine 
unzulängliche Entlastung zu größerer Kinderfreudigkeit bewegen. 
Die Kinderzahl bleibt auch bei diesen Volksgenossen durch die Höhe 
des zur Verfügung stehenden Einkommens beschränkt. 

Die Erfolge werden in quantitativer und qua- 
litativer Hinsicht — auch am Aufwand der Mittel 
gemessen — um so größer werden, je näher wir 
dem totalen Ausgleich der Lasten kommen, da 
erst mit seiner Erreichung ein Zustand völki- 
scher Gerechtigkeit gegenüber den Kinder- 
reichen vollends verwirklicht ist, während vor- 
dem verbleibende Härten und Unstimmigkeiten 
immer noch Zurücksetzungen verspüren lassen. 


B. Grundsätzliche Anforderungen an den Familienlastenausgleich 


Den im nächsten Abschnitt folgenden kurzen Betrachtungen über 
die familienfördernden Maßnahmen unserer Zeit sowie meinem VOr- 
schlag für den Aufbau eines deutschen Familienlastenausgleichs seien. 
die grundsätzlichen Anforderungen vorangestellt, die ich an einen 
solchen Lastenausgleich stellen möchte. 

Das gesteckte Ziel ist, im Rahmen einer quan- 
titativen und qualitativen Bevölkerungspolitik 
durch die möglichst vollkommene Angleichung 
desNiveausderLebenshaltungvonKinderreichen 
und Kinderarmen gleicher Leistungs-, bzw. Ein- 
kommensschichten die Kinderfreudigkeit aller 
wertvollen Bestandteile unseres Volkes so sehr 
zu steigern, wie es von dieser Seite her eben 
möglich ist. Bei der Verfolgung dieses Zieles sind unerwünschte 
Nebenwirkungen vielfältiger Art denkbar, im besonderen bevölke- 
rungspolitischer und finanzpolitischer Natur. Derartige Nebenwir- 
kungen müssen vermieden bleiben. 

Vor allen Dingen darf der Lastenausgleich nicht einseitig die 
verstärkte Fortpflanzung der weniger qualifizierten Bestandteile un- 
seres Volkes begünstigen. Der Ausgleich muß alle wert- 
vollen Schichten unseres Volkes gleichermaßen 
erfassen und eher durch Einbau qualitativer Ge- 
sichtspunkte die Kinderfreudigkeit der wert- 
vollsten Teile in besonderem Maße steigern. 
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Die Inanspruchnahme größerer zusätzlicher Mittel könnte eine 
Störung der staatlichen Finanzpolitik herbeiführen. Grundsätz- 
lich muß daher der Familienlastenausgleich sich 
selbst tragen. 

Bei der Ausgestaltung und Durchführung des Ausgleichs sind 
Einfachheit und Einheitlichkeit zwei Anforderungen, die unbedingt 
erfüllt werden müssen. Der Aufbau muß so einfach und übersichtlich 
gestaltet sein, daß der Ausgleich in Umfang und Zielsetzung auch 
für den einfachen Volksgenossen leicht verständlich ist. Die Durch- 
führung des Ausgleichs muß so billig sein, daß die aufgebrachten 
Mittel möglichst hundertprozentig ihrer Bestimmung zugeleitet werden 
können. Das setzt einen unkomplizierten Apparat voraus, der Er- 
hebung und Gewährung der Ausgleichsmittel in einer Hand vereinigt. 
Alle unproduktive Arbeit durch Befassung einer Vielzahl von Stellen 
oder durch unnötig umständliche Berechnung muß unterbleiben. 


26 


IV. 


Die familienfördernden Maßnahmen unserer Zeit. 
A. Die Maßnahmen im Ausland. 


Die Geburtenarmut ist nicht nur ein deutsches Problem. Sie ist 
ein solches in stärkerem oder schwächerem Maße für alle Völker 
Nord-, West- und Mitteleuropas und auch für die meisten Bestand- 
teile dieser Völker in den anderen Erdteilen. Als besonders charak- 
teristisch seien hier die familienfördernden Maßnahmen zweier Länder 
herausgegriffen: Frankreichs und Italiens. | 


Frankreich. 


Frankreich ist dasjenige Land, das am ehesten von diesem Ge- 
burtenschwund erfaßt wurde. Seit 1870 hat sich die französische 
Bevölkerungszahl kaum noch vermehrt *), und das trotz des An- 
saugens von Millionen Volksfremder. In Frankreich gibt es keine 
natürliche Bevölkerungszunahme mehr, sondern eine Abnahme, die 
1937 immerhin einen Überschuß von 11740 Gestorbenen über die 
Geborenen ausmachte. 

Es ist natürlich, daß in Frankreich früher als in anderen Ländern 
die Notwendigkeit der Familienförderung erkannt werden mußte. 
Die Entwicklung ging von der Gewährung von Familienzuschlägen 
aus (Anfänge schon 1860) und führte über das freiwillige Ausgleichs- 
kassenwesen”*) zu der gesetzlichen Verpflichtung der Arbeitgeber, 
sieh einer Ausgleichskasse anzuschließen (11. März 1932). Ausgleichs- 
kassen für freiberuflich Tätige gibt es in Frankreich nicht. 

Die Entlastung, die die französischen Ausgleichskassen gewähren, 
ist durchaus beträchtlich. Sie erreicht nach einem Bericht von M. G. 

28) Die französische Bevölkerung belief sich nach dem jetzigen Gebietsstand 


in den Jahren 
1870 auf 37,653 Millionen, 
1%0 ,„ 40,681 55 
187 ,„ 41,950 . 

(Statistisches Jahrbuch für das Deutsche Reich 1938.) 

?4) Näheres über die Entwicklung der französischen Ausgleichskassen findet 
sich in der Dissertation von Horst Hofmann: Familienausgleichskassen in 
Frankreich und Deutschland. (Universität Leipzig, Dresden 1986.) Danach be- 
standen 1932 245 Kassen, die an 1,56 Millionen Arbeitnehmer 347 Millionen frcs. 
an Zulagen zahlten. (Mitte 1982 100 fres. = 16,54 RM.) 


27 


Bonvoisin ”) in Paris Beträge, die als volle Deckung für die Aufzucht- 
kosten gelten können. Von 6 Kindern ab entspricht die Zulage, die 
der Mutter ausgezahlt wird, dem Ausgangsgehalt des Vaters. Die 
unterschiedliche Lohnhöhe wird innerhalb der einzelnen Kassen fast 
allgemein nicht berücksichtigt. 


Eine Statistik, die seit 10 Jahren von dem Zentralkomitee der 
französischen Ausgleichskasse geführt wird, erweist nach dem glei- 
chen Bericht, daß die Geburtenziffer der unterstützten Familien immer 


der Geburtlichkeit des gesamten Frankreichs überlegen gewesen ist 
(um 22 bis 56 v.H.). ”°) 


Neben den Ausgleichskassen gibt es in Frankreich noch eine große 


Anzahl von bevölkerungspolitischen Maßnahmen, die im Laufe der 
letzten Jahrzehnte eingeführt wurden ””): 


1. Nationale Aufmunterungsprämie. 
(Für französische Familien.) 


Feste staatliche Beihilfen von jährlich 120 frcs. für das 3., 360 frcs. für 
das 4. und 540 fres. für die weiteren Kinder. Falls ein Elter allein den 
Unterhalt der Kinder bestreitet, werden die höheren Sätze (360 und 
540 fres.) schon beim 3., bzw. 4. Kind gezahlt. Fehlen beide Eltern, so 
erhält der Vormund schon für das erste Kind 360 frces. und für jedes 
weitere 540 fres. Die Unterstützung kann bis zum 16. Lebensjahr gezahlt 
werden, falls die Kinder in der Lehre sind, studieren oder krank and: 
2. Beihilfen für kinderreiche Familien. 


(Nur noch für Einwandererfamilien aus Italien, Polen, Belgien und Luxem- 
burg von Bedeutung.) 


Nach offizieller Bedürftigkeitsprüfung Jahresbeihilfen in Höhe von 270 
bis 300 fres. ab 4. Kind, falls beide Eltern leben, ab 3. Kind, falls der 
Vater, ab 2. Kind, falls die Mutter alleinsteht, ab 1. Kind, falls beide 
Eltern fehlen. 


3. Wochenbettbeihilfen und Stillprämien. 
(Für bedürftige Französinnen.) 


25) M. G. Bonvoisin: Bericht über den bevölkerungspolitischen Einfluß der 
Ausgleichskassen in Frankreich. Archiv für Bevölkerungswissenschaft und Be- 
völkerungspolitik, 1938, Heft 4. 

:6) „Wenn man geltend macht, daß während dieser Periode die französische 
Geburtlichkeit nichtsdestoweniger so gefallen ist, daß sie sogar niedriger als 
die Sterblichkeit wurde, so muß man bedenken, daß andernfalls der Abfall ein 
noch rascherer gewesen wäre... 

ndererseits muß noch einmal darauf hingewiesen werden, daß erst seit 
kurzem die Familienzulagen wirkliches Gewicht erlangt haben, von dem man 
annehmen kann, daß es ein bestimmendes Element in der Annahme oder Ver- 
weigerung eines Kindes bilden kann.. 

In den Familien, die einer sozialen Betreuung teilhaftig wurden, sind die 
Sterblichkeit bei der Geburt und die Kindersterblichkeit seit 10 Jahren um 
30% bzw. 50% mehr gesunken als im gesamten Frankreich.“ 

(Aus dem unter 2°) genannten Bericht.) 

”7) Die folgende Aufstellung ist ein Auszug aus Dr. H. F. Zeck: Die fran- 
zösische Sozialgesetzgebung im Dienste der Bevölkerungspolitik, Berlin 198. 
Das Gesetz vom 29.7.39, eine letzte große bevölkerungspolitische Anstrengung 
Frankreichs, ist bis zum Kriege nicht mehr zur Auswirkung gekommen. (Vgl. 
von Ungern-Sternberg: Der volksbiologische Verfall in Frankreich, Archiv für 
Bevölkerungswissenschaft und Bevölkerungspolitik, 5/6/1940, S. 279.) Bei Ab- 
fassung dieser Schrift lag es noch nicht vor. 
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’ 


13. 


14. 


15. 


Täglich 2,50 bis 7,50 fres. Wochenbettbeihilfen 4 Wochen nach und bei 
Notwendigkeit auch 4 Wochen vor der Niederkunft. Monatlich 45 fres. 
Stillprämien für die ersten 6 Monate und 15 fres. für weitere 6 Monate. 


. Geburtenprämie. 


(Gewährung unabhängig von der Vermögenslage.) 


100 bis 1000 fres. vom 3. oder 4. Kinde ab je nach dem Departement, 
in der Regel je zur Hälfte bei der Geburt und am ersten Geburtstag. 


. Sozialversicherung. 


(Zwangsversicherung der Gehaltsempfänger bis 15/25 000 frecs.) 


Leistungen: 6 Wochen vor und nach der Entbindung 50 v.H. des Lohns 
der Versicherten, ferner Stillsonderprämie für 9 Monate. Weitgehende 
Leistungen bei Krankheit, Invalidität und im Alter, dazu jeweils Zu- 
schläge für die Kinder. 


Sonderleistungen für Fabrik- und Landarbeiterinnen. 
(Für Mütter von 3 aufgezogenen Kindern.) 


Zuschlag in Höhe von 10 v.H. zu den normalen Ansprüchen bei der 
Entlassung. 


Familienunterstützung in gewerblichen Betrieben. 
Die erwähnten Ausgleichskassen. (Siehe Seite 27/28.) 
Vergünstigungen im Militärdienst. 


Väter mit mehreren Kindern rücken schneller zum Landsturm 1. und 
2. Aufgebots. Mit 6 Kindern Befreiung von jedem Militärdienst. 


Barunterstützungen an Familien, deren Ernährer eingezogen, aber unent- 
behrlich ist. 


. Steuervergünstigung. 


Kinderermäßigungen bei der allgemeinen Einkommensteuer und der Lohn- 
steuer, ferner bei der Erbschaftssteuer und Schenkungen. 
Junggesellenzuschlag. 


. Unpfändbarkeit der Möbelausstattung bedürftiger kinderreicher Familien 


nach Eintragung in besondere bei den Amtsgerichten geführte Listen. 


. Kinderrente, falls der Vater tödlich verunglückt. 


Rente in Höhe von 15 bis 40 v.H. des väterlichen Arbeitseinkommens je 
nach Zahl der Kinder. 


. Zuwendung von Freistellen in Waisenhäusern, Krankenhäusern, Hospizen 


und Sanatorien. , 

Bei 3 Kindern volle Freistellen, wenn etwa schwere Krankheit der Eltern 

vorliegt. 

a) Staatsfreistellen an staatlichen höheren Schulen. 
Vermögenslage und Zahl der lebenden Kinder sind entscheidend. 

b) Schulgelderlaß. 
Je nach Kinderzahl 12,5 bis 25 v.H. 

Naturalisation. 


Ganzer oder teilweiser Erlaß der Gebühren, wenn mehrere minderjährige 
Kinder vorhanden sind. 


Vergünstigungen für kinderreiche Beamte. 
I. Beihilfen von 600 bis 1920 frcs. je Kind und Jahr. 


II. Pensionserhöhung um 10 v.H., wenn drei Kinder großgezogen wur- 
den; für jedes weitere Kind kommen 5 v.H. hinzu. 


III. Keine Pensionierung von Vätern von wenigstens drei Kindern vor 
dem 60. bzw. 65. Lebensjahre. 
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Schulgeldvergünstigungen. 
Bevorzugung bei der Anstellung. 


16. Reisevergünstigungen. 
Ermäßigung für jede Person 30 v.H. bis 70 v.H. je nach Kinderzahl. 


17. Vergünstigungen in den Kommunaltarifen. 
Rückvergütung für die direkte Belastung durch Kommunalsteuern und 
die indirekte in den Wasser-, Ga3-, Elektrizitäts- und Verkehrstarifen. 
Befreiung von der Dienstbotensteuer. 
Ermäßigung der Gebäudesteuer. 


18. Ehrenzeichen der französischen Familie 
in Bronze an die Mütter mit 5, in Silber mit 8 und in Gold mit zehn 
lebenden Kindern. 


19. Wohnungsfürsorge für Arbeiter und Kleinbauern. 
Darlehnszuschüsse, Baugeldbeschaffung, Recht auf billige Wohnungen. 


20. Stiftungen für kinderreiche Familien. 
(Cognacg-Jay-Stiftung.) 
Jährlich % Preise von je 25000 frcs. für arme Familien mit mindestens 
9 Kindern und 100 Preise von je 10000 frcs. für junge Ehen mit wenig- 
stens 5 Kindern. 

Wenn man diese Vielzahl von Maßnahmen an sich vorüberziehen 
läßt, muß es einen verwundern, daß der französischen Bevölkerungs- 
politik — einmal abgesehen von der qualitativen Seite — nicht ein- 
mal ein rein zahlenmäßiger Erfolg von durchschlagender Bedeutung 
beschieden ist. Eine Berücksichtigung qualitativer Gesichtspunkte, 
wie sie aus den deutschen Maßnahmen nicht wegzudenken ist, findet 
kaum statt. So werden nach Punkt 2 auch ausländische Einwanderer 
(Italiener, Polen, Belgier, Luxemburger) mit Kinderbeihilfen bedacht. 
Die Vergünstigungen im Militärdienst (Punkt 8) müssen geradezu 
eine verstärkte Vermehrung der Wehrunwilligen, also der für den 
Fortbestand eines Volkes wertlosesten Bevölkerungsteile besonders 
anregen. | 

Warum haben die vielfältigen französischen Maßnahmen nicht 
wenigstens einen quantitativen Erfolg? Es dürfte an den allgemein- 
politischen Voraussetzungen liegen. Einem Volk, das in einer steten 
Angstpsychose vor seinem Nachbarn gehalten wurde, das selbst nach 
einem gewonnenen Krieg keine innere Größe mehr zeigen konnte, 
sondern in krankhafter Art nach immer weiteren Sicherheiten suchte, 
das ohne große Idee und ohne das Bewußtsein eigener Kraft in 
kleinbürgerlicher Art seine Welt sieht, einem solchen Volke fehlen 
die Grundvoraussetzungen, getrost in die Zukunft zu schauen und 
einer starken neuen Generation das Leben zu schenken. Alle sorg- 
fältig bedachten materiellen Voraussetzungen müssen zur Erfolg- 
losigkeit verurteilt sein, wenn es an dieser Seite fehlt. 


Italien. 


Anders als in Frankreich sieht sich das Geburtenproblem in Italien 
an. Italiens Bevölkerungszahl ist seit 1870 mit 26,801 Millionen auf 
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32,475 Millionen im Jahre 1900 gestiegen und weiter auf 36,361 Mil- 
lionen 1920. Unter Zugrundelegung des neuen Gebietsstandes waren 
es 1920 37,974 Millionen Menschen, die auf 41,177 Millionen im Jahre 
1930 und 43,578 Millionen Ende 1937 anwuchsen. Trotz dieses steten 
Wachsens gibt es auch für Italien eine Geburtenfrage. Sie wurde 
nur in einem noch frühzeitigen Stadium als solche erkannt; wirksame 
Gegenmaßnahmen wurden rechtzeitig ergriffen. 

Die italienische Geburtenziffer ist von 30,8 im Jahre der faschi- 
stischen Machtergreifung (1922) innerhalb eines Jahrzehnts auf 23,8 
im Jahre 1932 gesunken, also immerhin um rund 23 v.H. des Aus- 
gangsstandes. Seit 1932 hat die Ziffer ihren Stand mit regelmäßig 
etwas über 23 je Tausend der Bevölkerung gehalten. 

Da sich die bevölkerungspolitische Lage Italiens gleich in den 
ersten Jahren der faschistischen Regierung empfindlich verschlechtert 
hatte und diese den Ernst der Lage nicht verkannte, hat sie im Laufe 
der Jahre ein wirksames System bevölkerungspolitischer Maßnahmen 
aufgebaut. ”*) Nachstehend eine Einteilung dieser Maßnahmen, soweit 
sie mittelbar oder unmittelbar die Förderung der Geburtlichkeit zum 
Ziele haben ®): 


A. Maßnahmen zur Förderung der Eheschließungen (und damit indirekt der 
Geburtlichkeit). 


a) Positive: Maßnahmen zur Förderung der Familienbildung: Heirats- 
prämien, Ehestandsdarlehn; Frauenbeihilfe für verheiratete Beamte 
und Angestellte; 


b) Negative: Maßnahmen zuungunsten der Ledigen. Junggesellensteuer 
von 25 bis 65 Jahren. Zu beiden vorstehenden STUNDEN gehören die 
Maßnahmen, die — bei gleichen Verdiensten — den Verheirateten bei 
der Aufnahme in öffentliche Dienste den Vorzug vor den Ledigen 
a und die letzteren von gewissen Öffentlichen Ämtern ausschließen. 

benfalls zur Gruppe der positiven Maßnahmen gehören die Vergün- 
stigungen wirtschaftlicher Art, die Ehepaaren und Verehelichten ge- 
währt werden (besondere Fahrpreisermäßigungen für Hochzeitsreisen 
nach Rom, Arbeiter- und Beamtenwohnungen usf.). 


B. Maßnahmen zur Förderung der Geburtlichkeit. 
a) Positive: | 
1. Geburtenprämien für Staatsangestellte und Gleichgeschaltete, die 


sich bei jedem weiteren Kind erhöhen (ohne Berücksichtigung der 
Totgeborenen); 


28) „Eine solche tatsächliche Lage und solche Perspektiven konnten die 
faschistische Regierung nicht gleichgültig lassen, die in der demographischen 
Macht der Nation eine Grundlage ihrer politischen, ökonomischen und mora- 
lischen Macht sieht. Daher eine Bevölkerungspolitik in enger Zusammenarbeit 
mit der Wirtschafts- und Sozialpolitik, die stufenweise erweitert und ausgebaut 
wird, so daß sie fast alle Zweige des nationalen Lebens erfaßt und einen wirk- 
lich totälen Charakter annimmt.“ 

Mario de Vergottini: Die Bevölkerungspolitik des Faschismus und ihre 
mundlagen, Archiv für Bevölkerungswissenschaft und Bevölkerungspolitik 1988, ' 

eit D. 


Andet- Auszug aus einer Einteilung, die sich in dem unter 2) genannten Bericht 
et. | Ä 
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2. teilweiser Erlaß der Ehestandsdarlehen bei der Geburt eines Kindes 
(beim 1. Kind = 10%, 
„ 2. u re Bi 


3. — 
ed. 409%, so daß einem Ehepaar, das 
innerhalb einer bestimmten Zeit 4 Kinder hat, das gesamte Dar- 
lehn erlassen wird); 
. teilweiser oder gänzlicher Steuererlaß für kinderreiche Familien; 
. ermäßigte Eisenbahnfahrten für kinderreiche Familien; 
. Vorzugsbehandlung der Kinderreichen gegenüber den Kinderarmen 
und Kinderlosen bei der Aufnahme in den öffentlichen Dienst; 
. Kinderzulagen; 
Maßnahmen zugunsten der Kinder (Ferienkolonien); 
wirtschaftliche Erleichterungen (Schulgeldbefreiung, Prämienermäßi- 
gungen für Versicherungen und Beihilfen); 
. Unterstützung von Müttern und Kindern, Schutz der Frau während 
der Schwangerschaft und der Stillzeit (Tätigkeit der „Opera Nazio- 


nale per la Beomalcne della Maternitä e dell’ Infanzia“, Frauenver- 
sicherung). 


jo Bu u SV 


Ne) Sn Er 


b 
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Negative: Maßnahmen gegen Fehlgeburten und zum Schutze der Rasse. 
Zu dieser Gruppe kann man auch die Maßnahmen rechnen, die die 
Abwanderung vom Land in die Städte (Verstädterung) erschweren 
sollen, während zu den positiven Maßnahmen die Land- und Urbar- 
machungspolitik des Faschismus zu rechnen ist, insofern sie durch 
Erhöhung der Produktivität des Bodens möglichst viele Bauern an die 
Erde und an das Land binden möchten, da dieses gegenüber anderen 
Wirtschaftsklassen eine höhere Fruchtbarkeit aufweist.“ 


Diese italienischen Maßnahmen weisen eine gewisse Parallelität 
zu den deutschen auf (Ehestandsdarlehen, Junggesellensteuern). Sie 
verfolgen zweifellos weniger einen Ausgleich der Familienlasten — 
dazu sind die aufgewendeten Mittel viel zu niedrig — als vielmehr 
den Zweck, durch ein sinnreiches System von Prämien, Beihilfen und 
‘Erleichterungen verschiedenster Art einen Anreiz zu größerer Kinder- 
freudigkeit zu geben. | 


Der faschistischen Bevölkerungspolitik ist es gelungen, das stetige 
Absinken der Geburtenziffer durch ihre Maßnahmen aufzufangen. Sie 
hat — wenn ich es so bezeichnen darf — eine Stabilisierung der 
Geburtenziffer auf einem bestimmten Stande durchführen Können. 
Die frühere Höhe der Geburtlichkeit ist nicht wieder erreicht worden. 
Das faschistische Italien kann aber — im Gegensatz etwa zu Frank- 
reich, das die Stabilisierung seiner 'Geburtenziffer nicht einmal auf 
einem viel niedrigeren Stand durchführen konnte — mit Zuversicht 
in die Zukunft schauen. Seine Geburtenziffer liegt weit über der- 
jenigen der meisten Völker Nord-, West- und Mitteleuropas. Sie wird 
in Europa nur durch diejenige der süd- und osteuropäischen Völker 
übertroffen und garantiert auch für die weitere Zukunft ein Volks- 
wachstum. Günstig für das bevölkerungspolitische Wirken der faschi- 
stischen Regierung war, daß sie noch frühzeitig in die rückläufige 
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Bewegung der Geburtlichkeit eingreifen konnte, also bevor sich ein 
so hoffnungsloser Zustand eingestellt hatte, wie die nationalsozia- 
listische Regierung ihn bei ihrer Regierungsübernahme in Deutsch- 
land vorfand. 


B. Die Maßnahmen des nationalsozialistischen Staates. 


Die nationalsozialistische Regierung hat 1933 ein Erbe angetreten, 
das in bevölkerungspolitischer Hinsicht den sicheren Volkstod in sich 
zu schließen schien. Der in Friedenszeiten bislang nie erreichte Tief- 
stand der @eburtenziffer in Höhe von 14,7 je Tausend der Bevölkerung 
fällt in das Jahr der Machtübernahme. Seitdem sind Jahr für Jahr 
wieder Hunderttausende und insgesamt schon an die 2'/, Millionen 
deutscher Kinder mehr geboren worden. Das sind also heute schon 
mehr junge Menschenleben, als sie der ganze Weltkrieg an unmittel- 
baren Opfern verlangte. Und sie alle verdanken ihr Dasein letzthin 
dem einen Manne, der mit unerhörter Energie an die Lösung aller 
deutschen Fragen heranging und herangeht. 

Die einzigartigen Erfolge der nationalsozialistischen Regierung in 
der Bekämpfung des Geburtenrückganges sind gewiß zum guten Teil 
auf die besonderen familienfördernden Maßnahmen des neuen Staates 
zurückzuführen. Es darf aber nicht unterschätzt werden, daß durch 
die Kraft der allgemeinen Politik der nationalsozialistischen Regie- 
rung, durch die Befreiung des deutschen Menschen aus einer fremden 
Gedankenwelt, durch seine Erziehung zur völkischen Weltanschauung 
allein schon eine Umstellung auch im Hinblick auf den Familien- 
gedanken erzielt wurde. Es ist kaum anzunehmen, daß unter einer 
anderen Regierung die gleichen speziellen familienfördernden Maß- 
nahmen ähnliche Erfolge erbracht hätten. Ohne das wiedererlangte 
zuversichtliche Vertrauen des deutschen Menschen in die Zukunft, 
ohne die Wiedergewinnung eines echten Stolzes auf unsere Volks- 
zugehörigkeit, hätten die Maßnahmen des nationalsozialistischen 
Staates vermutlich keine anderen Auswirkungen haben können als 
für das französische Volk die einschlägigen vielfältigen Maßnahmen 
der französischen Regierungen. Es ist gar nicht denkbar, daß diese 
Maßnahmen unter einer der parlamentarischen Regierungen ähnliche 
Erfolge erbracht hätten. 

Die familienfördernden Maßnahmen der nationalsozialistischen 
Regierung treten dem Geburtenrückgang erstmals in Deutschland in 
großzügiger Weise entgegen. Sie knüpfen dabei teils an schon be- 
stehende Einrichtungen an, teils beschreiten sie ganz neue Wege. 
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1. Die umfassendste und nahezu alle Bevölkerungsschichten er- 
fassende Maßnahme sind die Steuerermäßigungen, die auf Grund der 
Familiengröße vor allem bei der Einkommensteuer, aber auch bei der 
Bürgersteuer, der Vermögen- und Erbschaftsteuer gewährt werden. 
Die Einkommensteuer staffelt sich — abgesehen von der progressiven 
Steigerung mit der Höhe des Einkommens — nach der Zugehörigkeit 
zu den Steuergruppen I, II, III oder IV. | 

Die Steuergruppe I umfaßt die ledigen Personen, soweit sie nicht 
‚aus besonderen Gründen in eine andere Gruppe gehören. Die Steuer- 
sätze sind in dieser Gruppe am höchsten. 

Die Steuergruppe II enthält im wesentlichen die Verheirateten, 
deren Ehe nach 5jährigem Bestehen kinderlos und daher — bevöl- 
kerungspolitisch gesehen — wertlos geblieben: ist. Die Steuersätze 
liegen zwischen denen der Steuergruppen I und Il. 

Die Steuergruppe III ist für die Jungverheirateten gedacht, von 
deren Ehe zunächst angenommen werden darf, daß sie einmal durch 
Kinder ihren rechten Inhalt erhalten soll. Die Steuersätze liegen in 
dieser Gruppe und in Gruppe IV am niedrigsten. 

Die Steuergruppe IV umfaßt die Einkommensbezieher, denen Kin- 
derermäßigung zusteht. Die Sätze fallen mit wachsender Kinderzahl. 

Die bei der Einkommensteuer gewährten Ermäßigungen stellen 
das Moment der Verheiratung verhältnismäßig stark in Rechnung, 
so daß die Beträge für die Kinderermäßigungen entsprechend gering 
sind. Die Entlastung wirkt sich mit steigender Steuer, bzw. steigen- 
dem Einkommen um so stärker aus. In den unteren Einkommens- 
schichten, in denen die Steuer an sich schon nicht hoch ist, können 
die Ermäßigungen natürlich keine so stark spürbare Entlastung 
bringen. Den Steuerermäßigungen steht die verstärkte Heranziehung 
der Kinderreichen zu den Verbrauchssteuern entgegen. °°) 


2. Durch die einmaligen und laufenden Kinderbeihilfen wird eine 
gewisse zusätzliche Entlastung gerade in die von den Steuer- 
ermäßigungen weniger begünstigten Einkommensschichten herein- 
getragen. Sehr wertvoll sind die laufenden Beihilfen. Sie wurden bis 
Ende 1940 den Sozialversicherten in Höhe von RM 10.— monatlich 
für das 3. und 4. Kind sowie in Höhe von RM 20.— für jedes weitere 
Kind gewährt. Die Nichtsozialversicherten erhielten Zulagen von 
monatlich RM 10.— für das 5. und jedes weitere Kind. Ab 1.1. 41 
haben wir eine einheitliche Regelung: Monatliche Kinderbeihilfen in 
Höhe von RM 10.— allgemein für das 3. und jedes weitere Kind, 
und zwar — im Gegensatz zu den bisherigen Beihilfen, die in der 
Regel nur für Kinder bis zum 16. Lebensjahr gewährt wurden — 
für alle Kinder, die das 21. Lebensjahr noch nicht vollendet haben. 


80) Siehe die Ausführungen auf Seite 42f. 
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Da die Zulagen ohne Rücksicht auf die Einkommenshöhe ge- 
geben werden, ist es selbstverständlich, daß sie in den untersten 
Einkommensschichten am gewichtigsten empfunden werden, bzw. am 
ehesten einen Lastenausgleich herbeiführen. An weiteren Beihilfen 
sind Freistellen und Ausbildungsbeihilfen für besonders fördernswerte 
Kinder vorgesehen, die aus einer Ehe mit wenigsten 4 noch lebenden 
Kindern hervorgegangen sein’ müssen. 

3. Ein ganz neuer Weg wurde seitens der nationalsozialistischen 
Regierung durch die Gewährung der Ehesstandsdarlehen gegangen. 
Sie dienen der Förderung gesunder Eheschließungen, bzw. Haushalt- 
gründungen. Die Darlehen wurden bis zu einer Höhe von RM 1000.— 
gewährt, der Höchstbetrag beläuft sich zur Zeit — durch den Krieg — 
auf RM 500.—. Die Darlehen kommen insofern weiteren Kinder- 
beihilfen gleich, als die Rückzahlung bei entsprechender Kinderzahl 
ganz oder teilweise erlassen werden kann. Für die Landbevölkerung”") 
ist zinslose Stundung und — nach 10 Jahren — Erlaß der Ehestands- 
darlehen vorgesehen. Über die Ehestandsdarlehen hinaus gibt es für 
diesen Bevölkerungsteil Einrichtungsdarlehen und -zuschüsse. 

Insgesamt wurden im Deutschen Reich bis Ende März 1941 
1742416 Ehestandsdarlehen ausgezahlt. Die Gesamtzahl der für 
lebendgeborene Kinder erlassenen Darlehnsviertel belief sich in der 
gleichen Zeit auf 1 762210. 

1940 wurde durchschnittlich jede dritte Ehe im Deutschen Reich 
durch Hingabe eines Darlehns gefördert. Im gleichen Jahre stammten 
24,2 v. H. aller Lebendgeborenen aus mit Darlehn geförderten Ehen.°”) 

4. Der Familienlohn in Gestalt von Zuschlägen zum Arbeitslohn 
seitens des privaten Unternehmers spielt im neuen Deutschland keine 
große Rolle. Nur in wenigen Wirtschaftszweigen zahlen große Unter- 
nehmungen solche Zuschläge (so in der chemischen Industrie). Die 
staatliche Besoldungsordnung gewährt unabhängig von der Gehalts- 
höhe einheitliche Kinderzuschläge, die für das 1. Kind RM 10,—, 
für das 2. RM 20.—,, für das 3. Kind RM 25,— und für weitere Kinder 
je RM 30,— ausmachen. Ähnlich aufgebaute Zulagen gewähren die 
Partei und die angeschlossenen Verbände ihren Angestellten. Es liegt 
klar zutage, daß solche einheitlichen Zuschläge eine besondere Wir- 
kung in den unteren Gehaltsgruppen haben müssen, da sie dort am 
stärksten ins :Gewicht fallen. In den SONSEEN ehaltsgruppen verliert 
sich ihre Wirksamkeit. 

5. Besondere Beachtung kommt dem Familienlastenausgleich zu, 
wie er auf berufsständischer Grundlage in den deutschen Ausgleichs- 


31) Lt. Verordnung zur re: der Landbevölkerung vom 7. Juli 1%8. 
2) Zahlen aus Wirtschaft und Statistik, 1. März-Heft 1941, S. 107 f., und 
2. Mai-Heft 1941, S. 206. 
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kassen der Ärzte, Zahnärzte und Apotheker durchgeführt ist.°°). Im 
Gegensatz zu ausländischen und auch älteren deutschen Vorbildern 
handelt es sich bei der Ärzte- und Zahnärztekasse erstmals um Kas- 
sen für freiberuflich Tätige. Die Ausgleichskasse der Apotheker 
fördert.im Gegensatz dazu nur die angestellten Apotheker. 

Die Kasse der Ärzte bringt ihre Mittel durch Erhebung von 2 v.H. 
der kassenärztlichen Honorare auf, die Ausgleichskasse der Zahn- 
ärzte durch eine solche in Höhe von 1. v.H. der Krankenkassenver- 
gütungen. Die Einzahlungen in die Apothekerkassen belaufen sich für 
bestallte Apotheker auf RM 50.— und für Kandidaten auf RM 30.— 
monatlich, die je zur Hälfte vom Arbeitgeber und vom Arbeitnehmer 
bezahlt werden. 

Die Ärztekasse gewährt monatliche ‚Beihilfen von RM 50.—, die 
Zahnärztekasse solche in Höhe von RM 30.— für das dritte und jedes 
weitere Kind. Die Apothekerkasse gewährt — außer einer Frauen- 
zulage von RM 60.— im Vierteljahr — für das erste Kind RM 70.—, 
für das zweite Kind RM 80.—, für das dritte Kind RM 90.— vier- 
teljährlich. Bei weiteren Kindern steigen die Zulagen bis auf je 
RM 360.— im Vierteljahr für das neunte und 10. Kind. 

Von der Apothekerkasse meldet der unter Anm. 33 genannte 
Bericht von Schlipp eine über 140%ige Geburtensteigerung für das 
Jahr 1937 gegenüber 1932 bei den angestellten Apothekern (1932: 
174 Geburten, 1937: 418 Geburten). Dieser Erfolg dürfte auf dem 
totalen, mitunter vielleicht auch übertotalen Ausgleich der Lasten 
beruhen, den diese Kasse bietet. 

Einen Lastenausgleich in geringerem Umfange als diese Kassen 
bietet die Lohnausgleichskasse für die deutsche Zigarrenindustrie. °*) 

6. Erleichterungen in kleinerem Umfange werden den Kinder- 
reichen in großer Zahl geboten: Ermäßigung der Schulgelder, Fahr- 
preisvergünstigungen der Reichsbahn, Sparbücher, wie sie die Hanse- 
stadt Köln bei der Geburt von Kindern in Höhe von RM 3.— schenkt, 
verbilligte Wohnungen und anderes mehr. 

Durch die verschiedenen familienfördernden Maßnahmen und Ein- 
richtungen wird im nationalsozialistischen Deutschland vorläufig eine 
volle Entlastung, ein voller Ausgleich der Kinderaufzuchtkosten nur 
in verhältnismäßig kleinen Bevölkerungsschichten erzielt. In der 
breiten Masse kommt es zwar im allgemeinen zu recht spürbaren 


88) Vgl]. hierzu: 

Ä 1. die Dissertation von Horst Hofmann, Dresden 1%6 (Universität Leip- 
zig) über „Familienausgleichskassen in Frankreich und Deutschland“, 
2. den Bericht von H.Schlipp: Erfahrungen mit der Zuschußkasse (Fa- 
milienausgleichskasse) der Deutschen Apotheker. Archiv für Bevöl- 

kerungswissenschaft und Bevölkerungspolitik, 1%8, 4. Heft. 
®4) Vgl. Reichstarifordnung für die deutsche Zigarrenherstellung, . veröffent- 

licht im Reichsarbeitsblatt 1985, Nr. 36, S. 987 ff. 


36 


Entlastungen, es bleibt aber meistens eine erhebliche materielle Be- 
lastung durch die Kinderaufzucht bestehen. Wenn trotzdem mit durch 
diese Maßnahmen und Einrichtungen schon so einzigartige Erfolge 
erzielt wurden, so läßt sich durch die allgemeine Einführung eines 
totalen Familienlastenausgleichs eine wesentliche Steigerung dieser 
Erfolge nicht nur in quantitativer, sondern auch in qualitativer Hin- 
sicht erwarten, insbesondere dann, wenn dieser Ausgleich alle Be- 
völkerungsschichten gleichermaßen entlastet und eine einheitliche 
Gestaltung an die Stelle der unübersichtlichen Vielzahl von Maßb- 
nahmen tritt, die heute durch ihr Nebeneinander die Wirkung des 
Ausgleichs zersplittern. 
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V. 


Ein Vorschlag für den Aufbau eines deutschen 
Reichsfamilienlastenausgleichs. 


A. Grundzüge und Gliederung des Vorschlags. 


Zum besseren Verständnis des Vorschlags des Verfassers in seinen 
Einzelheiten seien schon an dieser Stelle die Grundzüge des Aufbaues 
kurz herausgestellt. 

Der Vorschlag geht davon aus, den individualistischen Satz: 
„Gleiche Leistung — gleicher Lohn“ mit den Prinzipien und Erfor- 
dernissen der Volksgemeinschaft in Einklang zu bringen. Der Satz 
wird so erweitert: Nicht nur gleiche Leistung und 
gleicher Lohn, sondern auch gleiche Steuern und 
gleiche Abgaben, insbesondere eine für Ledige, 
Kinderlose,KinderarmeundKinderreichegleiche 
Familienausgleichsabgabe, die Familienzulagen 
in einer Höhe sicherstellt, daß ein gleiches Le- 
benshaltungsniveaufür Ledige, Kinderlose, Kin- 
derarme und Kinderreiche gleicher Leistungs- 
schicht gewährleistet wird. Mit anderen Worten: Neben 
den gleichen Lohn treten von familienpolitischen ‘Gesichtspunkten 
freie, also für alle Familienstände gleiche Steuern, ferner die eben- 
falls innerhalb der gleichen Leistungs- und Lohnschicht für alle gleich 
hohe Familienausgleichsabgabe, so daß sich für jede Schicht ein 
gleicher Grundlohn ergibt, zu dem nur zum Zwecke der Aufrecht- 
erhaltung der gleichen Lebenshaltung innerhalb der Schicht den 
Familien ihren Lasten entsprechende Zulagen gezahlt werden, die 
die Höhe der Ausgleichsabgabe bestimmen. 

Der vorliegende Vorschlag eines deutschen Reichsfamilienlasten- 
ausgleichs gliedert sich in diese Teile: 


1. Unerläßliche Vorbedingungen und wünschenswerte Voraussetzungen 

für die Durchführung des Vorschlags. 

Bemessungserundlage und Aufbau der Ausgleichszulagen. 

Bemessungserundlage und Aufbau der Ausgleichsabgabe. 

. Technische Durchführung des Ausgleichs. 

. Beispiele für die zahlenmäßige Auswirkung des Ausgleichs. 

. Sonderregelung für das Bauerntum. 

. Möglichkeiten zu besonderer Berücksichtigung qualitativer van 
punkte. 


Sappwm 
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B. Unerläßliche Vorbedingungen und wünschenswerte 
Voraussetzungen für die Durchführung meines Vorschlags. 


1. Der Wegfall aller besonderen materiellen Vergünstigungen 
außerhalb des Lastenausgleichs, im besonderen die Herausnahme 
der familienpolitischen Gesichtspunkte aus Steuer und Lohn. 


Voraussetzung dafür, daß durch den Familienlastenausgleich eine 
möglichst einheitliche Wirkung erzielt wird, ist, daß außerhalb dieses 
Ausgleichs keinerlei besondere größere materielle Vergünstigungen 
oder Belastungen den Kinderreichen zuteil werden, da sonst — ins- 
besondere soweit keine Lenkung von Öffentlicher Seite her statt- 
findet — leicht unerwünschte Nebenwirkungen hervorgerufen werden 
können. Wird der Ausgleich nur an einer Stelle erhoben und gewährt, 
so ist sowohl für den Staat wie für den einzelnen Volksgenossen eine 
viel größere Übersichtlichkeit gewährleistet, als wenn der Ausgleich 
an verschiedenen Stellen vorgenommen wird. Wenn die Ausgleichs- 
mittel in einer Summe zur Auszahlung gelangen, wird die durch- 
geführte Entlastung zudem als gewichtiger empfunden als bei einer 
Verzettelung des Ausgleichs in viele kleine unübersichtliche Beträge. 
Es sprechen hier die gleichen psychologischen Gründe für eine einzige 
Ausgleichssumme, die gerne gegen die „Einzige Steuer‘ angeführt 
werden, die — in einer Summe abgefordert — drückender empfunden 
wird als mehrere zu verschiedenen Anlässen erhobene Steuern. °°) 
Schließlich wird bei einheitlicher Durchführung ein Großteil Er- 
hebungs- und Auszahlungskosten sowie dementsprechende unproduk- 
tive Arbeit eingespart. Es ist natürlich denkbar — wenn man diese 
Nachteile in Kauf nehmen will — einen vollständigen Ausgleich der 
Familienlasten auch unter Zugrundelegung der zur Zeit bestehenden 
familienfördernden Maßnahmen durchzuführen. Es wäre dann aber 
notwendig, diese Maßnahmen — also im wesentlichen die Steuer- 
. ermäßigungen, die verschiedenen Beihilfen und die Lohnzuschläge — 
in ihrer Höhe ausreichend zu bemessen und genauestens aufeinander 
abzustimmen. Dabei wäre besonders zu berücksichtigen, daß die nicht 
einheitlich gewährten Lohnzuschläge (der durch den Staat oder auch 
durch private Unternehmer gezahlte Familienlohn) nunmehr reichs- 


85) Die nachstehend wiedergegebenen Ausführungen von Wilhelm Winkler 
dürften sich durch diesen Hinweis erledigen: „Freilich darf man nicht ver- 
suchen. die Lage der Kinderreichen allein mit dem Familienlastenausgleich der- 
jenigen der Ledigen oder Kinderarmen angleichen zu wollen, so wie man nicht 
versuchen dürfte, den staatlichen Bedarf durch eine einzige Steuer aufzubringen. 
Wie im Steuersystem auf möglichst vielen, auch unauffälligen Wegen das Ziel 
zu erreichen gesucht wird, so müßte das auch auf dem Gebiete der Familien- 
politik sein.“ 
an Winkler: Der Geburtenrückgang im deutschen Sprachgebiet. Wien 

‚Ss. 26. 
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einheitlich und zwangsweise zu zahlen wären. Es ist aber — wenig- 
stens auf lange Sicht — nicht einzusehen, warum ein unnötigerweise 
komplizierter Apparat diese Dinge in einem wenig übersichtlichen 
Nebeneinander durchführen soll. Es wäre gut, diefamilien- 
fördernden Maßnahmen ausLohn und Steuer aus- 
zubauenunddiesedreiDingeklarundübersicht- 
lich voneinander zu trennen: Also Lohn für sich, 
Steuer für sich und Familienausgleich für sich. 
Der vorliegende Vorschlag baut auf der säuber- 
lichen Trennung dieser drei Dinge auf, hat also 
die Herausnahme der familienpolitischen Ge- 
sichtspunkte aus Lohn und Steuer als unerläß- 
liche Voraussetzung. 

Der Lohn ist ein Entgelt für einem Unternehmer geleistete 
Arbeit. Der Familienlohn enthält über dieses Entgelt hinaus Zuschläge 
für den Unterhalt von Familienmitgliedern. Soweit diese Zuschläge 
nicht durch Tarifordnungen (in geringfügigem Umfange in der Land- 
wirtschaft, ferner mit Lohnausgleichskasse in der Zigarrenindustrie **)) 
festgelegt sind oder vom Staate gezahlt werden, ist es dem einzelnen 
Unternehmer überlassen, ob und in welcher Höhe solche Zuschläge 
gewährt werden. 

Gewiß muß jeder Unternehmer Interesse daran haben, daß auch 
für seinen Betrieb stets der erforderliche Nachwuchs zur Verfügung 
‘steht. Es wäre aber falsch, wegen des Vorhandenseins einer betrieb- 
Aichen Nachwuchsfrage die Sorge um das Heranwachsen neuer Jugend 
dem Unternehmer aufzuerlegen. Wegen seines Interesses mag der 
Unternehmer an der Aufbringung entsprechender Mittel beteiligt 
werden. Es darf aber — wenigstens auf die Dauer — nicht seinem 
Gutdünken überlassen bleiben, ob und in welcher Höhe diese Zu- 
schläge gezahlt werden. Die Aufzucht von Kindern geht die ganze 
Volksgemeinschaft an. Ihr muß es daher vorbehalten bleiben, den 
Familienlastenausgleich nach großen völkischen Gesichtspunkten vor- 
zunehmen oder wenigstens zu bestimmen. | 

Ein Familienlastenausgleich ganz oder teilweise über den Familien- 
lohn, bleibt von vornherein auf die Lohn- und 'Gehaltsempfänger 
beschränkt, schließt also die Bezieher freier Einkommen aus. Für 
den Kreis der Lohn- und Gehaltsempfänger wäre eine allgemeine 
überbetriebliche, zwangsweise Regelung des Familienlohns durchaus 
denkbar. Solange jedoch dieser Familienlohn ganz aus den Mitteln 
des einzelnen Unternehmers gezahlt wird, muß es hier zu Über- 
kreuzungen des privaten und Öffentlichen Interesses kommen. Vor 
einem solchen Interessenzwiespalt steht der Unternehmer, wenn er 


88) Vgl. S.36 dieser Schrift. 
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die Wahl hat, bei gleicher Arbeitsleistung die billige Arbeitskraft 
eines Ledigen oder die durch die Familienzuschläge verteuerte eines 
Familienvaters einzustellen. Es müßte die Tendenz aufkommen; den 
Kinderreichen beim Arbeitseinsatz von vornherein zurückzusetzen, 
eine Wirkung, die dem familienfördernden Sinn des Familienlohns 
entgegengesetzt wäre. Dem könnte wirksam nur durch eine staat- 
- liche Festlegung des Einstellungsverhältnisses zwischen Kinderreichen 
und Kinderarmen mit all ihrer Kompliziertheit und Schwerfälligkeit 
begegnet werden oder durch die Schaffung größerer überbetrieblicher 
Ausgleichskassen. Wennaberschoneingroßerumfang- 
reicher Apparat aufgezogen werden muß, um iin 
Gestalt des Familienlohns die Frage auch nur 
teilweise (nur für die Lohn- und Gehaltsempfän- 
ger) lösen zu können, dann ist es doch richtiger, 
den Familienlastenausgleich einheitlich und 
ganz durch die Hand des Staates vorzunehmen. 

Die staatliche Hilfe für die Kinderreichen erstreckt sich heute im 
wesentlichen auf die Entlastung durch Steuerermäßigungen und ein- 
malige sowie laufende Beihilfen. Die Steuermäßigungen dürften dabei 
im allgemeinen diejenige Entlastung darstellen, die den Kinderreichen 
am fühlbarsten zuteil wird. 

Der ursprüngliche Zweck der Steuern ist rein finanzwirtschaft- 
licher Natur. Es sind Abgaben, die der Staat erhebt, um die Mittel 
zu erhalten, die er zur Erfüllung seiner Aufgaben braucht. Eine lange 
Entwicklung hat jedoch dazu geführt, daß wirtschafts- und sozial- 
politische Gesichtspunkte mit der finanzpolitischen Zielsetzung viel- 
fältig in der Steuer (vornehmlich in der Einkommensteuer) vereinigt 
wurden und werden. Da die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des 
einzelnen schon frühzeitig zum Maßstab für die Höhe der steuerlichen 
Belastung genommen wurde, ist es natürlich, daß im Laufe der 
Zeit — angesichts der durch die Aufzucht von Kindern bedingten 
geringeren wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit — familienpolitische 
Gesichtspunkte in die Steuer eingebaut wurden. Der Gedanke mußte 
mit Notwendigkeit aufkommen, daß man unter den obwaltenden 
sozialen Verhältnissen Kinderreichen nicht gleich hohe Lasten auf- 
erlegen kann wie Ledigen. 

So fühlbar die steuerliche Entlastung im Einzelfall für den Kinder- 
reichen auch sein mag, so wenig möglich ist es, auf diesem Wege 
einen umfassenden Lastenausgleich durchzuführen. Umfassend ein- 
mal deshalb nicht, weil ein Großteil der wertvollen bäuerlichen: 
Familien (mit Einkommen bis RM 3000.— jährlich) von der Ein- 
kommen-, bzw. Lohnsteuer gar nicht erfaßt wird, andererseits darum 
nicht, weil die Gesamthöhe der Einkommensteuer auch beim Ledigen 
nach dem derzeitigen Tarif oft nicht dazu ausreicht, den Unterhalt 
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für ein einziges Kind zu bestreiten, geschweige denn dazu, einen 
vollen Lastenausgleich zu ermöglichen. 


Die steuerliche Entlastung kann also nur im Verein mit anderen 
Maßnahmen, etwa Familienlohn oder staatlichen Beihilfen, einen 
vollen Lastenausgleich erbringen. Deshalb halte ich es für 
unkomplizierter, auch auf die steuerlichen Ver- 
günstigungen zu verzichten und den Ausgleich 
einzig und allein durch Erhebung einer Aus- 
gleichsabgabe und Gewährung von Ausgleichs: 
zulagen durchzuführen. Dieser Ausgleich hätte 
alleBevölkerungsteile zu erfassen. 


2. Der Wegfall aller besonderen miateriellen Belastungen, bzw. 
deren volle Übernahme durch den Staat, im besonderen Auf- 
hebung aller speziellen Belastung durch Verbrauchsteuern auf 
Lebensmittel, ferner Kostenfreiheit aller schulischen Awsbil- 
dung und ärztlichen Betreuung für Jugendliche. | 


Mit der Herausnahme der familienpolitischen Vergünstigungen 
aus Lohn und Steuer (Einkommen- und Bürgersteuer) würden zweck- 
mäßigerweise auch alle besonderen materiellen Belastungen der 
Kinderreichen fallen, so die Verbrauchsteuern auf Lebensmittel, die 
Schulgelder und die Kosten für ärztliche Betreuung der Jugend- 
lichen. Ich bin mir bewußt, daß die Verwirklichung dieser Gedanken 
eine Frage der Aufbringung entsprechender Mittel ist und deshalb 
schwerlich auf Anhieb mit vorgenommen werden kann. Ich möchte 
diesen Gedanken aber trotzdem hier herausstellen, um auch nach 
Durchführung des eigentlichen Lastenausgleichs noch ein Ziel vor 
Augen zu halten, das weitere günstige Auswirkungen auf die Kinder- 
freudigkeit erwarten läßt. 


Unser derzeitiges Steuersystem enthält eine ganze Reihe von 
Verbrauchsteuern auf Lebensmittel, von denen die wichtigsten die 
Zuckersteuer, die Schlachtsteuer und die Fettsteuer sind. Das 'Gesamt- 
aufkommen aus diesen Steuern betrug in den letzten Jahren jeweils 
rund 800—900 Millionen RM (Reichshaushalt 1938/39 931,8 Mil- 
lionen RM). Das sind Beträge, die immerhin fast den Erträgnissen 
aus der Tabaksteuer (Reichshaushalt 1938/39 1002,6 Millionen RM) 
gleichkommen, also als Einnahmequelle im Staatshaushalt gewiß nicht 
ohne weiteres zu entbehren sind. Auf der anderen Seite stellen diese 
Verbrauchsteuern eine so hohe besondere Belastung der Kinder- 
reichen dar, daß die diesen gewährten Kinderermäßigungen bei der 
Einkommensteuer meist dadurch aufgehoben werden dürften. Die 
Erträgnisse aus diesen Steuern resultieren aus recht fühlbaren Son- 
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derbelastungen gerade der kinderreichen Familie °”), betreffen doch 
diese Steuern gerade solche Lebensmittel (Zucker, Fleisch, Fett), die 
eine vielköpfige Familie naturnotwendigerweise in viel stärkerem 
Umfange benötigt als kinderlose Volksgenossen, deren Belastung 
durch diese Steuern also jeweils nur einen Bruchteil derjenigen der 
Kinderreichen ausmachen kann. 

Anders als in den Lebensmittelzöllen, die zum Schutze der inlän- 
dischen Erzeugung erhoben werden, kommt gerade der Zucker- und 
der Schlachtsteuer heute keine andere Aufgabe zu, als dem Staate 
Mittel zu verschaffen. Es ist eine meines Erachtens zu bejahende 
Frage, ob diese Mittel nicht sinngemäßer an anderer Stelle dem 
Konsum entnommen werden können. °) 

Nachdem sich immer mehr die Überzeugung durchgesetzt hat, daß 
die Genußmittel Tabak und Alkohol Genußgifte sind, die unserem 
Volkskörper einen schier unübersehbaren Schaden auch vom Stand- 
punkt quantitativer und qualitativer Bevölkerungspolitik aus gesehen 
zufügen, wäre der weitere Ausbau der Verbrauchsteuern auf diese 
Genußmittel zu erwägen, und zwar dergestalt, daß diese Steuern in 
ihrer Höhe so ausgestaltet würden, daß dem Staate daraus ein 
Maximum an Erträgnissen zuflösse. Damit ergäbe sich eine Ver- 
brauchseinschränkung dieser Genußmittel, die sich auf unseren Volks- 
körper nur günstig auswirken könnte. Die unerwünschten Neben- 
wirkungen einer Prohibition kämen kaum auf. Der Staat erhielte über 
seine jetzigen Einnahmen aus diesen Verbrauchsteuern hinaus recht 
beträchtliche Mittel, die ihm leicht den Verzicht auf die Lebensmittel- 
besteuerung ermöglichen und womöglich darüber hinaus die Durch- 
führung einer Reihe weiterer bevölkerungspolitisch bedeutsamer Auf- 
gaben sichern könnten. 

Kostenfreiheit aller schulischen Ausbildung und ärztlichen Be- 
treuung sind zwei derartige Aufgaben. Ihre Lösung wäre eine wün- 
schenswerte Voraussetzung für die volle Wirksamkeit des Familien- 
lastenausgleichs und gleichzeitig eine Vervollkommnung dieser Maß- 
nahme. 

37) Vgl. Wilh. Winkler: Der Geburtenrückgang im deutschen Sprachgebiet. 
Wien 1936, S. 26: 

„Bedauerlicherweise ist in allen Staaten das bequeme und heimtückische 
Mittel der indirekten Abgaben im Vordringen begriffen. Hier kann nur ein 
möglichster Abbau der indirekten Abgaben eine ganz ausgiebige Entlastung 
der kinderreichen Väter von den direkten Steuern wenn schon nicht eine Be- 
günstigung, so wenigstens die Herstellung der Steuergerechtigkeit bewirken.“ 

38) Im Zusammenhang mit den Verbrauchsteuern sei auf die gemeindlichen 
Einnahmen aus Wasser-, Gas- und Elektrizitätslieferungen hingewiesen, die eine 
ähnliche Wirkung wie diese Steuerart hervorbringen. Auch hier handelt es sich 
um Dinge, die von der kinderreichen Familie in besonderem Umfang benötigt 
werden. Gegen die kinderreiche Familie wirken sich noch insbesondere die 
Tarife für elektrischen Strom aus, die mit steigender Raumzahl eine vermehrte 


Abnahme von Strom zu teurem Preis verlangen. Hier müßte die Raumzahl mit 
der Zahl der Kinder in Verbindung gebracht werden. 
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Der Staat, bzw. die Gemeinden tragen heute die vollen Kosten 
der Volksschule und den größten Teil der Kosten für Mittel-, höhere- 
und Hochschule. Die Schulgelder und Studiengebühren sind immer 
nur Zuschüsse zu den öffentlichen Ausgaben. °°). 

Es hat wenig Sinn, auf der einen Seite ein Schulgeld zu erheben 
und es andererseits in Kinderzulagen irgendwie zurückzuvergüten. 
Das Schulgeld bedeutet für die Eltern der betreffenden Schüler oft 
eine recht beträchtliche zusätzliche Belastung, die bei der Gewährung 
von Kinderzulagen nicht außer acht gelassen werden kann. Es ist 
daher — bei Durchführung eines Familienlastenausgleichs — schon 
aus diesem Grunde besser, von vornherein kein Schulgeld zu erheben. 

Es kann nicht genug hervorgehoben werden, wie überaus wert- 
voll in qualitativer Hinsicht sich gerade der Wegfall des Schulgelds 
für unsere Bevölkerungspolitik auswirken würde. In wie mancher 
gerade besonders qualifizierten Familie wird heute nur deshalb auf 
weitere Kinder verzichtet, weil man weiß, daß man nur einem Kind 
oder vielleicht zweien die Ausbildung geben kann, die man für wün- 
schenswert hält. *%) Der Besuch der höheren Schule und der Hoch- 
schule, bzw. die Aufnahme in alle Lehranstalten, die bisher ein Schul- 
geld erheben, hätte künftig lediglich nach dem Gesichtspunkte der 
besonderen Eignung zu erfolgen, und zwar automatisch in jedem 
Falle, wo diese auf der Grundschule oder während der weiteren 
schulischen Erziehung festgestellt würde. Damit wäre das höhere 
Schulwesen in keiner Weise mehr ein Privileg irgendwie begüterter 
Familien, die dem Staate, bzw. anderen Öffentlichen Körperschaften 
ohnehin im jetzigen Schulgeld nur einen Bruchteil der entstehenden 
Kosten ersetzen. 

Der Unterricht in allen diesen Lehranstalten fände durch diese 
Regelung eine ganz andere Basis: Das Schülermaterial wäre besser 
und einheitlicher, alles Ungeeignete würde ferngehalten, die Aus- 
bildungsdauer könnte — dem schnelleren Fortschritt des besseren 
Schülermaterials entsprechend — verkürzt werden. Der sonst gerade 
in diesen Schichten so späte Eintritt in den Beruf könnte vielleicht 
um Jahre früher erfolgen, wodurch eine wesentliche Voraussetzung 
für frühzeitige Verheiratung und größere Kinderfreudigkeit geschaffen 


89) Durchschnittskostensatz für das Rechnungsjahr 1989: RM 720.—, Grund- 
betrag des Schulgelds nicht über RM 240.— (Öffentliche höhere Schulen in 
reußen). Lt. Finanzministerialblatt 2/1%9. 

#0) Daran können auch die Geschwisterermäßigungen wenig ändern. Sie 
setzen immer voraus, daß ein für viele wertvolle Familien schwer tragbares 
Schulgeld für das erste Kind ganz gezahlt wird. Auch für das zweite und dritte 
Kind ist das Schulgeld teilweise zu zahlen. (75 v. H., 50 v.H.) Erst dann kann 
— bei entsprechenden wirtschaftlichen Verhältnissen der Eltern — Schulgeld- 
freiheit eintreten. Insgesamt stehen nur &20 v.H. der Schulgeldeinnahmen für 
die Geschwisterermäßigungen und für Freistellen begabter bedürftiger Kinder 
zur Verfügung. 
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würde, was im Hinblick gerade auf diese Bevölkerungsschichten vom 
Gesichtspunkt qualitativer Bevölkerungspolitik sehr erfreulich wäre. 

Arnd Jessen ist der Auffassung, daß sich das Schulgeld, „solange 
es eine gewisse Bremswirkung gegen den Besuch der höheren Schule 
ausübt, einstweilen noch nicht abschaffen läßt“.*'). Eine befriedigende 
Lösung des Zugangs zur höheren Schule durch Eignungsprüfungen 
hält er kaum für möglich. “) Dem ist gegenüberzustellen, daß Reichs- 
erziehungsminister Rust die Schulgeldfreiheit anläßlich der Zehnjahr- 
feier des NS.-Lehrerbundes am 23.4.1939 selbst forderte und den 
Grundsatz der Auslese als den entscheidenden Schulgrundsatz heraus- 
stellte. **) | | 

Einem jungen Menschen — etwa einem ‚‚Sexta-Aspiranten‘ — 
wird man nie mit Sicherheit sagen können, ob er in seinem Leben 
vorankommen wird. Das braucht man aber auch nicht, um ihn auf 
eine höhere Schule zu übernehmen. Dazu genügt es zu wissen, ob 
der Junge eine gewisse Auslese darstellt und deshalb geeignet ist. 
Zeigt sich später trotzdem die Ungeeignetheit für die höhere Schule, 
so läßt sich die Rückversetzung auf eine andere Schulgattung immer 
wieder ermöglichen. 

Sehr wertvoll wäre es, wenn — etwa durch einen entsprechenden 
Umbau der Mittelschulen oder auch der Unterstufe der höheren 
Schulen — der Übergang zur höheren Schule von den anderen Schulen 
her nicht nur in der Sexta, sondern auch noch in höheren Klassen 
erfolgen könnte. Zu diesem Zweck müßte das Schulsystem flüssiger 
gestaltet, bzw. der Aufbau der einzelnen Schulgattungen in den 
unteren und vielleicht auch mittleren Klassen mehr aufeinander abge- 
stimmt werden. Später zutage tretende Eignungen Könnten dann 
häufig noch berücksichtigt werden. 

Mit der Forderung der Schulgeldfreiheit durch den Reichserzie- 
hungsminister ist diese immerhin in greifbare Nähe gerückt.‘ Dem- 
gegenüber bleibt die kostenfreie ärztliche Betreuung der Jugendlichen 
noch ein Fernziel. | 

Für die gesunde Entwicklung unseres Volkskörpers ist die stän- 
dige gesundheitliche Betreung der Jugendlichen von so großer 


r Arnd Jessen,. Was kostet Dein Kind? Berlin 1937, S. 105. 
%2) „...die Versuche, den Besuch der höheren Schule ausschließlich von 
Eignungsprüfungen abhängig zu machen, werden sich kaum befriedigend lösen 
lassen. Kinder entwickeln sich verschieden schnell. Wenn man einem 9 jährigen 
Sexta-Aspiranten ansehen könnte, ob er in seinem Leben vorankommen wird, 
dann wäre vieles einfacher. Einstweilen aber bestehen gesundheitliche, mora- 
lische und andere Klippen, an denen mancher begabte Mensch gescheitert ist. 
Noch bei Studenten ist die richtige Beurteilung schwierig und oft stark subjektiv.“ 
Arnd Jessen, Was kostet Dein Kind? Berlin 1987, S. 105. 
48) Vgl. „DAZ.“, Nr. 194, 24. 4.1939. Vgl. auch die positive Einstellung Wilh. 
Hartnackes zur Schulgeldfreiheit in: 15 Millionen Begabtenausfall, München- 
Berlin 1989, S. 4 ff. 
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Wichtigkeit, daß ihre Bindung an ärztliche Kosten kein Dauerzustand 
sein kann. Vielmehr wird wohl eines Tages der Staat die gesamte 
gesundheitliche Pflege der Jugendlichen einschließlich Unfallhilfe 
übernehmen und sie vielleicht zu einem Pauschalsatz der deutschen 
Ärzteschaft als Ehrendienst übertragen. Das Pauschale für die Be- 
treuung der Jugendlichen müßte insgesamt etwa den derzeitigen ärzt- 
lichen Einnahmen aus der Behandlung Jugendlicher gleichkommen. 

Der Ehrendienst bestände darin, daß statt. der zur Zeit immerhin 
beschränkten Anzahl Jugendlicher nunmehr die gesamte deutsche 
Jugend in allen Fällen ohne besondere kostenmäßige Belastung der 
Eltern ärztliche Hilfe in Anspruch nehmen könnte, was für die Ärzte- 
schaft zusätzliche Arbeit ohne weiteres Entgelt, aber auch ohne 
große materielle Nachteile bedeuten würde. Durch Verlagerung der 
ärztlichen Behandlungskosten für Jugendliche von den Eltern weg 
auf die Schultern des Staates (Pauschale) würde für diesen eine 
erhebliche Mehrausgabe entstehen. Bei 18 Millionen Jugendlichen 
und unter Zugrundelegung eines Jahressatzes von RM 10.— je Ju- 
gendlichen beliefe sich die erforderliche Summe auf 180 Millionen RM, 
die auf 74.000 deutsche Ärzte, Zahnärzte und Dentisten verteilt 
immerhin ein Durchschnittsjahrespauschale von rund RM 2400.— je 
Arzt ergäbe. Es müßte einmal festgestellt‘ werden, inwieweit ein 
solches Pauschale den bisherigen Einnahmen der Ärzte aus der 
Behandlung Jugendlicher entspricht. An der Aufbringung des Pau- 
schales wären die Krankenkassen entsprechend ihrer durch die staat- 
liche Gesundheitsbetreuung aller Jugendlichen hervorgerufenen Ent- 
lastung zu beteiligen. Über das Ärztepauschale hinaus müßten jedoch 
noch erhebliche Beträge für Pflegekosten, Krankenhausbehandlung 
und Arzneimittel bereitgehalten werden. Eine Übersicht über die zu 
erwartenden Kosten könnte aus dem Material der Krankenkassen 
gewonnen werden. Die Ausdehnung dieses Gesundheitsdienstes auf 
alle werdenden Mütter (kostenlose Betreuung vor, bei und nach der 
Entbindung) ist aus den in Abschnitt II *) dargelegten Gründen sehr 
zu wünschen und nur eine Frage der Aufbringung weiterer Mittel. 

Mit der Einrichtung der kostenlosen gesundheitlichen Betreuung 
der Jugendlichen würde das Lastenkonto der Eltern von einer oft 
durch unglückliche Zufälle sehr ins Gewicht fallenden speziellen 
Belastung bereinigt. Diese Betreuung würde bedeuten, daß solche 
unglücklichen Zufälle wie Unfälle und schwere Erkrankungen der 
Kinder den Familien nicht mehr die wirtschaftliche Grundlage ent- 
ziehen könnten, daß hier vielmehr der Staat durch seinen Gesundheits- 
dienst weitgehend als Helfer einspringen würde. Damit wäre auch 
eine Beruhigung mancher übertrieben besorgten Gemüter gegeben, 


“) Vgl. 8.18. dieser Schrift. 
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die vor lauter Sorge um das Unheil, das ihre Kinder einmal treffen 
könnte, auf solche ganz verzichten, deren Fortpflanzung aber nicht 
immer unerwünscht sein braucht. *) 


3. Der Aufbau der für die Durchführung des Vorschlags 
unerläßlichen Vorbedingung eines für jede Leistungs-, 
bzw. Einkommensschicht einheitlichen Grundlohns. 


Der vorliegende Vorschlag baut auf der Herausnahme der familien- 
politischen Gesichtspunkte aus Lohn und Steuer auf. Die Ver- 
wirklichung eines gleichen Grundlohns (von 
Familienzuschlägen freier Bruttolohn abzüglich 
Steuerund Familienausgleichsabgabe) innerhalb 
einer &leichen Leistungs-, bzw Einkommens- 
schicht ist die unerläßliche Vorbedingung für 
die Durchführung des Vorschlags in seiner vor- 
liegenden Form. Bis auf den Wegfall des Schulgeldes sind die 
weiteren recht wünschenswerten Voraussetzungen, die in Abschnitt 
B 1 und 2 aufgezeigt wurden, bei der Ausgestaltung des Vorschlages 
außer acht gelassen worden. Wenn die Schulgeldfreiheit bis zur Durch-. 
führung des Familienlastenausgleichs noch nicht eingeführt ist, müßte 
— für den vorliegenden Vorschlag — das Schulgeld in den Aus- 
gleichszulagen noch jeweils besonders berücksichtigt werden. 

Es ist eine finanzpolitische Aufgabe, die Einkommen-, bzw. Lohn- 
steuer frei von familienfördernden Gesichtspunkten neu aufzubauen. 
Der Ertrag aus dieser Steuer dürfte durch den Neuaufbau weder 
höher noch niedriger werden als bisher. Im wesentlichen wäre für 
die einzelnen Einkommens-, bzw. Lohnstufen ein mittlerer Satz zu 
bilden, der die bisherigen Einnahmen aus der betreffenden Einkom- 
mensschicht sicherstellt. 

Es würden sich Sätze ergeben, die um den jeweiligen Durch- 
schnittssatz der Familienermäßigungen je Steuerpflichtigen unter den 
jetzigen Steuersätzen für Ledige lägen und etwa mit den jetzt gelten- 
den Sätzen der Steuergruppe III (kinderlos Verheiratete in den fünf 
ersten Ehejahren) identisch wären.: Für zwei Lohn-, bzw. Gehalts- 
höhen sei hier der neu anzusetzende, für alle Familienstände gleiche 
Steuersatz berechnet: 


1. Monatslohn von RM 200.—. 


Bei diesem Einkommen entfallen auf den Steuerpflichtigen durch- 
schnittlich etwa 0,77 Ehefrauen- und 0,93 Kinderermäßigungen. “) 


#5) Vgl. S.18f. dieser Schrift. 

#6) Vgl. Tafel 6, S. 76 dieser Schrift. (Zahlen aus dem Jahre 1936); bei 
Abfassung dieser Schrift lagen noch keine neueren Zahlen vor. Eine größere 
Fehlerquelle kann sich aus der Benutzung dieser Zahlen nicht ergeben, da sie 
sich nur langsam verschieben. 
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Von den Ehefrauenermäßigungen fallen etwa 88 v.H. in die Steuer- 
gruppe Ill mit der vollen Ermäßigung und etwa 12 v.H. in die Steuer- 
gruppe II für nach 5jährigem Bestehen kinderlose Ehen. *) Die volle 
Ehefrauenermäßigung beläuft sich nach der Lohnsteuertabelle ab 
1.4.1939 auf 9,62 RM, die Ermäßigung für Steuergruppe II auf 
RM 4,94, die Ermäßigung je Kind durchschnittlich auf RM 2,77. 
(Bei Zugrundelegung der Ermäßigung für drei Kinder.) 

Die Ermäßigung nach Steuergruppe Il für 0,68 Ehefrauen ergibt 
einen Betrag von RM 6,54 je Steuerpflichtigen, die Ermäßigung nach 
Steuergruppe U für 0,09 Ehefrauen einen solchen von 0,44 RM, die 
Ermäßigung für 0,93 Kinder einen Betrag von 2,58 RM. Die gesamte 
Familienermäßigung beläuft sich also auf durchschnittlich RM 9,56 
je Steuerpflichtigen. Der um diesen Betrag verminderte, heute gel- 
'tende Lohnsteuersatz des Ledigen (RM 18,46) ergibt als neuen allge- 
meinen Steuersatz für einen Monatslohn von RM 200.— den Betrag 
von RM 8,90. Dieser Satz deckt sich fast vollkommen mit dem heute 
in der Steuergruppe III (Junge Ehen ohne Kinder) geltenden au 
{RM 8,84). 


2. Monatsgehalt von RM 500.—. 


Hier ergeben sich — aus den gleichen Quellen wie im ersten 


.. Fall — diese Zahlen: 


Jeder Steuerpflichtige erhält durchschnittlich 0,77 Ehefrauen- . 
ermäßigungen nach Steuergruppe II, 0,11 Ermäßigungen nach Steuer-. 
gruppe II und 1,04 Kindermäßigungen. Die Ehefrauenermäßigung 
nach Gruppe II beträgt RM 37,44, die Ermäßigung nach Gruppe I 
RM 18,72 und die durchschnittliche Ermäßigung je Kind RM 9,05. 
(Bei Zugrundelegung der Ermäßigung für 5 Kinder.) 


0,77 Ehefrauenermäßigungen nach Gruppe III ergeben RM 28,88 
0,11 Ehefrauenermäßigungen nach Gruppe II ergeben RM 2,06 
1, 04 Kinderermäßigungen ergeben .........seruecre RM 941 
Insgesamt also an Familienermäßigungen .......... RM 40,30. 


Um diesen Durchschnittssatz an Familienermäßigungen je Steuer- 
pflichtigen ist der jetzt geltende Lohnsteuersatz für Ledige (RM 84,24) 
zu vermindern, woraus sich ein allgemeiner Steuersatz von RM 43,94 
ergibt, der wieder nahe bei dem jetzt geltenden Satz für die Steuer- 
gruppe III (46,80 RM) liegt. 


47) Die Hundertsätze sind aus einer Tabelle des Statistischen Jahrbuchs 
für das Deutsche Reich 1938, S.‘'50, II, 17a, errechnet. (Die am 31. Dezember 
1936 bestehenden Ehen sind zugrunde gelegt.) 

Die am 1. 10. 41 in Kraft tretende Lohnsteuertabelle lag bei Druck der 
Schrift noch nicht vor. Bei ihrer Zugrundelegung ergeben sich als Durch- 
schnittssteuersätze auch etwa die Sätze der Steuergruppe III, da am Prinzip 
der Ermäßigungen nichts geändert wurde. 
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Bei der Umgestaltung der Einkommen-, bzw. Lohnsteuer durch 
Herausnahme der familienpolitischen Gesichtspunkte bliebe die bis- 
herige Progression der Steuersätze vollkommen unberührt. Die Be- 
rücksichtigung der geringeren steuerlichen Leistungsfähigkeit des 
Steuerpflichtigen durch besondere wirtschaftliche Verhältnisse — etwa 
Unterstützung Angehöriger aufsteigender Linie — bliebe selbstver- 
ständlich auch bestehen. 


Eine Frage der Zweckmäßigkeit wäre es, die Bürgersteuer bei 
dieser Gelegenheit in die Einkommensteuer einzubauen, da deren 
Aufbau ja viel feingliedriger ist. Im anderen Falle wäre auch die 
Bürgersteuer ihrer Berücksichtigung familienpolitischer Gesichts- 
punkte zu entkleiden. 


Die Bürgersteuer ist eine Einnahmequelle der Gemeinden. Sie 
stellt eine zusätzliche rohe Einkommensteuer dar. In die Reichs- 
einkommensteuer eingebaut, könnte ein entsprechender fester Satz 
des Steueraufkommens den Gemeinden als Ausgleich zufließen. 


Durch die Aufgabe der Bürgersteuer als selbständige Steuerart 
würde die doppelte, ihrer Umständlichkeit wegen kostspielige Er- 
hebung einmal eingespart. Angesichts der Verknappung der Arbeits- 
kräfte_Jäßt sich die Erhebung paralleler Steuern in getrenntem Ar- 
beitsgang kaum mehr verantworten. Da durch die Erhebung der 
vorgesehenen Ausgleichsabgabe auch die kleinen Einkommen heran- 
gezogen werden sollen, *) könnte die Einkommensteuer in einem 
Arbeitsgang künftig auch diese mit erfassen, so daß kein finanzieller 
Ausfall durch den Wegfall der Bürgersteuer zu befürchten .wäre, die 
bisher noch kleinere Einkommen erfaßte als die Einkommensteuer. 


Einige Worte zum Wegfall der Familienzuschläge zum Lohn, wie 
er durch den vorliegenden Vorschlag notwendig würde. Überall dort, 
wo bisher ein Familienlohn gezahlt wurde, konnte dies nur auf 
Kosten einer allgemeinen Niedrighaltung des sonst erreichbaren Lohn- 
niveaus ermöglicht werden. Wenn dem Vorschlage entsprechend die 
Funktion des Familienlastenausgleichs gänzlich auf den Staat über- 
geht und jeder einzelne zur Zahlung einer Ausgleichsabgabe heran- 
gezogen wird, so sind in diesem Falle natürlich die wegfallenden 
Lohnzuschläge zu einer allgemeinen Verbesserung der betroffenen 
Löhne zu verwenden. Es würde sich hier um keine Lohnerhöhungen 
im eigentlichen Sinne handeln, sondern um Verlagerungen. 


48) Vgl. S. TLf. 
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C. Bemessungsgrundlage und Aufbau der Ausgleichszulagen. 


Die Ausgestaltung der Familienausgleichszulagen ist die wich- 
tigste Aufgabe innerhalb des Lastenausgleichs, da von ihr die ganze 
bevölkerungspolitische Auswirkung abhängig ist. Der Aufbau der 
Zulage und die Festsetzung des Zulagesatzes kann gar nicht sorgsam 
genug erfolgen. Da es sich um in diesem Umfange erstmalige Maß- 
nahmen handelt, kann immer nur Schritt für Schritt vorgegangen 
werden. Auf Grund der erzielten Wirkungen sind gewiß auf längere 
Zeit immer wieder Berichtigungen und Verbesserungen vorzunehmen. 

Eines muß von vornherein feststehen — dafür dürfen die Neuig- 
keit und der Umfang der Aufgabe kein Hindernis sein —, daß in 
. Richtung auf das gesteckte Ziel ein gerader Weg eingeschlagen wird. 
Halbe Maßnahmen auf diesem Gebiete können immer nur vorüber- 
gehenden Charakter haben. Da die Aufzucht von Kindern, bzw. das 
Heranwachsen junger Menschen ein jeweils zwei ganze Jahrzehnte 
währender Prozeß ist, müssen sich alle auf diesen Prozeß beziehenden 
fördernden Maßnahmen durch eine große Beständigkeit auszeichnen. 
Vorallen Dingen muß die Gewähr dafür geboten 
werden, daß die einmal festgesetzten Familien- 
zulagenunterkeinen Umständen durch eine etwa 
später notwendig werdende Revision in ihrer 
Höhe herabgesetzt werden. Es muß alles getan 
werden, daß eine derartige Revision nie erfor- 
derlich wird. 


1. Die Bemessungsgrundlage für die Familienzulageen. 


Die derzeitigen familienfördernden Maßnahmen knüpfen in der 
Bemessung der von ihnen gewährten Hilfen unmittelbar an die Zu- 
gehörigkeit der Eltern zu einer bestimmten sozialen Schicht an oder 
sie nehmen diese mittelbar unter Zugrundelegung der Einkommens- 
höhe als Maßstab. | 

Den erstgenannten Weg gehen fast alle Ausgleichskassen. Die 
deutschen Ausgleichskassen der Ärzte, Zahnärzte, Apotheker kennen 
nur vom Einzeleinkommen unabhängige einheitliche Sätze. Die Lohn- 
ausgleichskasse für die deutsche Zigarrenindustrie kennt keine Unter- 
schiede nach der’ Höhe des Stundenlohns, allerdings nach der Zahl 
der Arbeitsstunden je Woche. Auch die französischen Familienaus- 
gleichskassen haben fast ausschließlich von der Lohnhöhe unab- 
hängige Sätze. 

Den anderen Weg gehen die Steuermäßigungen, bei denen die 
Anknüpfung an die Einkommenshöhe aus der Natur der Steuer heraus 
nahe liegt. Diese Vergünstigungen sind in der Reichseinkommensteuer 
recht fein, in der Bürgersteuer nur grob gestuft. 
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Die unmittelbare Anknüpfung an die Zugehörigkeit zu einer 
bestimmten sozialen Schicht hat ihre Berechtigung, wenn diese 
Schicht — wie beispielsweise die deutsche Ärzteschaft — in sich 
homogen ist. Anders liegt die Sache, wenn innerhalb der Schicht das 
Lebenshaltungsniveau verschieden hoch liegt. Dann können gleiche 
Familienzulagen immer nur für eine bestimmte Lebenshaltung eine 
gerechte Entlastung bringen, während bei niedrigerer Lebenshaltung 
die Entlastung übersteigert wird, bei höherer aber ihre Wirksamkeit 
verliert. So lassen die einheitlichen Kinderzuschläge in der staatlichen 
Besoldung bei den höheren Beamten jede Wirkung in bezug auf 
gesteigerte Kinderfreudigkeit vermissen. “) Ebenso dürften die staat- 
lichen laufenden Kinderbeihilfen in Höhe von jetzt einheitlich 
RM 10.— für das 3. und jedes weitere Kind kaum große Erfolge bei 
den Familien mit höheren Einkommen erzielen. Dazu ist denn doch 
das soziale Niveau zu unterschiedlich. 

Die soziale Schichtung unseres Volkes, d.h. die durch Beruf und 
Leistungsvermögen, Einkommenshöhe und Lebenshaltung bedingte 
Stellung der einzelnen Volksgenossen in der völkischen Gemein- 
schaft, kann immer nur im großen überschaut werden. Im Einzel- 
falle ist die Zugliederung der Volksgenossen zu einer bestimmten 
sozialen Schicht oft eine Unmöglichkeit, die sich daraus ergibt, daß 
Leistungsvermögen und berufliche Stellung, Einkommenshöhe und 
Lebenshaltung oft in einem krassen Mißverhältnis zueinander und 
untereinander stehen. Das soziale Niveau bestimmt sich allerdings 
vorwiegend durch die Einkommenshöhe. Daher kann für einen alle 
Berufe umfassenden Familienlastenausgleich die Einkommenshöhe 
ersatzweise den Maßstab für die Zurechnung zu einer bestimmten 
sozialen Schicht abgeben. Ä 

Dieser Maßstab hat allerdings seine Unzulänglichkeiten. Er hat 
zur Voraussetzung, daß der Satz „Gleiche Leistung — gleicher Lohn“ 
vollends verwirklicht ist. Solange das nicht der Fall ist, müssen wir 
gewärtig sein, daß Ungerechtigkeiten in der Einkommensverteilung 
durch Bemessung der Familienzulagen nach der Einkommenshöhe 
noch übersteigert werden. 

Denken wir einmal zurück an die Zeit, in der der Jude die 
deutsche Wirtschaft beherrschte. Nach der Höhe seines Einkommens 
beurteilt, wäre das Judentum damals ohne Zweifel der leistungs- 
fähigste Bestandteil unserer Bevölkerung gewesen. Wir wissen heute, 
wie negativ für unseren Volkskörper das Wirken des Juden gewesen 
ist, so daß die Höhe seines Einkommens uns nur ein Zerrbild seiner 

4) Vgl. die Ausführungen von Arthur Gütt über die Notwendigkeit einer 
Reform der Beamtenbesoldung in: „Bevölkerungs- und Rassenpolitik“, Berlin- - 
Wien 1938, S. 36 £., ferner diejenigen von Karl Astel und Erna Weber in: „Die 


unterschiedliche Fortpflanzung. Untersuchung über die Fortpflanzung von 12.000 
Beamten und Angestellten.“ (Politische Biologie, Heft 9.) München-Berlin 1%9. 
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Leistungen in bezug auf unseren Volkskörper abgeben kann. Heute 
ist der Jude aus unserer Wirtschaft ausgeschaltet, wir müssen uns 
aber darüber klar sein, daß unsere wirtschaftlichen und sozialen 
Verhältnisse durchaus noch nicht so grundlegend abgeändert worden 
sind, als daß die Höhe des Einkommens nun überall der gezeigten 
Leistung entspräche. Ein absolut gerechtes Verhältnis zwischen 
Leistung und Lohn wird es auch nie geben. 

So ist die Einkommenshöhe kein unbedingt zuverlässiges Maß für 
die Beurteilung der Leistungen des einzelnen Volksgenossen der 
Volksgemeinschaft gegenüber, ganz abgesehen davon, daß bestimmte 
höchste Leistungen in der Einkommenshöhe kaum einen Ausdruck 
finden und auch nicht finden Können, so diejenigen, die durch per- 
sönliche Einsatz- und Opferbereitschaft in den für die Nation ent- 
scheidenden Augenblicken gezeigt werden oder solche, die den ein- 
zelnen in Wissenschaft und Kunst, Technik, Wirtschaft und Politik 
als überragend herausstellen. 

' Es läßt sich erhoffen, daß die Einkommensverteilung im national- 
sozialistischen Staat eine immer gerechtere werden wird, daß das 
Prinzip des Leistungslohns eine immer stärkere Verwirklichung 
erfährt. °°) Jedenfalls läßt sich auf die Zugrundelegung der Einkom- 
menshöhe als Bemessungsgrundlage für das Ausmaß der Familien- 
zulagen nicht verzichten. Da die Kosten für die Kinderaufzucht in 
gewissen Grenzen mit dem Einkommen sinken und steigen, ist die 
Einkommenshöhe für die jeweilige Belastung durch diese Kosten ein _ 
ziemlich getreuer Maßstab, für den es keinen Ersatz gibt. 

Keinerlei Berechtigung hat der Einwurf, für die Aufzucht von 
Kindern aus den höheren Einkommensschichten dürften aus Gründen 
der sozialen Gerechtigkeit keine größeren Mittel ausgeworfen werden 
als für solche aus den wirtschaftlich niedrigeren Schichten, mit an- 
deren Worten, die Bemessung nach dem Einkommen erübrige sich 
überhaupt. Auf den ersten Blick mag dieser Einwurf den Anschein 
erwecken, innerlich berechtigt zu sein; in Wirklichkeit ist diese 
Argumentation ein Zurückfallen in die marxistische, alles gleich- 
machende Denkungsart. 

Gewiß sind aus den ärmsten Schichten unseres Volkes zu jeder 
Zeit überragende deutsche Menschen hervorgegangen, Persönlich- 
keiten, die wir unter gar keinen Umständen missen wollten. Im 
großen gesehen liegt es aber doch so, daß unsere Begabten die 
entsprechende Erbmasse aus gleichgearteten Elternkreisen erhalten 
haben. Es wäre eine Gefahr für den gesunden Aufbau unserer Volks- 


0) Vgl. die Bestrebungen und praktischen Vorschläge in: Franz Horsten, 
Die nationalsozialistische Leistungsauslese, Würzburg 1938, und: Leistungs- 
gemeinschaft und Eigenverantwortung im Bereich der nationalen Arbeit, Würz- 
burg 1941. a 
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gemeinschaft, wenn wir in mehr oder minder starkem Umfange bei 
den Angehörigen der gehobenen Einkommensschichten, etwa bei 
den 'höheren Beamten, bei der Dozentenschaft, bei den Offizieren 
oder bei der Ärzteschaft auf Nachkommen verzichten wollten. Wenn 
wir unsere familienfördernden Maßnahmen nicht wirksam auf diese 
Schichten mit erstrecken, unterstützen wir einen solchen Verzicht. 

In den Schichten mit höherem Einkommen kostet die Aufzucht 
eines Kindes mehr, entschieden mehr als etwa in Handarbeiterkreisen, 
weil eben die Kosten für die ganze Lebenshaltung hier viel höher 
liegen. Wenn die Aufzucht eines Kindes in einer Arbeiterfamilie 
vielleicht RM 10.— oder RM 20.— monatlich kostet, würden sich 
diese Kosten für das gleiche Kind in der Familie etwa eines Arztes 
oder höheren Beamten auf vielleicht RM 50.— oder RM 100.— be- 
laufen. Wenn dem Arbeiter die RM 10.— oder RM 20.— und dem 
Arzte die RM 50.— oder RM 100.— in irgendeiner Form erstattet 
werden, dann hat weder der eine noch der andere ein Geschäft 
gemacht. Und darauf kommt es an. 

Für die Volksgemeinschaft ist das eine Kind so wichtig wie das 
andere. Es mag sein, daß im Durchschnitt aus der Arztfamilie quali- 
fiziertere Kinder zu erwarten sind als aus der Arbeiterfamilie; das 
ist aber keineswegs ausschlaggebend. Entscheidend ist, daß unser 
Volk weder auf die Kinder aus der einen noch aus der anderen 
gesunden Familie verzichten kann. Wenn die finanziellen Lasten, 
die die Aufzucht der Kinder verursacht, von der Volksgemeinschaft 
getragen werden sollen, dann kann es nur darum gehen, die wirklich 
entstehenden Kosten zu erstatten. Wie hoch diese sind, das richtet 
sich im Einzelfalle nach der Lebenshaltung und damit im allgemeinen 
nach dem Einkommen der Eltern. 

Der vorliegende Vorschlag sieht die Bemessung der Familien- 
zulagen proportional zum Einkommen vor. Dabei wird jedoch ein 
Höchstsatz festgelegt, mit dem die Kosten für die Kinderaufzucht 
unter Berücksichtigung aller besonderen Umstände auch in einem 
anspruchsvollen Haushalt gedeckt werden. Zulagen über diesen 
Höchstsatz hinaus gewähren, hieße entweder die Kinderaufzucht in 
solchen Kreisen zu einem Geschäft machen oder aber sie mit einem 
unangebrachten Luxus versehen, beides Dinge, die einer gesunden 
Bevölkerungspolitik entgegen stehen und daher nicht verantwortet 
werden Können. 

Durch die. Festlegung des Höchstsatzes kann bei den Beziehern 
höchster Einkommen eine Steigerung der Kinderfreudigkeit kaum 
bewirkt werden. Es handelt sich um die Kreise mit so hohem Ein- 
kommen, daß die wirtschaftliche Belastung durch die Kinderaufzucht 
sowieso nicht ins Gewicht fällt. Gewiß könnte man hier einen Anreiz 
zu größerer Kinderzahl durch Zulagen geben. Diese müßten aber 


ab) 


weit über das Maß der tatsächlichen Belastung hinausgehen. Ein 
solcher Anreiz käme einem Appell an die Wahrnehmung eines 


materiellen Vorteils gleich und wäye die Preisgabe des Ausgleichs- 
prinzips. 


2. Der Aufbau der Ausgleichszulagen. 


a) Der Personenkreis. 


Die Zulagen können nur an Volksgenossen gewährt werden, 
und zwar an solche, die einen Wert für die Volksgemeinschaft dar- 
stellen. Asoziale und erbkranke Familien können keine Berück- 
sichtigung finden. Weitere Voraussetzung ist, daß die Familie zur 
Ausgleichsabgabe mit herangezogen wird. Einkommen unter RM 50.— 
monatlich werden von der Abgabe nicht erfaßt.°) Für Einkommen 
von RM 50.— bis RM 60.— monatlich gelten die halben Abgabe- 


und Zulagesätze, damit eine Übergangsstufe zu den vollen Sätzen 
gegeben ist. | 


Die materielle Belastung des Kinderreichen unterscheidet sich 
von derjenigen des Ledigen dadurch, daß der Kinderreiche zusätz- 
liche Unterhaltskosten für Frau und Kinder zu bestreiten hat. Eine 


Entlastung des Kinderreichen muß daher Frauen- und Kinderzulagen 
vorsehen. 


b) Die Frauenzulage. 


Unsere heutige Reichseinkommensteuer mißt dem Momente der 
Verheiratung die größte Bedeutung zu. Die Verheiratung .erbringt 
‚eine so große Steuerermäßigung, daß zu Ermäßigungen für die ein- 
zelnen Kinder immer nur ungleich kleinere Beträge zur Verfügung 
stehen. °”) Durch neuerliche Bestimmungen (Gesetz vom 27. I. 1939) 
wird zwar die Verheiratetenermäßigung nach 5jähriger Gewährung 
bei Kinderlosigkeit nur mehr in halber Höhe weiter gewährt, sie 
dürfte aber auch mit dieser Regelung den bevölkerungspolitischen 
Anforderungen noch nicht genügen. 

Bevölkerungspolitisch gesehen, hat eine Ehe nur dann einen Sinn, 
wenn aus ihr Kinder hervorgehen. Eine auf die Dauer kinderlose Ehe - 
ist für die Volksgemeinschaft wertlos. Sie ist darüber hinaus — wenn 
wenigstens ein Ehepartner gesund ist und eine positive Einstellung 
#1) Ein Einkommen von RM 50.— monatlich kommt so nahe an das Existenz- 
minimum für einen einzelnen Erwachsenen heran, daß Einkommen, die noch 
unter diesem Satz liegen, nicht belastet werden dürfen. So kleine Einkommen 
sind aber auch für den Unterhalt einer Familie absolut unzureichend, so daß 
die Gründung einer Familie bei einem Gesamteinkommen in dieser Höhe im 
allgemeinen als unverantwortlich und daher als nicht fördernswert angesehen 
werden muß. Bei Familien mit derart niedrigem Einkommen muß die Sorge 
um die Kinder der öffentlichen Wohlfahrt überlassen bleiben. Nur in Sonder- 
fällen — wenn es bevölkerungspolitisch gesehen angezeigt ist — wäre hier eine 


Zulage zu gewähren. 
62) Vgl. Berechnungen auf S.48 dieser Schrift. 
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zum Kinde hat — durchaus unerwünscht, denn sie entzieht dann 
einen wertvollen Volksgenossen der Fortpflanzung. Eine Verheira- 
tetenzulage für auf die Dauer kinderlose Ehen ist daher unangebracht 
und dürfte gar nicht in Frage kommen. Eine solche Zulage .muß 
darauf aufbauen, daß die Ehefrau durch mütterliche Verpflichtungen 
in der Entfaltung ihrer Arbeitskraft für Erwerbszwecke gebunden 
ist. Es ist ja nicht so, als ob durch das Moment der Verheiratung 
„die Mark nur noch 50 Pfennige wert‘ wäre. Durch die Verheiratung 
allein steht der Erwerbstätigkeit der Frau kaum etwas im Wege, 
“wenn nicht ein unnötig großer Haushalt geführt wird. Gewiß erfordert 
die Pflege eines schönen Heims viel Arbeit, ein solches bedeutet 
aber lediglich eine Verschönerung des individuellen Daseins, solange 
es nicht durch Kinder seinen besonderen Sinn erhält. 

Die Arbeit der Frau im Haushalt hat in jedem Fall ihren Wert. 
In kinderlosen Ehen kommt diese Arbeit ausschließlich den Eheleuten 
zugute. Erst im Haushalt mit Kindern schafft die Frau an Werten, 
die für die ganze Volksgemeinschaft etwas bedeuten. 

Nach diesen Gesichtspunkten sei im vorliegenden Vorschlag das 
Moment der Verheiratung in die Familienausgleichszulagen eingebaut: 
Es soll weniger eine Verheiratetenzulage ge- 
währt werden, als eine Frauenzulage, bei derin 
Rechnung gestellt wird, inwieweit die Frauihrer 
Verpflichtung, Mutter zu sein oder zy werden, 
nachgekommen ist. ' 

Die Frauenzulage würde in verschiedener Höhe gewährt werden, 
und zwar in voller Höhe, zu zwei Dritteln und zu einem Drittel. Der 
einfacheren Berechnung wegen wird die volle Höhe hier mit 3 Punk- 
ten, zwei Drittel mit 2 und ein Drittel mit einem Punkt gewertet. 
Tafel 1 gibt eine Übersicht über den Aufbau der Zulage. 


| Tafel 1. 
Frauenzulage (1, 2, 3 Bewertungspunkte). 


Volle Höhe (3 Bewertungspunkte) ab Verheiratung dauernd, 
wenn nach Ablauf von 
3 Ehejahren wenigstens 1 Kind, 


3; ss 2 Kinder, 
6 5 ss 3 Kinder, 
8 ri ., 4 Kinder geboren sind. 
Wegfall wenn nach Ablauf von zwei Ehejahren kein Kind 


| ' geboren ist. | | 

Wiederaufleben zu !/s, 2/s oder !/ı der vollen Höhe (1, 2, 3 Bewer- 
tungspunkte), sobald 1, 2 oder 4 Kinder geboren 
sind. 

Jeder Bewertungspunkt gilt bei voller Durchführung des Vorschlages 

6v.H. vom Grundeinkommen des Familienvaters. (Einkommen ab- 

züglich Ausgleichsabgabe und Steuer.) Höchstsatz je Punkt RM 50.—. 

Näheres über die urn. der Zulagesätze unter Zugrundelegung 

der tatsächlichen Kosten siehe im Abschnitt „Kinderzulagen“ (S. 57 ff.). 
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Die Zulage in voller Höhe ist für Mütter von vier Kindern gedacht, 
also als Frauenzulage in der Vollfamilie. Von der Verheiratung ab 
wird die Zulage jedoch schon in voller Höhe auf die Dauer von 
2 Jahren gewährt, weil zunächst von allen Jungverheirateten erwartet 
werden muß, daß sie eine Vollfamilie gründen wollen. Bestätigt sich 
diese Erwartung dadurch, daß nach 2 Ehejahren wenigstens 1 Kind, 
nach 4 Ehejahren wenigstens 2, nach 6 Jahren wenigstens 3 Kinder 
geboren sind, so verlängert sich die Gewährung in voller Höhe um 
jeweils 2 Jahre. Bei unseren Ehestandsdarlehen wird bei Geburt 
eines Kindes die Rückzahlungspflicht jeweils nur für ein Jahr aus- 
gesetzt, so daß sich die Eheleute in bezug auf die Tilgung des Dar- 
lehens am günstigsten stehen, wenn sie möglichst bald nach Ein- 
gehung der Ehe, längstens aber in Abständen von je einem Jahr die 
Geburt von vier Kindern verzeichnen können. 

Die Reichseinkommensteuer läßt bei der Verheiratetenermäßigung 
einen Zeitraum von 5 Jahren offen, um die Bejahung des Willens 
zum Kinde zu erfahren. 

Eine Zeitspanne von 2, vielleicht auch 3 Jahren dürfte für die 
billigerweise zu erwartende Geburtenfolge das gegebene sein. 

Sind einmal vier Kinder vorhanden, so wird die Zulage für die 
Mutter zu deren Lebzeiten stets weitergezahlt. 

Der Wegfall der ganzen Frauenzulage, wenn nach Ablauf von 
2 Ehejahren kein Kind geboren ist, soll die Interesselosigkeit der 
Volksgemeinschaft an Ehen ohne Kinder kundtun. Das Wiederauf- 
leben der Zulage bis zur vollen Höhe, wenn einmal doch eine ent- 
sprechende Anzahl Kinder geboren ist, ist eine Selbstverständlich- 
keit. Ebenso ist es nur gerecht, wenn — entsprechend der geringeren 
mütterlichen Arbeitsbelastung — bei einem Kinde oder bei zwei oder 
dreien die Zulage auf die Dauer nur zu einem Drittel oder zu zwei 
Dritteln gewährt wird. Die Frauenzulage in voller Höhe soll einer 
vollen Kinderzulage entsprechen, °*) soll also auch bei voller Höhe 
nur gerade die Kosten der Lebenshaltung decken. Die derzeitigen 
Verheiratetenermäßigungen der Reichseinkommensteuer sind gerade 
bei den höheren Einkommen so hoch, daß damit ein starker Anreiz 
zur Verheiratung gegeben ist. Bei den kleinen und mittleren Ein- 
kommen wird nach dem in diesem Vorschlag vorgesehenen Zulagesatz 
die Frauenzulage meist ‚beträchtlich höher sein als die bisherige 
 Steuermäßigung. 

Im übrigen dürften die Ehestandsdarlehen — wenigstens in der 
breiten Masse des Volkes — auf die Erhöhung der Heiratsziffer 
stärker wirken als die Steuerermäßigungen für Verheiratete. Diese 


— 


6) Vgl. Tafel 4, S.65 und die Ausführungen S. 64 ff. 
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Darlehn müssen, notfalls aus den Mitteln der Familienausgleichs- 
abgabe, so ausgebaut werden, daß alle Heiratswilligen in die Lage 
kommen, sich allein aus diesen Darlehnsmitteln ein ordentliches Heim. 
zu gründen. °*) 


c) Die Kinderzulagen. 
1. Die tatsächlichen Kosten der Kinderaufzucht. 


Vor der Behandlung des Aufbaues der Kinderzulagen sei noch-. 
mals herausgestellt, daß diese Zulage als möglichst volle Entlastung- 
in bezug auf die Kosten der Kinderaufzucht wirken soll. Diese stete 
Entlastung — und nicht irgendein Augenblicksvorteil oder Anreiz —- 
soll den Willen zum Kinde bestärken. 

Unter diesem Gesichtswinkel ist die Zulage für alle Kinder einer: 
Familie in gleicher Höhe zu gewähren, wobei nur das Alter der Kinder- 
besonders zu berücksichtigen ist. Wenn man davon ausgeht, daß- 
in den meisten Ehen ein oder zwei Kinder sowieso geboren werden. 
und daß es darauf ankommt, daß gerade mehr dritte, vierte und 
weitere Kinder geboren werden, mag es als nicht erforderlich er-- 
scheinen, auch die ersten Kinder mit Zulagen zu bedenken, wenigstens. 
nicht mit Zulagen in voller Höhe. 

Bei unseren Kinderbeihilfen liegt wohl dieses Prinzip zugrunde,,. 
da sie erst vom dritten Kinde ab gewährt werden. Dabei ist jedoch 
zu bedenken, daß für die ersten Kinder auch bei niedrigen Ein-- 
kommen Steuerermäßigungen wirksam sind, die für dritte und weitere 
Kinder bei den kleinen Einkommen (unter RM 157.—) entfallen. 

Dieses Verfahren hat gegenüber einer gleichmäßigen Berück-- 
sichtigung aller Kinder den Vorteil, ganz entschieden geringere Mittel. 
zu beanspruchen. Im Rahmen der gegebenen finanziellen Möglich-- 
keiten bedeutet die Einführung dieser Beihilfen einen richtung-- 
weisenden Anfang. Eine völkisch gerechte Entlastung der Kinder-- 
reichen muß sich jedoch auf die Dauer auch auf das erste und zweite 
Kind erstrecken, damit alle Eltern einsehen lernen, daß sie wirt- 
schaftlich nicht schlechter dastehen sollen als Kinderlose. 

Maßgeblich für die Höhe der Entlastung durch 
dieZulagen müssen dietatsächlichen Kosten der 
Kinderaufzucht sein. Eine präzise Festlegung, bzw. Errech- 
nung dieser Kosten ist nicht möglich, da man im Einzelfall nicht. 
sagen kann, wieviel Nahrungsmittel etwa im elterlichen Haushalt. 
genau auf das einzelne Kind entfallen. Man kann wohl errechnen, 


%) Vgl. die Ausführungen über die Heranziehung der Jugendlichen zur- 
Ausgleichsabgabe, S. 71. 
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wie sich die einzelnen Haushaltausgaben durch das. Hinzutreten von 
Kindern verlagern, muß aber dabei bedenken, daß bei gleichbleiben- 
dem elterlichen Einkommen — wenigstens bei Einkommen, bei denen 
auch vordem keine größeren Ersparnisse gemacht wurden — durch 
das Hinzukommen von Kindern eine Senkung des Niveaus der Lebens- 
haltung eintreten muß. Bei der Festsetzung der Zulagesätze müssen 
wir die mutmaßlichen Kosten der Kinderaufzucht unter Zugrunde- 
legung einer gleichbleibenden elterlichen Lebenshaltung, also dieser 
entsprechend errechnen. | 

Kostenrechnungen mit einem Anspruch auf Genauigkeit lassen 
sich erst aufstellen, wenn einmal der elterlichen Lebenshaltung in 
etwa entsprechende Kinderzulagen für alle Schichten der Bevölkerung 
gewährt werden: Aus der dann noch stattfindenden Verlagerung der 
elterlichen Haushaltausgaben könnten wichtige Schlüsse auf das 
wirkliche Ausmaß der Kosten gezogen werden. Bis dahin sind wir 
gezwungen, unseren Kostenrechnungen Mutmaßungen zugrunde zu 
legen. | | 

Meine Berechnungen bauen auf der bekannten amtlichen Erhebung 
‘von Wirtschaftsrechnungen vom Jahre 1927/28°) auf, und zwar 
auf den Durchschnittsausgaben einer Arbeiterhaushaltung ohne Kin- 
der bei einem durchschnittlichen Einkommen von RM 2600.— (genau 
RM 2583.17). Da ich die Hundertsätze der einzelnen Ausgaben in 
bezug auf das Gesamteinkommen zugrunde lege und in diesen Hun- 
dertsätzen kaum eine wesentliche Verschiebung eingetreten sein 
dürfte, haben die Zahlen ohne große Fehlerquelle auch heute noch 
Gültigkeit. ©) 

55) Statistisches Jahrbuch für das Deutsche Reich 1986, S. 360. 

68) Diese Annahme wird bestätigt durch die vom Arbeitswissenschaftlichen 
Institut der Deutschen Arbeitsfront vorgenommene Erhebung von Wirtschafts- 
rechnungen für das Jahr 1%7. (Jahrbuch 1938 des genannten Instituts, II. Bd., 
S. 327ff.) In Tabelle 3, S.337, finden sich dort Zahlen, die sich mit den von 
mir zugrundegelegten Zahlen der amtlichen Erhebung von Wirtschaftsrechnun- 
gen aus dem Jahre 1927/28 fast vollkommen decken. 

Bei einem durchschnittlichen Einkommen von 2867,49 RM (die Kaufkraft 


ist gegenüber 1927/28 erheblich gestiegen), lauten die Hundertsätze für die 
wichtigsten Ausgabegruppen im kinderlosen Haushalt wie folgt: 


Ausgaben in v..H. des Einkommens 


DAF.-Erhebung | Amtl. Erhebung 
für 1937 von 1927/28 


Ausgabegruppen 


Nahrungsmittel und Aufwendungen für Garten, 


Acker und Viehhaltung ..........zreerr000. 37,4 
Genußmittel ».4.0u0.0. means | 4,8 
Wohnungsmiete, Einrichtung und Instandhaltung 14,5 
Heizung und Beleuchtung ..............rucc000. . 

’ 


Bekleidung, Wäsche, Waschmittel .............. 


Die einzelnen Aue BrUnDeN decken sich in ihrer Abgrenzung in den 
beiden Erhebungen nicht vollkommen und wurden in dieser Aufstellung teil- 
weise vom Verfasser dieser Schrift zusammengefaßt. 
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Tafel 2. 
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Tafel 2 gibt ein Bild über den Gang der von mir angestellten 
Berechnungen. In Spalte 1 finden sich die einzelnen Ausgaben in 
Hundertsätzen des Einkommens. Spalte 2 zeigt für Kinder im Alter 
von 0, 6, 12 und 18 Jahren, um welche Hundertsätze ich das An- 
steigen der einzelnen Ausgaben vermute. Wieviel v. H. des Gesamt- 
einkommens diese Mehrausgaben ausmachen, geht für die einzelnen 
Kindesalter aus Spalte 3 hervor. Die Addition ergibt die gesamten 
Mehrausgaben je Kind in v. H. des Einkommens. 


Bei den Nahrungsmitteln, die rund die Hälfte aller Kosten für 
die Kinder ausmachen, ist angenommen, daß die Ausgaben je Kind 
sich auf 30, 40, 50 und 70 v.H. der entsprechenden Ausgaben für 
Vater oder Mutter belaufen. Diese Annahme dürfte eher zu niedrig 
als zu hoch gegriffen sein. Allerdings dürften gerade diese Ausgaben 
auch innerhalb der gleichen Einkommensschicht größeren Schwan- 
kungen unterworfen sein, je nachdem, ob die Ernährung des Kindes 
auf neuzeitlicher Grundlage erfolgt oder nicht. 


In bezug auf die Wohnungsgröße ist heute die Dreizimmer- 
wohnung (2 Zimmer und Küche) die gesunde Norm für einen kinder- 
losen Haushalt. Für je 2 Kinder muß der Wohnung auf die Dauer 
ein weiterer Raum zugerechnet werden. Dadurch wird die Wohnungs- 
miete um rund ein Drittel für 2 Kinder oder ein Sechstel für 1 Kind 
(16”/, v.H.) teuerer. In meiner Berechnung sind 15 v.H. für jedes 
Kind als Zuschlag zur ursprünglichen Miete eingesetzt. 

In dem Posten „Einrichtung und Instandhaltung der Wohnung“ 
müssen die erheblichen Anschaffungen an Kinderbetten, Kinderwagen, 
Wäsche- und Kleiderspinden sowie die anderen Einrichtungsgegen- 
stände der Kinderzimmer berücksichtigt werden. Ein Fünftel der 
laufenden elterlichen Ausgaben für diese Dinge dürften hier die 
zusätzlichen Kosten je Kind ausmachen. 

Die Kosten für Heizung und Beleuchtung steigen mit wachsender 
Kinderzahl in nicht so starkem Maße. Die Ausgaben an Heizmaterial 
steigen vorwiegend durch die recht beträchtliche Wäsche der Klein- 
kinder und die umfangreicheren Mahlzeiten. Die Beleuchtungs-, bzw. 
Stromkosten steigen automatisch schon durch die vergrößeste Woh- 
nung, soweit die Stromtarife ihre Preisstaffelung nach der Größe der 
Wohnung (Raumzahl) vornehmen. Ein Satz von 10 v.H. je Kind auf 
die ursprünglichen Ausgaben dürfte hier ausreichend sein. 


Der Posten „Bekleidung und Wäsche“ ist nach den Nahrungs- 
mitteln der gewichtigste. Die Mehrausgaben für diese Dinge dürften 
etwa den gleichen Hundertsatz von den entsprechenden Ausgaben 
des kinderlosen Haushalts ausmachen wie die Mehrausgaben für 
die Nahrungsmittel. Die Ausgaben für das neugeborene Kind sind 
hier — wegen der beträchtlichen Höhe der Wäschekosten — in 
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gleicher Höhe wie für das 6jährige Kind angesetzt. Es ergeben sich 
so für die verschiedenen Kindesalter Sätze von 20, 20, 25 und 35 v.H. 

Bei dem Posten „Körperpflege/Gesundheitspflege“ sind für das 
Vjährige Kind wegen der besonderen Anfälligkeit im ersten Lebens- 
jahr die gleichen Kosten angesetzt wie für Vater oder Mutter, für 
die übrigen Kinder sind je ®/, dieser Kosten angenommen. | 

Der Ausgabeposten „Bildung und Erholung“ enthält in dieser 
Berechnung keine Ausgaben für Schulgelder. Es wird vorausgesetzt, 
daß bis zur Einführung eines vollen Familienlastenausgleichs die 
Schulgeldfreiheit durchgeführt ist. Im anderen Falle müßten bei 
der Gewährung der Zulagen die Schulgelder irgendwie noch besonders 
berücksichtigt werden. 

Die übrigen Ausgaben, die durch die Aufzucht von Kindern eine 
Erhöhung erfahren, fallen nicht ins Gewicht. | 

, Steuerermäßigungen und Beihilfen sind nicht eingerechnet, da 
sie durch den vorgeschlagenen Ausgleich in Wegfall kämen. 

. Die einzelnen Mehrausgaben sind in Spalte 3 der Tafel auf das 
Einkommen der Eltern bezogen. Insgesamt ergeben sich an Mehr- 
AUSgaben in bezug auf das väterliche Einkommen für das Kind im 

lter von | 

0 Jahren 11,5 v.H. 12 Jahren 17,1 v.H. 
6 „ 138 „ 18 ° „ @&23 „ ) 142 v.H. 
Bei dem Achtzehnjährigen ist der errechnete Ausgabesatz in Klam- 
Mern gesetzt, da er sich — während der Lehrjahre — durch einge- 
brachte Lehrlingsentschädigungen auf etwa die Hälfte, also 11,2v.H., 

Tmäßigen dürfte. 

‚, Die vier gewählten Kindesalter liegen in gleichen Abständen — 
Je 6 Jahre — voneinander. Sie begrenzen Altersstufen von 0—6, 

12 und 12-18 Jahren. Unter Zugrundelegung der gefundenen 

undertsätze lassen sich Durchschnittswerte für diese Altersstufen 

finden. Tafel 3 gibt in Spalte 1 die Durchschnittsausgaben in v. H. 

des väterlichen Einkommens an: | 

Für die Altersstufen: 0— 6 Jahre 12,7 v. H. 
. 6—12 „ 154 „ 

Den Durchschnittsausgaben in Höhe von 19,7 v. H. in der Alters- 
Stufe 12—18 Jahre stehen in Gestalt der Lehrlingsentschädigung 
durchschnittliche Einnahmen in Höhe von 9,8 v.H. im Alter von 
14—18 Jahren gegenüber. 

In Spalte 2 gibt Tafel 3 die Gesamtausgaben für jede der drei 
Altersstufen in v. H..des väterlichen Jahreseinkommens an: 

76,2 v. H. für die Stufe 0— 6 Jahre, 
32,4 „ A }) ” 6—12 „ und 
79,0 ” ”„.» ” 12—18  „ 
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Durch Addition ergibt sich als Gesamtausgabe für 18 Kindesjahre 
ein Hundertsatz von 247,6 des väterlichen Jahreseinkommens. Der 
Ausgabedurchschnitt in den 18 Kindesjahren beläuft sich auf jeweils 
13,8 v.H. des väterlichen Einkommens. 

Diese Zahlen geben ein Bild von der wirtschaftlichen Belastung 
der Eltern durch die Aufzucht von Kindern. Sie besagen, daß ein 
Vater mit einem Jahreseinkommen von 2600.— RM das Zweieinhalb- 
fache davon, also 6500.— RM in 18 Jahren für die Aufzucht eines 
Kindes zusätzlich haben muß, wenn er seine gewohnte Lebenshaltung 
weiterführen will. Laufend müßte sich sein Einkommen um 13,8 v.H. 
erhöhen. 

Arnd Jessen kommt in seiner Schrift „Was kostet Dein Kind?‘ °”) 
zu Zahlen, die etwa 10—15 v.H. unter dem hier errechneten Satz 
liegen. Die Aufzuchtkosten eines Kindes errechnet er bei einem 
väterlichen Einkommen von RM 2000.— auf RM 4000.— in 19 Jahren, 
also auf das Zweifache des jährlichen väterlichen Einkommens. Diese 
Zahl entspricht einer laufenden Belastung in Höhe von 10,5 v.H. 
Dabei ist zu berücksichtigen, daß im Gegensatz zu meinen Berech- 
nungen Jessen in diesen Zahlen die zur Zeit gewährten Steuer- 
ermäßigungen (RM 589.— in 19 Jahren) einberechnet hat. Diese 
Ermäßigungen außer acht gelassen, würden sich hier die väterlichen 
Aufwendungen auf insgesamt RM 4589.— belaufen oder laufend auf 
12,0 v.H. des Einkommens. 

Interessant ist der Vergleich der Zahlen beim 2000.— RM Ein- 
kommen mit den entsprechenden Zahlen, die J. für das 4000.— RM 
Einkommen berechnet hat. „Der Vater mit 4000.— RM Einkommen, 
der sein Kind auf die höhere Schule schickt, hat in den 22 Jahren 
bis zur abgeschlossenen Lehrzeit 88.000.— RM Einkommen, von denen 
. er 11.000.— RM oder 12,5 v.H. für das Kind ausgab.‘ °”). 

Wenn wir den RM 11.000.— die ersparten Steuern in Höhe von 
RM 1716. — hinzufügen und neunmal RM 300.— für Schulgeld ab- 
ziehen, so erhalten wir einen Gesamtbetrag von RM 10.016.—, der 
einer laufenden Belastung in Höhe von 11,4 v.H. des väterlichen 
Einkommens gleichkommt. Wenn wir Schulgelder und Steuerermäßi- 
gungen außer acht lassen, ergibt sich also hier für die Aufzuchtkosten 
eines Kindes mit 11,4 v. H. nahezu der gleiche Hundertsatz von 
RM 4000.— Einkommen wie mit 12,0 v.H. beim Einkommen von 
RM 2000.—, mit anderen Worten ein fast proportionales Ansteigen 
der Kinderaufzuchtkosten mit der Einkommenshöhe. 

J. hat ein ganz anderes Verfahren als das meinen Berechnungen 
zugrunde liegende angewandt, indem er die einzelnen Ausgabeposten 
(Ernährung, Kleidung, Mietanteil) unmittelbar in RM geschätzt und 


67) Arnd Jessen, Was kostet Dein Kind?, Berlin 1937, S. 27. 
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eingesetzt hat. Dabei dürfte eine Reihe kleiner Ausgabeposten nicht 
mit in Rechnung gestellt sein, die in meiner Aufstellung durch das 
Anknüpfen an die amtliche Erhebung von Wirtschaftsrechnungen 
noch berücksichtigt sind. Mit dieser Einschränkung finden die von J. 
gefundenen Zahlen in dem von mir errechneten Satz eine Bestätigung. 


Tafel 3. 


Die Kinderaufzuchtkosten für die Altersstufen 0—6, #-—12 
und 12—18 Jahre sowie insgesamt. 


Durchschnitts- 
Einnahmen 
in v. H. des 
väterlichen 
Einkommens 


Gesamtausgaben 
je Altersstufe in v.H. 
des väterlichen 
Jahreseinkommens 


Durchschuitts- 

Ausgabeninv.H. 
des väterlichen 

Einkommens 


Altersstufe 


0— 6 Jahre 12,7 76,2 
6—12 Jahre Ä 15,4 92,4 
12—18 Jahre 19,7 
(14—18 Jahre Lehr- | 79,0 
lingsentschädigung) 9,8 


Gesamtausgaben un 1: u jahre: 
H. der väterlichen Jahreseinkommens. 
Korsheaehkeen 2 18 Kindesjahren: 
13,8 v. H. des väterlichen Einkommens. 


2. Die Höhe der Zulagen für eheliche und uneheliche Kinder. 


Die Kinderzulagen sollen die volle Entlastung der Eltern von den 
Kosten der Kinderaufzucht bewirken. Für die Höhe der hier 
vorgeschlagenen Zulagen solldaher derim vori- 
gen Abschnitt ermittelte Durchschnittssatz von 
138v.H.desväterlichenEinkommensdieGrundlage 
abgeben. Es wird dabei angenommen, daß bis zu einer gewissen 
Höhe des Einkommens die Kosten für die Kinderaufzucht im wesent- 
lichen proportional mit dem Einkommen des Vaters steigen und fallen. 
Eine Bestätigung dieser Annahme bilden die Berechnungen Arnd 
Jessens, die nach der von mir vorgenommenen Umrechnung für das 
Einkommen von 2000.— RM eine Durchschnittshöhe der Kinderauf- 
zuchtkosten von 12,0 v.H. ergaben und für das 4000.— RM Ein- 
kommen eine solche von 11,4 v.H. Aus diesen beiden Zahlen kann 
zwar eine Degression der Aufzuchtkosten entnommen werden, diese 
dürfte aber durch die in den höheren Einkommensschichten entstehen- 
den besonderen Ausgaben (so die in einem größeren Haushalt mit 
Kindern erforderliche Einstellung einer Hausgehilfin oder die in 
diesen Schichten üblichen kostspieligen Ferienreisen der Kinder) bis 
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zu einer bestimmten Einkommenshöhe nur in geringem Umfange 
bestehen. Die verbleibende geringfügige Degression der Aufzucht- 
kosten in bezug auf das Bruttoeinkommen findet bei der Gewährung 
der vorgeschlagenen Zulagen insofern Berücksichtigung, als diese 
Zulagen auf das hier als Grundeinkommen bezeichnete, um Steuer 
und Ausgleichsabgabe verminderte Bruttoeinkommen berechnet wer- 
den.°®*). Durch die Progression der Steuer macht das Grundeinkommen 
einen um so geringeren Hundertsatz des Bruttoeinkommens aus, je 
höher dieses ist. Die unter Zugrundelegung des Grundeinkommens 
berechneten Zulagen unterliegen also in bezug auf das Brutto- 
einkommen einer geringen Degression, die das Absinken der Durch- 
schnittskosten ausgleichen dürfte. 

Nun ist der Satz von 13,8 v.H. vom Bruttoeinkommen aus er- 
rechnet. Durch die Ausgleichsabgabe wird dieses Bruttoeinkommen 
allgemein auf einen gleichen Stand gesenkt, ebenso weiter durch 
die für alle Familienstände gleich hohen Steuern. Zweifellos wäre 
der Zulagesatz richtiger gleich von einem solchen Grundeinkommen 
berechnet, ein solches steht ja aber noch nicht zur Verfügung. Es 
ist anzunehmen, daß sich dann im Verhältnis der einzelnen Haus- 
haltausgaben zueinander eine Verlagerung zugunsten einer Ver- 
stärkung der Existenzausgaben ergeben würde, wodurch auch der 
Hundertsatz für die Kinderaufzucht etwas höher liegen müßte, viel- 
leicht zwischen 14 und 15 v.H. Ich möchte jedoch den Satz von 
13,8 v. H. als Grundlage für die Bemessung der Zulagen auf das 
Grundeinkommen belassen, um unter allen Umständen zu vermeiden, 
daß ein überhöhter Satz angesetzt wird, der einmal herabgesetzt 
werden müßte. . 

Eine Schwierigkeit besteht in der Berücksichtigung des Kindes- 
alters bei der Bemessung der Zulage. Da die elterliche Belastung 
immerhin zwischen 9,8 v.H. und 19,7 v.H. um den Durchschnittswert 
von 13,8 v.H. herum schwankt, ist es schon erforderlich, das Kindes- 
alter mit in Rechnung zu stellen. Das kann nun nicht in besonderen 
Sätzen für jedes einzelne Lebensjahr geschehen, sondern muß so 
erfolgen, daß der Grundsatz möglichst einfacher Berechnung und 
großer Übersichtlichkeit eingehalten wird. 

Diesem Grundsatze entsprechend erfolgt die Berücksichtigung 
des Faktors „Kindesalter‘‘ — ähnlich wie bei der Frauenzulage — 
nach Bewertungspunkten. Die Kinderzulage würde in voller Höhe 


88) Ein weiterer Grund für die Berechnung der Zulage auf das Grundein- 
kommen ist, daß diese Berechnungsart jedem einzelnen Volksgenossen auf einen 
Blick aufzeigt, um wieviel v.H. das um die Zulagen vermehrte Einkommen eines 
Familienvaters über dem eines Unverheirateten liegt. So ist jedem Volksgenossen 
ohne schwierige Rechnung die Erkenntnis möglich, daß es sich hier um, eine 
wirklich ausreichende Entlastung handelt. Damit bietet diese Berechnungsart 
einen Vorteil, der in psychologischer Hinsicht nicht ohne Bedeutung ist. 


64 


(3 Punkte) oder in ?/, Höhe (2 Punkte) gewährt. Jeder Punkt gilt 
bei voller Durchführung des Vorschlags 6 v.H. des väterlichen Grund- 
einkommens. Bei Einführung des Ausgleichs würde es sich empfehlen, 
die Bewertungspunkte zunächst vielleicht 4 v. H., nach einigen Jahren 
5v.H. und wieder später erst in voller Höhe (6v.H.) gelten zu 
lassen, um die Auswirkungen bis zum Einsatz des vollen Ausgleichs 
genauestens verfolgen und gegebenenfalls frühzeitig Korrekturen 
vornehmen zu können. 

Bei vollem Lastenausgleich beläuft sich also die Zulage in voller 
Höhe auf 18 v.H. des väterlichen Einkommens und in ?/, Höhe auf 
12 v.H. Dabei sind Höchstsätze vorgesehen, und zwar RM 150.—, 
bzw. RM 100.— je Kind und Monat. Der Höchstbetrag für jeden 
Bewertungspunkt ist also RM 50.—. Es wird angenommen, daß diese 
Beträge auch für Haushalte höchster Einkommensschichten aus- 
reichend bemessen sind. Die Beträge entsprechen einer Bruttoein- 
kommenshöhe von rund 1200.— RM, von der ab also die Zulagen 


Tafel 4. 
Kinderzulagen (2, 3 Bewertungspunkte). 


Jeder Bewertungspunkt gilt bei voller Durchführung des Vor- 

schlages 6 v. H. des väterlichen Grundeinkommens. (Einkommen 

ug non Ausgleichsabgabe und Steuer.) Höchstsatz je Punkt: 
50.—. 


a) Eheliche Kinder. 
(Bemessungsgrundlage: Väterliches Einkommen.) 


Volle Höhe (3 Bewertungspunkte). 


1. Kinder in der Altersstufe 9—14 Jahre; 

2. Kinder über +14 Jahre, soweit kein Kindeseinkommen ent- 
steht, also bei Besuch mittlerer und höherer Lehranstalten 
sowie bei Hochschulstudium bis zum Abschluß der Ausbildung. 


2/3,-Höhe (2 Bewertungspunkte). | 
1. Kinder in der Altersstufe 0—9 Jahre; 
2. Kinder in der Altersstufe 14—18 Jahre, soweit Kindes- 
| einkommen entsteht. (Lehr- oder Arbeitsverhältnis.) 
b) Uneheliche Kinder. | 


(Die Zulage für uneheliche Kinder setzt sich aus der staatlichen 
Ausgleichszulage und dem Unterhaltszuschuß des unehelichen 
Vaters zusammen.) 


1. Staatliche Ausgleichszulage in halber Höhe des Satzes für 
eheliche Kinder. 
(Bemessungsgrundlage: Wahlweise das Einkommen der Mut- 
ter oder des Großvaters mütterlicherseits.) 


2. Unterhaltszuschuß des unehelichen Vaters in halber Höhe 
des Ausgleichszulagesatzes für eheliche Kinder. (Zahlungs- 
verpflichtung bis zum Abschluß der Ausbildung.) 
(Bemessungsgrundlage: Das Einkommen des Kindsvaters oder 
— falls höher — das Einkommen der Mutter, bzw. des Groß- 

. vaters mütterlicherseits.) | 
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gleich blieben. Dementsprechend ist — das sei hier schon vorweg- 
genommen — von dieser Einkommenshöhe ab auch die Ausgleichs- 
abgabe in gleicher Höhe zu belassen, um einen gerechten Ausgleich 
innerhalb der Schichten zu gewährleisten. 

Tafel 4 zeigt unter a) die für eheliche Kinder vorgesehene Rege- 
lung. Die volle Zulage erhalten die Kinder im Alter von 9 bis 
.14 Jahren. Über das vierzehnte Lebensjahr hinaus wird die volle 
Zulage gewährt bei Besuch mittlerer oder höherer Lehranstalten sowie 
bei Hochschulstudium, dann also, wenn kein Kindeseinkommen 
entsteht. Die ”/, Zulage gilt für alle übrigen Kinder im Alter bis zu 
18 Jahren, also für die O—9jährigen und die 14—18jährigen Kinder, 
soweit Kindeseinkommen durch eine Lehrstelle oder ein Arbeitsver- 
hältnis entsteht. | | 

Unter b) findet sich auf Tafel 4 ein Vorschlag für die Regelung 
des Ausgleichs bei unehelichen Kindern. Durch die Zahlung der Aus- 
gleichsabgabe beteiligt sich der uneheliche Vater an der allgemeinen 
Aufbringung der Mittel für die Kinderaufzucht. Es ist deshalb gerecht, 
ihn wenigstens teilweise aus seiner Unterhaltspflicht zu entlasten. 
Andererseits dürfte es angebracht sein, der unehelichen Mutter aus 
der Ausgleichsabgabe eine Zulage für ihr Kind zu gewähren, um 
dessen gesunde Aufzucht auf alle Fälle sicherzustellen. Voraus- 
setzung für diese staatliche Zulage ist natürlich, daß der uneheliche 
Vater als arisch bekannt und das Kind erbgesund ist. (Asoziale 
Elemente scheiden von vornherein aus.) 

Der Vorschlag setzt sich dementsprechend aus einer staatlichen 
Zulage und einem Unterhaltszuschuß von Seiten des unehelichen 
Vaters zusammen. Die staatliche Zulage bemißt sich wahlweise nach 
dem Einkommen der unehelichen Mutter oder ihres Vaters. Sie macht 
jeweils den halben Betrag für eheliche Kinder in gleicher Alters- 
und Ausbildungsstufe aus. 

Der Unterhaltszuschuß des unehelichen Vaters bezöge sich auf 
die gesamte Aufzucht-, bzw. Ausbildungszeit (wie die staatliche Zu- 
lage). Er beliefe sich zweckmäßigerweise auch auf die halbe Höhe 
des Ausgleichszulagesatzes für eheliche Kinder und hätte als Be- 
messungsgrundlage wahlweise das Einkommen des unehelichen Vaters 
oder — falls höher — das Einkommen der unehelichen Mutter, bzw. 
des Großvaters mütterlicherseits. Um bei sehr niedrigem Verdienst 
des unehelichen Vaters Härten zu vermeiden, wäre ein Höchstsatz 
für den Unterhaltszuschuß festzulegen, etwa die Höhe der jeweils 
zu zahlenden Ausgleichsabgabe. Diese Berechnungsart der Unter- . 
haltssätze wäre den zivilrechtlichen Zahlungsverpflichtungen der 
Kindesväter künftig zugrunde zu legen. 

Da die uneheliche Mutter bei eigenem Einkommen auch mit zur 
Zahlung der Ausgleichsabgabe herangezogen würde, wäre ihr bei 
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Tafel 5. 
Höhe der tatsächlichen Kinderaufzuchtkosten und der vorgeschlagenen Zulage 
in den einzelnen Altersstufen. 


Die tatsächliche Kostenhöhe für die einzelnen Altersstufen ist durch unter- 
brochcuae Linien angegeben, die vorgeschlagene Zulagenhöhe durch durch- 
gehende Linien. 


Die schrägschraffierten Felder deuten die Kostenüberschüsse an, die gerade- 
schraffierten die Zulageüberschüsse. 


199. 


1/[ 
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eigenem Haushalt auch eine Frauenzulage (1 Bewertungspunkt gleich 
6 v.H. des Einkommens) zu gewähren. 

Durch diese Regelung würde den gesunden unehelichen Kindern 
ein Lebenshaltungsniveau zuteil, das zwischen dem der unehelichen 
Eltern, wenigstens aber auf der Höhe der Lebenshaltung der unehe- 
lichen Mutter läge. 

Tafel 5 bringt einen Vergleich zwischen der Höhe der tatsächlichen 
Kosten und derjenigen der vorgeschlagenen Zulagen für eheliche 
Kinder in den einzelnen Altersstufen. Die vorgesehene Zulage läge 
in den ersten sechs Lebensjahren ein wenig (etwa um “Y,,), in den 
folgenden drei Jahren stärker (um gut "/,) unter den tatsächlichen 
Kosten. Im Alter von 9—12 Jahren wäre die Zulage um '/, über den 
Kosten, im Alter von 12—14 Jahren um weniger als ",, darunter. 
Für das Alter von 14—18 Jahren läge die Zulage um gut '/, über 
den Kosten. 

Die Abweichung der Zulagehöhe von der Kostenhöhe beträgt dem- 
nach also höchstfalls ein gutes Fünftel. Bei Vorhandensein mehrerer 
Kinder in verschiedenem Alter werden sich diese Abweichungen oft 
in etwa ausgleichen. Da — im ganzen gesehen — sich der Zulage- 
überschuß auf die Kindesjahre 9—18 erstreckt, könnten die über- 
schießenden Beträge eine willkommene Grundlage zu einem Sparbuch 
für Aussteuer oder weitere Ausbildung bilden. Insgesamt ist die 
Zulagehöhe so angesetzt, daß sie einem Durchschnittsjahressatz von 


13,6 v.H. entspricht gegenüber dem errechneten Kostendurchschnitt 
von 13,8 v.H. 
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Die Spanne zwischen diesen beiden Sätzen (also ein Betrag von 
0,2v.H. aller Grundeinkommen) kann mit dazu dienen, über das 
14. Lebensjahr hinaus den Schülern der mittleren und höheren Lehr- 
anstalten sowie den Studierenden die volle Zulagehöhe (18 v.H.) zu 
gewähren. °®) 


59) Soweit für diesen Zweck noch weitere Mittel erforderlich sind, werden 
diese durch den Betrag mit gedeckt, um den der in dieser Abhandlung vor- 
geschlagene Abgabesatz über dem errechneten liegt. Vgl. S. 821. 
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D. Bemessungsgrundlage und Aufbau der Ausgleichsabgabe, 
1. Die Bemessungsgrundlage. 


Die Gewährung der Familienausgleichszulagen in einer der tat- 
sächlichen Belastung entsprechenden Höhe, also in den Hundert- 
sätzen zum Grundeinkommen, wie sie im vorigen Abschnitt vor- 
geschlagen werden, erfordert einen derartigen Aufwand an Mitteln, 
wie er aus den dem Staate zur Zeit zur Verfügung stehenden Ein- 
nahmeqguellen gar nicht freigemacht, noch zusätzlich geschöpft wer- 
den kann. Ein möglichst totaler Familienlastenausgleich läßt sich 
m. E. auf keinem anderen Wege durchführen als über eine grund- 
legende Einkommensverlagerung in den breiten Schichten der Be- 
völkerung. Die für die Gewährung der Zulagen erforderlichen Mittel 
erreichen eine größere Höhe als beispielsweise die gesamten Ein- 
nahmen des Staates aus der Einkommensteuer. So beträchtliche Mittel 
können nur durch eine eigens zu diesem Zwecke erhobene und dem- 
entsprechend aufgebaute Ausgleichsabgabe aufgebracht werden. 


Die Ursache unserer mangelnden Kinderfreudigkeit liegt auf der 
wirtschaftlichen Seite nicht darin, daß für die Aufzucht von mehr 
Kindern absolut zu geringe Mittel zur Verfügung ständen, sondern 
in dem Umstand, daß diese Mittel am Lebenshaltungsniveau der 
Kinderarmen der einzelnen Schichten gemessen — also relativ — als 
zu knapp empfunden werden. Sache des Familienlastenausgleichs ist 
es also nicht, eine zwischenschichtliche Einkommensverlagerung etwa 
zugunsten der niedrigeren Einkommensschichten vorzunehmen — das 
wäre gegebenenfalls eine Aufgabe im Rahmen der Verwirklichung des 
Leistungslohns —, sondern innerhalb der Schichten eine ausgleichende 
Verlagerung zugunsten der Kinderreichen durchzuführen. Die Abgabe 
muß daher — im großen gesehen — innerhalb der einzelnen Schichten 
des Volkes die Mittel erbringen, die für die Zulagen in diesen 
Schichten erforderlich sind. 


Als Bemessungsgrundlage für die Zulagen wurde die Schichtung 
nach dem Einkommen gewählt. Bei der Erhebung der Abgabe kann 
kein anderer Maßstab angelegt werden, ohne das Ausgleichssystem 
zu stören. Es fragt sich hier, in welcher Form das Einkommen die 
geeignete Bemessungsgrundlage darstellt. 


Es wäre naheliegend, einfach an die bestehende Abgabe vom 
Einkommen, an die Einkommensteuer anzuknüpfen, da diese in der 
progressiven Staffelung der Steuersätze ja weitgehend die wirtschaft- 
liche Leistungsfähigkeit der einzelnen Volksgenossen berücksichtigt. 
Es erscheint auf den ersten Blick vielleicht als das Gegebene, die 
Abgabe — in Gestalt eines bestimmten Hundertsatzes — der Ein- 
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kommensteuer zuzuschlagen. Um die entsprechenden Mittel herein- 
zuholen, müßte dieser Zuschlag allerdings sehr beträchtlich sein. 
Er würde in den höchsten Einkommensstufen nichts mehr übrig lassen 
und von den darunter liegenden soviel wegsteuern, daß der Anreiz 
zur Erarbeitung hoher Einkommen entfiele. 

Die Steuer wird als ein Beitrag zu den Mitteln erhoben, die der 
Staat zur Erfüllung seiner Aufgaben benötigt. Jeder Volksgenosse 
hat die Pflicht, seiner Leistungsfähigkeit entsprechend beizutragen, 
wie er in unserem Staate auch sonst die innere Verpflichtung hat, 
nach dem Maße seiner Kräfte den jeweiligen Erfordernissen ent- 
sprechend der Volksgemeinschaft zur Verfügung zu stehen. Es ist 
daher völkisch gerecht, wenn die Steuer in mit dem Einkommen 
steigenden Hundertsätzen erhoben, also die steigende wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit durch die Progression der Steuersätze erfaßt wird. 

Die zu erhebende Familienlastenausgleichsabgabe hat eine ganz 
andere Herleitung als die Steuer. In ihrer Zielsetzung hat sie mit 
der Steuer gemeinsam, daß sie die Mittel für eine große Aufgabe 
der Volksgemeinschaft erbringen soll. Ihre Begründung liegt aber 
darin: Ein großer Teil unserer Volksgenossen entzieht sich der natür- 
lichen Verpflichtung, die Zukunft unseres Volkes durch eigene Kinder 
mitzusichern, und erlangt dadurch wirtschaftliche Vorteile gegenüber 
den gesund denkenden Volksgenossen, die durch ihre Kinderfreudig- 
keit einseitig Lasten auferlegt erhalten. Ohne diesen Mangel an 
Pflichtbewußtsein in weitesten Kreisen unseres Volkes gäbe es für 
uns das Problem des Lastenausgleichs gar nicht: Wenn alle Volks- 
genossen die gleiche Anzahl von Kindern aufzögen, würden sich die 
Kosten der Kinderaufzucht von selbst gleichmäßig auf alle verteilen. 
Die Kinderaufzucht geht aber in jedem Falle das ganze Volk an. 
Wer sich schon der Verpflichtung entzieht, eigene Kinder großzu- 
ziehen, der hat zum mindesten zu seinem Teil zu den Kinderaufzucht- 
kosten der Gemeinschaft beizutragen. Als Grundlage für die Be- 
messung der Abgabe ergibt sich danach das Ausmaß der Familien- 
lasten, das durchschnitlich auf jeden Einkommensbezieher in den 
einzelnen Einkommensschichten entfällt. 

Wir hatten bei der Bemessung der Zulagen angenommen, daß sich 
die Kosten der Kinderaufzucht innerhalb der breiten Einkommens- 
schichten — abgesehen von einer geringfügigen Degression, die durch 
das Anknüpfen der Zulagen an das Grundeinkommen ausgeglichen 
werden soll — im wesentlichen (bis rund RM 1200.— monatlich) 
proportional zur Einkommenshöhe verhalten. Der allgemeine Lasten- 
ausgleich soll eine gleich große Kinderfreudigkeit in allen wertvollen 
Schichten unseres Volkes bewirken. Bei der Bemessung der Abgabe 
dürfen wir daher nicht die zur Zeit bei verschiedenen Einkommen 
unterschiedlichen Kinder-, bzw. Frauenziffern je Einkommensbezieher 


70 


zugrunde legen, sondern Durchschnittsziffern, die auf die Gesamtheit 
der Einkommensbezieher bezogen sind, wobei das Gewicht der ein- 
zelnen Einkommensschichten zu berücksichtigen ist. Diesen Durch- 
schnittsziffern entsprechend ist ein einheitlicher Hundertsatz vom 
Bruttoeinkommen als Ausgleichsabgabe zu erheben. Im Gegensatz zur 
Steuer hat die proportionale Erhebung der Abgaben beim Familien- 
lastenausgleich ihre Berechtigung, da sie die Mittel für proportional 
mit dem Einkommen steigende Zulagen erbringen soll. 

Der vorliegende Vorschlag sieht als Ausgleichsabgabe für alle 
Einkommen in Höhe von RM 60.— bis RM 1200.— einen einheitlichen 
Hundertsatz des Bruttoeinkommens vor. Für die Einkommen zwischen 
RM 50.— und RM 60.— monatlich wird die Abgabe nur in halber 
Höhe erhoben, werden die Zulagen aber auch nur in dieser Höhe 
gewährt. Auf die Weise soll für die ganz kleinen Einkommen eine 
Übergangsstufe gegeben sein. Es wird dabei angenommen, daß so 
kleine Einkommen für die Gründung einer Familie im allgemeinen 
absolut unzureichend sind. Selbst wenn die Zulagen hier in voller 
Höhe gewährt würden, könnten damit nicht die Kosten der Kinder- 
aufzucht gedeckt werden. Ein Gesamteinkommen von RM 60.— 
monatlich wird also als der Mindestsatz angesehen, der die Grund- 
lage für eine Familiengründung noch abgeben könnte. Wirksame 
Zulagen sollen daher erst von diesem Einkommen ab gewährt werden, 
um die Fortpflanzung wenig verantwortungsvoller Menschen nicht 
zu fördern. 

Die Erfassung der kleinen Einkommen bei der Abgabe erfolgt 
insbesondere deshalb, um auch die Jugendlichen an der . Auf- 
bringung der Zulagemittel zu beteiligen. Es wäre dem entgegen- 
zuhalten, daß auf die Art die Ansparung von Mitteln für die Gründung 
eines Familienhaushalts erschwert würde. Von dem Gesichtspunkte 
aus ließe sich die Freistellung aller Jugendlichen von der Abgabe 
rechtfertigen, etwa bis zu einem Alter von 25 Jahren. Es ist aber 
eine Erfahrungstatsache, daß wenigstens bei männlichen Jugendlichen 
meistens erst dann mit dem Sparen für die Haushaltgründung be- 
gonnen wird, wenn die Eheschließung fest ins Auge gefaßt ist. Da 
ist es richtiger und gerechter, auch die Jugendlichen zu der Abgabe 
heranzuziehen. Gerade durch die von den J ugendlichen aufgebrachten 
Abgabemittel wird es dem Staate um so leichter sein, jedem gesunden 
Heiratswilligen ein Ehestandsdarlehen zu gewähren, das durch seine 
Höhe die Gründung eines ordentlichen Haushalts sicherstellt. Durch 
den Beitrag der Jugendlichen zu der Abgabe könnten nicht nur die 
Darlehnssummen allgemein beträchtlich erhöht werden, es könnte 
auch die Rückzahlungsverpflichtung eine großzügigere Gestaltung er- 
fahren; derart etwa, daß die Freistellung von der Rückzahlung für 
die Dauer von bisher einem Jahr um wenigstens ein weiteres Jahr 
verlängert würde. a 

7 


‘ Einkommen unter RM 50.— monatlich werden von der Abgabe 
nicht erfaßt. An solche Einkommensbezieher wäre nur in Sonderfällen 
eine Zulage zu gewähren. Monatseinkommen über RM 1200.— werden 
zu der Abgabe nur unter Zugrundelegung eines Einkommensteiles 
von RM 1200.— herangezogen. Für alle hohen Einkommen ergibt sich 
also eine gleichbleibende Ausgleichsabgabe, ebenso wie von dieser 
Einkommenshöhe ab die Zulagen keine Steigerung mehr erfahren. 


Es würde naheliegen, auch die Einkommen über RM 1200.— 
proportional zur vollen Einkommenshöhe zu der Abgabe heranzu- 
ziehen. Das würde jedoch dem Ausgleichsprinzip widersprechen: Im 
Gegensatz zu allen übrigen Einkommensschichten würden dadurch 
die Bezieher hoher Einkommen mit beträchtlichen Summen zur Aus- 
gleichsabgabe herangezogen, ohne daß ihnen bei Kinderreichtum 
entsprechend hohe Zulagen gewährt würden. Im extremen Fall würden 
sich die Zulagen auf Beträge von RM 100.—, bzw. RM 150.— je Kind 
belaufen, denen bei einem Monatseinkommen von beispielsweise einer 
Million RM eine Abgabe in Höhe von 180.000.— RM gegenüberstände. 
Es ergäbe sich also eine ganz einseitige Belastung der hohen und 
höchsten Einkommen, die ohnehin durch die Einkommensteuer schon 
bis zu 55 v.H. belastet sind, mit der Abgabe zusammen aber zu ®/, 
weggesteuert würden. Eine solche Belastung dürfte die Grenze des 
Tragbaren überschreiten. °°) 


M.E. ist es Aufgabe der Steuer, die wirtschaftliche Leistungsfähig- 
keit der einzelnen Volksgenossen zugunsten der Staatsaufgaben aus- 
zuschöpfen. Die Staatsaufgaben erstrecken sich auch heute schon 
auf wesentliche Gebiete der Kinderaufzucht, beispielsweise Erziehung 
und Jugendgerichtsbarkeit. Zu diesen Kosten trägt jeder Steuerzahler 
sowieso bei. 


Aufgabe des Familienlastenausgleichs ist es demgegenüber, die 
Ungerechtigkeit zu beseitigen, die darin liegt, daß sich ein Großteil 
Volksgenossen seiner Verpflichtung entzieht, Kinder in ausreichender 
Zahl selbst aufzuziehen, und sich auf die Weise wirtschaftliche Vor- 
teile gegenüber den kinderfreudigen Volksgenossen verschafft. °') 
Diese Ungerechtigkeit gilt es zu beseitigen. Das ist dann erreicht, 
wenn jeder Volksgenosse eine Abgabe zahlt, die in ihrer Höhe den 
Aufzuchtkosten für so viele eigene Kinder entspricht, wie sie durch- 
schnittlich auf den einzelnen entfallen. Dabei sind die aufkommenden 
Abgabemittel den entstehenden Kosten entsprechend unter alle Eltern 
aufzuteilen. 


60) Vgl. die Ausführungen auf S. 69 dieser Schrift, die dartun sollen, daß 
eine zwischenschichtliche Einkommensverlagerung nicht Aufgabe des Familien- 
lastenausgleichs ist. | 

61) Vgl. die Ausführungen auf S. 70 dieser Schrift. 
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Diesen grundsätzlichen Erwägungen steht gegenüber, daß die ein- 
seitige Abgabebelastung der hohen Einkommen — über das durch 
die Zulagebegrenzung gegebene Maß hinaus — immerhin die Abgabe- 
mittel um etwa 8 v.H. erhöhen würde. Unter Zugrundelegung des in 
diesem Vorschlag vorgesehenen Abgabesatzes und der Zahlen vom 
Jahre 1936 würde sich ein Plus von rund 563 Millionen RM ergeben. 
Eine so beträchtliche Summe könnte natürlich für weitere große 
bevölkerungspolitische Aufgaben die finanzielle Grundlage bilden oder 
auch zu einer geringen Senkung des vorgesehenen Abgabesatzes Ver- 
wendung finden. 


2. Der Aufbau und die Höhe der Ausgleichsabgabe. 
a) Personenkreis und Aufbau der Abgabe. 


Alle Einkommensbezieher, die im Reichsgebiet Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt haben, sind als ausgleichsabgabepflichtig 
anzusehen. Es werden also auch solche Personen zur Leistung der 
Ausgleichsabgabe herangezogen, für die eine Gewährung von Zulagen 
nicht in Frage kommt, so Ausländer und Nichtarier, Asoziale und 
Erbkranke. °) Jeder, der im deutschen Reichsgebiet ein entsprechen- 
des Einkommen bezieht, hat eben die Verpflichtung, zu dem Fort- 
bestand unseres Volkes beizutragen. Aus Billigkeitsgründen könnte 
den Angehörigen befreundeter Nationen entsprechend der Größe ihrer 
Familie ein Nachlaß gewährt werden. 

Die Erhebung der Abgabe ist vom Familienstand und der Kinder- 
zahl unabhängig. Die Abgabe ist in jeder Einkommensschicht gleich 
hoch für Ledige und Verheiratete, Kinderlose, Kinderarme und Kin- 
derreiche. Im Verein mit der innerhalb jeder Schicht auch einheit- 
lichen Einkommensteuer bringt sie alle Einkommen auf einen gleich 
hohen Ausgangsstand, das Grundeinkommen, dem nur die Familien- 
zulagen zugeschlagen werden. 

Zur Zahlung der Abgabe werden auch die Eltern erwachsener 
Kinder herangezogen, denen — soweit nicht besondere Aufzucht- 
kosten durch die Berufsausbildung entstehen — keine Kinderzulagen 
mehr gewährt werden. Erhalten bleibt diesen älteren Ehepaaren die 
Frauenzulage, und zwar in dem höchst gezahlten Hundertsatz. 

Bei Einkünften aus mehreren Einkommensquellen ist ebenso wie, 
beim Doppelverdienen von Mann und Frau für die Abgabehöhe das 
Gesamteinkommen zugrunde zu legen. Im letzteren Falle wäre es 


2) Die Freistellung der katholischen Priester und Ordenspersonen von der 
Abgabepflicht — wie sie der österreichische Entwurf zu einem Gesetz über den 
Familienlastenausgleich (1936) vorsah — dürfte sich nicht rechtfertigen lassen. 
(Der genannte Entwurf ist im Archiv für Bevölkerungspolitik 1986, S. 119 ff. 
veröffentlicht.) | 
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ratsam, die Zulagen nur nach dem Einkommen des Haupternährers 
zu bemessen, da die Erwerbsarbeit der Ehefrau, bzw. Mutter neben 
der Arbeit des Mannes nicht der Dauerzustand ist, der das Niveau 
der Lebenshaltung bestimmt. Außerdem könnte die zusätzliche Zah- 
lung der Familienzulagen nach dem Einkommen der Ehefrau diese 
verleiten, ihren Platz im Haushalt mit dem Arbeitsplatz einer ledigen 
Volksgenossin auszutauschen, nur um auf diese Weise die Zulagen 
zu erhalten. Gerade im kinderreichen Haushalt, wo die Zulagen ent- 
sprechend hoch wären und einen besonderen Anreiz bieten würden, 
gehört die Mutter in das Heim, und in ihre Obhut gehört die Erziehung 
der Kinder. 

Die Familienzulagen sollen nach ihrer endgültigen, also nach der 
Einführung korrigierten Festsetzung auf Jahrzehnte hinaus einen 
festen Hundertsatz des Grundeinkommens (Bruttoeinkommen abzüg- 
lich Ausgleichsabgabe und Steuer) ausmachen, mit dem alle Eltern 
und alle Volksgenossen, die Eltern werden wollen, zuversichtlich 
rechnen Können. Eine Beständigkeit in der Höhe des Abgabesatzes 
ist natürlich auch nicht ohne Bedeutung. Da es jedoch der Sinn des 
Lastenausgleichs ist, die Kinderfreudigkeit zu heben, müssen durch 
das zu erwartende Steigen der Kinderzahl bei gleichbleibenden Zu- 
lagesätzen immer größere Zulagemittel aufgebracht werden. Bei der 
Durchführung des Ausgleichs wird also der Abgabesatz zwangsläufig 
die Tendenz erhalten, von Jahr zu Jahr zu steigen. Um wenigstens 
für den Ablauf mehrerer Jahre den gleichen Abgabesatz halten zu 
können, wird es erforderlich sein, diesen von vornherein etwas zu 
überhöhen, bzw. an dem für etwa 3 oder 5 Jahre zu erwartenden 
Durchschnitt der ansteigenden Kinderzahl zu orientieren. 

Die tatsächlichen Kosten der Kinderaufzucht bildeten die Grund- 
lage für die Berechnung der Zulagesätze, die für die Gewährung der 
Zulagen erforderlichen Mittel begründen die Höhe des Abgabesatzes. 
Es kommt darauf an zu berechnen, wie hoch innerhalb der einzelnen 
Einkommensschichten der auf jeden Einkommensbezieher entfallende 
Durchschnittsatz an Familienlasten ist. Dazu ist zunächst erforderlich 
zu wissen, wieviel Angehörige, die Zulagen erhalten sollen, auf jeden 
Einkommensbezieher kommen, bzw. wie hoch der Anteil an Ehefrauen 
und Kindern ist, der auf den einzelnen entfällt. 

Für das Jahr 1936 liegen entsprechende statistische Ermittlungen 
für die einzelnen Einkommensstufen vor, und zwar — es handelt sich 
um Daten aus der Steuererhebung — getrennt nach Lohn- und Ge- 
haltsempfängern *) und Beziehern veranlagter Einkommen. °%) 


68) „Der Steuerabzug vom Arbeitslohn im Jahre 1936.“ Wirtschaft und 
Statistik, 1988, 2. Novemberheft, S. 922 ff. 
: 64) „Die Einkommensteuerveranlagung im Jahre 1986.“ Wirtschaft und 
Statistik, 1988, 1. Dezemberheft, S. 961 ff. 
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b) Die Höhe der Abgabe für den Kreis der 
| Lohn- und Gehaltsempfänger. 


Für die Lohn- und Gehaltsempfänger liegen die ausführlicheren 
statistischen Angaben vor. Es sind hier nicht nur die einzelnen Zahlen 
für die Steuerbelasteten vorhanden, sondern auch für die Steuer- 
befreiten (Lohn- und Gehaltsempfänger, die durch die Größe ihrer 
Familie steuerfrei sind), so daß sich ein umfassendes Bild von der 
Familiengröße je steuerpflichtigen Lohn-, bzw. Gehaltsempfänger 
aufbauen läßt. Bei den Beziehern veranlagter Einkommen fehlen die 
Zahlen für solche Einkommensbezieher, die durch ihre Familiengröße 
unter die Freigrenze fallen. 

Tafel 6 gibt für das Jahr 1936 eine Übersicht über die durch- 
schnittliche Familiengröße je steuerpflichtigen Lohn- und Gehalts- 
empfänger in den einzelnen Einkommensgruppen.°) Die Übersicht 
erfaßt insgesamt 14,62 Millionen Steuerpflichtige, die dem Steuer- 
abzug vom Arbeitslohn unterliegen. Von diesen sind gut 9 v. H. 
(1,322 Millionen) durch ihre Familiengröße von der Steuer freigestellt 
(Steuerbefreite), während fast 91 v.H, (13,296 Millionen) tatsächlich 
Steuern zu zahlen haben. Rund 8,8 Millionen Unbesteuerte, die unter 
die allgemeine Freigrenze fallen, sind in der Tafel nicht enthalten. 
Die Unbesteuerten würden zum Teil — soweit sie ein jährliches Ein- 
kommen von wenigstens RM 600.— beziehen — von der Ausgleichs- 
abgabe erfaßt. Da jedoch schon in der untersten steuerpflichtigen 
Einkommensgruppe (unter 1500.— RM jährlich) die durchschnittliche 
Familiengröße sehr tief unter derjenigen der anderen Gruppen liegt, 
dürfte diese Ziffer bei den Unbesteuerten so niedrig liegen, daß die 
von ihnen erhobene Ausgleichsabgabe nur zum geringen Teil für 
Zwecke der Zulagen innerhalb dieser Schicht verwendet werden 
braucht, zum größeren Teil jedoch für andere Aufgaben (großzügigere 
Ausgestaltung der Ehestandsdarlehen “)) zur Verfügung steht. Bei 
der Berechnung der Höhe des Abgabesatzes können die Unbesteuerten 
also außer acht gelassen werden, ohne daß wir Gefahr laufen, einen 
zu niedrigen Satz zu wählen. 


66) Gegenüber dem Stande von 196 ist natürlich inzwischen eine Ver- 
änderung eingetreten. Der Wirtschaftsaufschwung, der schon 1%6 und vorher 
eine Verlagerung in Richtung auf höhere Einkommen gebracht hatte, hat auch 
in den folgenden Jahren in dieser Richtung weitergewirkt. Bei der Berechnung 
der Höhe unserer Abgabe wird sich durch die Zugrundelegung der Einkommens- 
gruppierung von 1936 ein etwas überhöhter Satz ergeben, da die vorgesehene 
kleine DepEen Jon der Zulagesätze in bezug auf das Bruttoeinkommen (vgl. S.63f. 
dieser Schrift) gerade bei den höheren Einkommensgruppen sich stärker aus- 
wirkt. Die inzwischen vielleicht etwas größere Kinderzahl je Steuerpflichtigen 
wird dadurch berücksichtigt, daß ein höherer Satz als der errechnete in Vor- 
schlag gebracht wird. 

66) Vgl. die Ausführungen auf S. 71 dieser Schrift. 
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Einkommensgruppen in RM 
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Tafel 6. 


Die durchscnittliche Familiengröße je steuerpflichtigen Lohn- 
und Gehaltsempfänger in den einzelnen Einkommensgruppen. 
(Quelle siehe unter Anm. 63.) 


1 
1. Steuer- 
belastete 

2. Steuer- 


3 Suen. | gungen) zu | gungen) zu | 4.  Stenerbelaststen 
flichtige ENT a de 3. je Steuerpflichtigen 
insgesamt überhaupt 
unter 1 500 4901 630 | 1264768 | 1171670| 0,26 0,24 
797 722| 563527 | 1383372] 0,71 1,73 
569352] 1828295 | 2555042] 0,32 0,45 
1500 bis „ 1800 1528 448| 824858 751 786| 0,54 0,49 
199385] 184720 537407| 0,93 2,70 
1727 833 | 1009578 | 1289193| 0,58 0,75 
1800 » » 2100 1613 136| 1059654 | 1025355| . 0,66 0,64 
136 723] 129497 433819| 0,95 3,17 
1749859 | 1189151 | 1459174| 0,68 0,83 
2100 » » 2400 1422 798| 1036043 | 1092433] 0,73 0,77 
82898| 79446 | 292094| 0,96 3,52 
1505696| 1115489 | 1384527| 0,74 092 
2400 » » 3000 1848788] 1470900 | 1555227| 0,80 0,84 
72 284 69 725 2722761 0,96 3,77 
1 921 072| 1540625 | 1827503] 0,80 0,95 
300 » » 3600 823 695] 661 007 706 226| 0,80 0,86 
18442| : 17701 80249| 0,96 4,35 
842137 | 678708 786475| 0,81 0,93 
3600 » » 4800 695 5131 569976 609514| 0,82 0,88 
10933| 10503 60113] 0,96 5,50 
706 446| 580 479 669627 | 0,82 ° 0,95 
4800 » » 6000 300 316| 263 733 295 283] 0,88 0,98 
2.272 2184 14123| 0,96 6,22 
302 5881 265917 | , 309406 | 0,88 1,02 
6000 » » 7200 99 786 86 285 997501 0,86 1,00 
1102 1072 69231 0,97 6,28 
100 888 87 357 106 6731 0,87 1,06 
7 200 und mehr 61 732 54 778 68796 | 0,89 1,11 
411 403 2629| 0,98 6,40 
62 143 55181 1425| 0,89 1,15 
Deutsches Reich \ 13 295 842 | 7292002 | 7376040] 0,55 0,55 
mit Saarland 1322172} 1058778 | 3083005] 0,80 2,33 
14 618014 | 8350 780 |10459045| 0,57 0,72 
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5 
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In Spalte 1 gibt Tafel 6 die Gesamtzahl der Steuerpflichtigen in 
den einzelnen Einkommensgruppen an. Für jede der 10 Gruppen 
finden sich 3 Zahlen: 1. die Anzahl der Steuerbelasteten, 2. die Anzahl 
der Steuerbefreiten und 3. die Gesamtzahl der Steuerpflichtigen. Auch 
in den folgenden Spalten findet sich diese Aufteilung nach Steuer- 
belasteten, Steuerbefreiten und Steuerpflichtigen insgesamt.°”) Spalte 1 
zeigt auf, daß die beiden untersten Einkommensgruppen (unter 
1800.— RM jährlich) mehr Steuerpflichtige enthalten als die übrigen 
acht Gruppen zusammen, daß die höchste Gruppe (RM 7200.— und 
mehr) nur gut 1 v.H. der Steuerpflichtigen der untersten Gruppe 
(unter 1500.— RM) aufweist. Das Zahlenbild macht ersichtlich, daß 
trotz der im Einzelfall höheren Zulagen bei den Angehörigen der 
hohen Einkommensgruppen das Schwergewicht der erforderlichen 
Zulagemittel bei den unteren und mittleren Einkommensgruppen 
liegen muß. Spalte 2 gibt die Gesamtzahl der Ehefrauen, Spalte 3 die 
Gesamtzahl der Kinder an, für die Steuerermäßigungen gewährt 
wurden. Die Spalten 4 und 5 zeigen, wie sich diese die Familiengröße 
wiedergebenden Zahlen durchschnittlich auf den einzelnen Steuer- 
pflichtigen in den verschiedenen Einkommensgruppen verteilen. °) 
Es zeigt sich — bei Zusammenfassung der jeweiligen Zahlen für 
Steuerbelastete und Steuerbefreite in Durchschnittsziffern je Steuer- 
pflichtigen ®) — ein Ansteigen des Durchschnittsanteils an Ehefrauen 
und Kindern von 0,32 (Ehefrauen) und 0,45 (Kinder) in der untersten 
Einkommensgruppe (unter RM 1500.—) auf 0,89, bzw. 1,15 in der 
höchsten Gruppe. ”°) Das Ansteigen der Ziffern erfolgt von Gruppe zu 
Gruppe ziemlich stetig, lediglich von der untersten Einkommens- 
gruppe (unter 1500.— RM) zur nächsthöheren (1500.— bis 1800.— RM) 


7) Die beiden ersten Zahlen sind jeweils Tabellen aus dem unter Anm. 64 
genannten statistischen Bericht entnommen. Die dritte Zahl, die sich auf die 
Steuerpflichtigen insgesamt bezieht, ist als Summe oder Mittelwert aus den 
anderen Zahlen von mir errechnet. | 

68) Der durchschnittliche Satz an Kindern je Steuerpflichtigen ist dem unter 
Anm. 63 genannten statistischen Bericht entnommen, bzw. durch Addition er- 
rechnet. Der Durchschnittsanteil an Ehefrauen ist aus den Zahlen der Spalten 1 
und 2 errechnet. 

) Bei Zugrundelegung nur der Zahl der Steuerbelasteten ergäbe sich ein 
schiefes Bild, da die Zahl der Steuerbefreiten vorwiegend auf die unteren und 
mittleren Gehaltsgruppen entfällt und andererseits bei Durchführung des vor- 
geschlagenen Lastenausgleichs die Steuerermäßigungen wegfallen und damit 
auch die Scheidung nach Steuerbelasteten und Steuerbefreiten überhaupt. 

70) Der Durchschnittsanteil an Kindern je Steuerpflichtigen in den ein- 
zelnen Einkommensgruppen gibt nicht das Ausmaß der Kinderfreudigkeit in 
diesen Schichten wieder. Gerade in den untersten Einkommensgruppen ist ein 
großer Teil Jugendlicher enthalten, die diesen Gruppen nur zeitweilig ange- 
hören, bzw. sie durchlaufen, ohne eine Familie zu gründen. Um das Maß der 
Kinderfreudigkeit in den einzelnen Gruppen zu ermitteln, wäre jeweils die 
Kinderzahl auf die Zahl der Ehen, bzw. Ehefrauen zu beziehen. Dann bliebe 
immer noch zu berücksichtigen, daß sich gerade in den unteren Einkommens- 
gruppen eine verhältnismäßig große Zahl junger Ehen befindet. 
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springen die Ziffern gleich von 0,32 und 0,45 auf 0,58 und 0,75 hinauf, 
erhöhen sich also hier um 81 und 67 v.H. In den drei höchsten Ein- 
kommensgruppen stagniert der Ehefrauenanteil (0,88 — 0,87 — 0,89),. 
während der Kinderanteil auch hier noch ansteigt (1,02 — 1,06 — 
1,15). Auf die Gesamtzahl aller dem Steuerabzug vom Lohn unter- 
liegenden Einkommensbezieher ergibt sich ein Durchschnittsanteil an 
Ehefrauen in Höhe von 0,57 und an Kindern in Höhe von 0,72 je 
Steuerpflichtigen. 

Zur weiteren Berechnung der erforderlichen Höhe des Abgabe- 
satzes können wir diese Durchschnittsfamiliengröße je Steuerpflich- 
tigen nicht zugrunde legen, da die einzelnen Einkommensgruppen 
verschieden stark mit Steuerpflichtigen besetzt sind, also ein ver- 
schiedenes 'Gewicht haben. Wir müssen vielmehr auf die für die 
einzelnen Einkommensgruppen gefundenen Durchschnittsfamilien- 
größen zurückgreifen. 

Auf diesen aufbauend errechnen wir für jede Einkommensgruppe: 
den für die Zulagen erforderlichen Hundertsatz vom Bruttoeinkom-- 
men. Wir müssen zu diesem Zweck die gefundenen Frauen- und 
Kinderanteile je Steuerpflichtigen mit den Zulagesätzen für Frauen. 
und Kinder multiplizieren, wie sie durchschnittlich in Hundertsätzen. 
vom Bruttoeinkommen vorgesehen sind. Der Durchschnittssatz für 
die Kinderzulagen ist in diesem Vorschlag auf 13,8 v.H. des Grund- 
einkommens festgelegt.’') Dieser Satz braucht nur noch auf das. 
Bruttoeinkommen umgerechnet werden. Der Durchschnittssatz für die: 
Frauenzulagen muß noch ermittelt werden. 

Tafel 7 gibt — unter Zugrundelegung der am 31. Dezember 1936; 
bestehenden 15 578042 Ehen”?) eine Übersicht über die Anzahl der 
in voller, %/,- und '/,-Höhe zu gewährenden Frauenzulagen. Dabei ist. 
die Bemessung der. Zulagehöhe an die in Tafel 1 vorgeschlagenen 
Bedingungen geknüpft worden. Unter Berücksichtigung der Ehe-. 
schließungsjahre und der Kinderzahlen habe ich in Tafel 7 zusammen- 
gestellt, daß für 5 950 182 Ehen die volle Frauenzulage, für 4 295 356- 
Ehen die Zulage in ?/,-Höhe, für 2 777 143 Ehen die Zulage in "/,-Höhe 
_ und für die restlichen 2 555 361 Ehen keine Zulage zu gewähren wäre.. 
Das bedeutet, daß auf 100 Ehen 38,2 volle Zulagen, 27,6 ?/,-Zulagen 
und 17,8 "/,-Zulagen entfallen. Durch Umrechnung der °/,- und. 
\/ -Zulagen in volle Zulagen ergibt sich für 100 Ehen die Gewährung: 
von insgesamt 62,5 Zulagen in voller Höhe. Jede Ehefrau ist also: 
durchschnittlich mit 0,625 vollen Zulagen zu bedenken. Da eine volle: 


1) Vgl. S.68f. 

ir Die Zahlen sind dem Statistischen Jahrbuch für das Deutsche Reich 
1938 entnommen, und zwar der Tabelle „Die bestehenden Ehen am 31. Dezember 

REF Eheschließungsjahren und nach der Anzahl der Kinder“. (Si 50, 
‚17a. 
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| Tafel 7. 
Die durchschnittliche Höhe der Frauenzulagen. 


Eine Übersicht über die Anzahl der in voller, 2/s- und T/s-Höhe zu gewährenden 

acer unter Zugrundelegung der am 31. Dezember 1%6 bestehenden 

15 578042 Ehen und der in Tafel 1 festgel Sgeen Bemessungsweise nach Ehe- 
schließungsjahren und Kinderzahlen. 

(Die Zahlen sind einer Tabelle des Statist. Jahrbuchs für das Deutsche Reich 

. 1938, 8.50, II, 17a, entnommen und entsprechend zusammengestellt worden.) 


Frauenzulagen. 
1. Volle Höhe: 
Alle Ehen mit 4 Kindern ........ PER IEESI FERNE 1 165 164 
en Fi . PR RERSEENREETEEERERN 625 382 
und mehr ......c2....... 1 674 545 
Ehen mit 3 Kindern” Eheschließung 129-186 .... 256 871 
PO = 1RB1—1RB6 .... 507448 
| Kind R 1I—1R6 .... 838288 
| = ER 1BIE-1RB6 .... 881984 
insgesamt 5950182 382 v.H. 
2. 2/s-Höhe: 
Ehen mit 2 Kindern, Eheschließung 190 und früher s 637 080 
er a5 en 1 61 72 BE RRENEN 1 658 276 
insgesamt 4295 356 27,6 v.H. 
3. Y/s-Höhe: 


Ehen mit 1 Kind, Eheschließung 1%2 und früher .. 2777143 17,8 v.H. 
Keine Frauenzulagen. 
Ehen mit 0 Kindern, Eheschließung 194 und früher 2555361 16,4 v.H. 


Auf 100 verheiratete Frauen sind also zu gewähren durchschnittlich: 


38,2 volle Zulagen, 
27,6 2/, Zulagen oder 18,4 weitere volle Zulagen, 
5. 17,8 1/s-Zulagen oder 59 weitere volle Zulagen, 


insgesamt also 62,5 volle Zulagen. 
Jede verheiratete Frau erhält demnach durchschnittlich 62,5 v.H. der vollen Zu- 


Jage. Da diese sich auf 18 v. H. des Grundeinkommens belaufen soll, ergibt sich. 
für die Frauenzulage ein Durchschnittssatz von 11,25 v.H. des Grundeinkommens. 


’ 


Zulage 18 v.H. des 'Grundeinkommens ausmachen soll, entfällt also: 
auf jede Ehefrau durchschnittlich eine Frauenzulage in Höhe von 
11,25 v.H. des Grundeinkommens (0,625 - 18). | 

Für die Berechnung des erforderlichen Ausmaßes der Abgabe ist. 
dieser Satz ebenso wie der Satz der durchschnittlichen Zulage je: 
Kind (13,8 v.H. des Grundeinkommens) noch auf das Bruttoeinkom- 
men umzurechnen. Für diese Rechnung lege ich zugrunde, daß das. 
Grundeinkommen sich höchstfalls auf etwa 80 v.H. des Bruttoein- 
kommens belaufen kann, da es um den Betrag der Ausgleichsabgabe 
und der Steuer unter diesem liegt und diese beiden Abgaben — unter 
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Zugrundelegung eines ganz niedrigen Anfangssatzes für die Steuer — 
wenigstens 20 v.H. des Bruttoeinkommens ausmachen werden. Die 
auf das Grundeinkommen bezogenen Zulagesätze brauchen also — 
wenn sie auf das Bruttoeinkommen gerechnet werden — höchstens 
*/, der angesetzten Höhe haben, um die gleichen Zulagebeträge zu 
ergeben. Soweit das Grundeinkommen weniger als 80 v.H. des Brutto- 
einkommens ausmacht — und das ergibt sich durch die Progression 
der Steuer, abgesehen von den niedrigsten Einkommen, bei allen Ein- 
kommensgruppen in mehr oder minder starkem Maße —, genügten 
an sich kleinere Zulagesätze. Wenn trotzdem für die Zulagesätze in 
bezug auf das Bruttoeinkommen allgemein die *,-Höhe der auf das 
Grundeinkommen bezogenen Sätze angesetzt wird, so entsteht hier- 
durch bei der Erhebung der Abgabe eine nicht unbeträchtliche 
Reserve. 

*/, von 11,25 ergibt einen Satz von 9 v.H. des Bruttoeinkommens 
als durchschnittliche Zulage je Ehefrau und *, von 13,8 einen solchen 
von rund 11 v.H. je Kind. Tafel 8 zeigt den weiteren Gang der 
Rechnung für die Ermittlung der erforderlichen Abgabehöhe. Steuer- 
belastete und Steuerbefreite sind in den Angaben zusammengezogen 
worden, so daß diese Daten jeweils in den einzelnen Einkommens- 
‚gruppen für die Gesamtzahl der Einkommensbezieher gelten. In 
Spalte 1 zeigt die Tafel die Gesamteinkommen je Einkommens- 
gruppe. ”*) Es zeigt sich hier, daß das Schwergewicht in der Gesamt- 
einkommensverteilung in den unteren und mittleren Einkommens- 
gruppen liegt. Die einzelnen Gruppen umfassen Beträge von weniger 
als einer halben Milliarde RM bis zu fast 5'/, Milliarden RM. 

In Spalte 2 sind für die Frauenzulagen, Kinderzulagen und Zu- 
lagen insgesamt die erforderlichen Hundertsätze vom Bruttoeinkom- 
men für die einzelnen Einkommensgruppen zusammengestellt. Dabei 
ist die Durchschnittsfamiliengröße (Anteile an Ehefrauen und Kindern 
je Einkommensbezieher), wie sie aus Tafel 6, Spalten 4 und 5, für 
die verschiedenen Einkommensgruppen hervorgeht, zugrunde gelegt. 
Der Ehefrauenanteil ist dem durchschnittlichen Zulagesatz je Ehefrau 
(9. v.H. des Bruttoeinkommens) entsprechend jeweils mit 9 multi- 
pliziert worden, der Kinderanteil jeweils entsprechend mit 11. Die 
Hundertsätze für die gesamten Zulagen sind die Addition der Sätze 
für Frauen und Kinder. Der hier durchgeführten Rechnung liegt die 
Annahme zugrunde, daß in allen Einkommensgruppen sowohl die 
durchschnittliche Kinderzahl je verheiratete Frau gleich hoch ist 
wie auch die Kinder durchschnittlich in gleichen Zeitabständen 
voneinander geboren sind, daß also die durchschnittliche. Höhe der 


'78) Die Zahlen entstammen der unter Anm. 63 angegebenen Quelle und sind 
durch Addition der Beträge für Steuerbelastete und Steuerbefreite gewonnen. 
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Frauenzulage in allen Einkommensgruppen als gleich hoch gelten 
kann. Mit dieser Annahme ist in den Berechnungen eine Fehlerquelle 
eingeschlossen, die jedoch nur so geringfügiger Natur sein kann, daß 
ich sie außer acht lassen darf. 

Die erforderlichen Hundertsätze für die Frauenzulagen steigen 
von 2,88 in der untersten Einkommensgruppe (unter 1500 RM) auf 
8,01 in der höchsten (über 7200 RM), die entsprechenden Sätze für 
die Kinderzulagen von 4,95 auf 12,65. Für die gesamten Zulagen 
ergibt sich eine erforderliche Höhe von 7,83 bis 20,66 v. H. des Brutto- 
einkommens. 

Zur Berechnung des erforderlichen Durchschnittssatzes für alle 
Lohn- und Gehaltsempfänger ist der Umfang des Einkommens in den 
einzelnen Einkommensgruppen zu berücksichtigen. Eine Einkommens- 
gruppe mit 5 Milliarden RM Gesamteinkommen hat auf die Bildung 
der erforderlichen Abgabehöhe einen viel gewichtigeren Einfluß als 
etwa eine Gruppe mit einem Gesamteinkommen von nur einer halben 
Milliarde RM. : 

In Spalte 3 sind die Hundertsätze der vorhergehenden Spalte auf 
das Gesamteinkommen umgelegt, so daß sich hier die für die Zulagen 
erforderlichen Beträge in RM zeigen. Wie zu erwarten war, fallen 
die höchsten Einkommensgruppen am wenigsten ins Gewicht. Durch 
Addition der einzelnen Beträge ergibt sich als erforderlicher Gesamt- 
betrag für die Gewährung beider Zulagen in der vorgesehenen Höhe 
an die Lohn- und Gehaltsempfänger eine Summe von 4,326 Milliar- 
den RM. Davon entfallen rund °/, auf die Frauenzulagen (1,735 Mil- 
liarden RM) und rund °/, auf die Kinderzulagen (2,591 Milliarden RM). 

In Spalte 2 finden sich in der untersten Rubrik die Hundertsätze, 
die die drei genannten Beträge vom Gesamteinkommen der Lohn- 
und Gehaltsempfänger (28,542 Milliarden RM) ausmachen: 

die Frauenzulagen . . . . . 6,08 v.H. 
die Kinderzulagen . . . . . 9,08v.H. und 
die Zulagen insgesamt . . . 15,16v.H. 

Es genügt also — wenigstens nach dem Stande vom Jahre 1936 — 
die Erhebung eines Abgabesatzes von 15,16 v. H. vom Bruttoein- 
kommen aller Lohn- und Gehaltsempfänger, um diesen die Familien- 
ausgleichszulagen in der vorgesehenen Höhe gewähren zu können. 
Ich möchte jedoch empfehlen, die Abgabe von vornherein etwas über- 
höht anzusetzen, damit sich einmal eine Reserve zum Ausgleich 
inzwischen eingetretener Verschiebungen im Bevölkerungs- und Ein- 
kommensaufbau ergibt, ferner Mittel für weitere notwendige oder 
wenigstens wünschenswerte bevölkerungspolitische Aufgaben zur Ver- 
fügung stehen. (Schulgeldfreiheit, kostenlose Gesundheitsbetreuung 
von Mutter und Kind, Erweiterung und großzügigere Gestaltung der 
Ehestandsdarlehn und anderes.) Schließlich ist in dem errechneten 
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Abgabesatz die Gewährung von Zulagen an die unehelichen Mütter 
nicht berücksichtigt, so daß schon deshalb eine wenn auch geringe 
Erhöhung erforderlich ist. 

Ich schlage vor, die Abgabe allgemein in Höhe von 18 v.H. des 
Bruttoeinkommens festzusetzen, nach dem Stande von 1936 erhalten 
wir dann einen Gesamtabgabeertrag in Höhe von 5,138 Milliarden RM. 
Es stände uns dann allein von der Seite der Lohn- und Gehalts- 
' empfänger ein Überschuß von etwa 812 Millionen RM über dem 
errechneten Betrag zur Verfügung, der für die eben genannten Zwecke 
Verwendung finden könnte. Außerdem würden für diese Zwecke die 
beträchtlichen Mittel frei, die der Staat jetzt schon für Kinder- und 
Ausbildungsbeihilfen aufwendet. 


c) Die Höhe der Abgabe für den Kreisder 
Bezieher veranlagten Einkommen.. 


Schon aus Billigkeitsgründen kann die Höhe des Abgabesatzes 
für den Kreis der Bezieher veranlagten Einkommens nicht anders 
angesetzt werden als für die Einkommensbezieher, die dem Steuer- 
abzug vom Arbeitslohn unterliegen. Der Satz von 18 v.H. des Brutto- 
einkommens als Ausgleichsabgabe muß also auch hier Geltung haben. 
Es fragt sich, ob der Familienaufbau in diesen Schichten nicht so 
wesentlich anders gelagert ist, daß wir mit diesem Satz etwa nicht 
auskommen. Die folgenden Untersuchungen dienen der Klärung dieser 
Fragestellung. 

Tafel 9 gibt uns die gleiche Übersicht für die veranlagten Ein- 
kommensbezieher wie Tafel 6 für die Lohn- und Gehaltsempfänger: 
Einen Überblick über die durchschnittliche Familiengröße je ver- 
anlagten Einkommensbezieher. Zahlen über die Einkommensbezieher, 
die wegen ihrer Familiengröße unter die Freigrenze fallen, fehlen 
hier. Die Zahlen der Steuerpflichtigen, der Ehefrauen, der Kinder und 
des Anteils der Kinder je Steuerpflichtigen sind dem unter Anm. 74 
genannten Bericht aus „Wirtschaft und Statistik 1938‘ entnommen. 
Der Anteil der Ehefrauen je Steuerpflichtigen ist aus den genannten 
Angaben von mir errechnet worden. 

Die Übersicht erfaßt insgesamt nur 2,797 Millionen Steuerpflich- 
tige gegenüber der Zahl von 14,618 Millionen Lohn- und Gehalts- 
empfängern, denen unsere Betrachtungen im vorigen Abschnitt galten. 
Es läßt sich also gleich vermuten, daß die. Ergebnisse der Unter- 
suchung über die veranlagten Einkommensbezieher schwerlich so 
gewichtig sein können, daß die vorhin errechnete, bzw. vorgeschlagene 
Höhe des Abgabesatzes dadurch umzustürzen wäre. 


74) „Die Einkommensteuerveranlagung im. Jahre 1936“, Wirtschaft und 
Statistik 1938, 1. Dezemberheft, S. 961 ff. 
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Tafel 9. 


Die durchschnittliche Familiengröße je veranlagten Einkommensbezieher 
in den einzelnen Einkommensgruppen. 
(Quelle siehe unter Anm. 74.) 


1. 


2. 


3. 


4. 


5. 


Einkommens- Ehefrauen | Kinder | Ehe- i 
gruppen in RM. oflichte Se (Ermäßi- |(Ermäßi-| frauen | Kinder 
gungen) | gungen) je Steuerpflichtigen 

| unter 1500 628 597 384 296 97934| 0,61 0,16 
1500bis » 3 000 972 187 786 233 646 297 0,81 0,66 
3000 » » 5000 534 028 442 122 425 154 0,83 0,80 
5000 » » 8'000 289 861° 244 505 246 692 0,84 0,85 
8000 » „ 12000 177 480 152 869 173 001 0,86 0,97 
12000 » » 16000 70 649 60 832° 71690 0,86 1,01 
16000 » » 25000 a 62 376 un [33 933 65 302 0,86 1,05 
25000 » » 50000 = 38 678 5 )J33 387 8 41 291] © 0, 86 | © J1,07 
50 000 » 100.000 12 593 en 110 880 8 14 004| & 0,86 —11,11 
100 000 und mehr ‚5692 4875 6 069 0, 86 1,07 
Deutsches Reich mit 


2.797 141 | 2173 932 [1707384 


0,78 N 0,64 
Saarland 


Auch für das veranlagte Einkommen sind 10 Einkommensgruppen 
gebildet, die jedoch mit den Gruppen der Lohn- und Gehaltsempfänger 
nieht identisch sind. Vielmehr erfassen die vier untersten Gruppen 
die gleichen Einkommensschichten wie die 10 Gruppen bei den Lohn- 
und Gehaltsempfängern. 

Die unteren Gruppen sind am stärksten mit Steuerpflichtigen 
besetzt, dementsprechend auch mit zu berücksichtigenden Ehefrauen 
und Kindern (Spalten 2 und 3). Die vier höchsten Gruppen (16.000 RM 
und mehr) enthalten mit zusammen 119.339 Steuerpflichtigen noch 
nicht einmal ein Fünftel der Steuerpflichtigen der untersten Gruppe 
(unter 1500) und weniger als ein Achtel der Steuerpflichtigen der 
zweituntersten Gruppe (1500-3000 RM), die 628.597 und 972. 187 
Einkommensbezieher umfassen. 

Uns interessieren hier wieder besonders die Spalten 4 und 5, die 
die durchschnittliche Familiengröße je Steuerpflichtigen wiedergeben. 
Der Anteil an Ehefrauen je Steuerpflichtigen beträgt schon in der 
untersten Gruppe 0,61, steigt dann in der nächsten Gruppe ruckartig 
auf 0,81, dann auf 0,83 und 0,84; von der fünften Gruppe ab bis 
zur höchsten bleibt er auf 0,86 stehen. Der Kinderanteil ist mit 
0,16 in der untersten Gruppe sehr niedrig, vervierfacht sich in der 
nächsten Gruppe auf 0,66, steigt weiter auf 0,380 — 0,85 — 0,97 sowie 
1,01, und beläuft sich in den vier höchsten Gruppen durchschnittlich 
auf 1,06.”°) Die durchschnittliche Familiengröße auf alle Einkom- 


75) Vgl. Fußnote 70, S. 77. 
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mensgruppen beläuft sich auf 0,78 Ehefrauen und 0,64 Kinder je ver- 
anlagten Steuerpflichtigen. 

Damit ergibt sich ein recht unterschiedliches Bild gegenüber den 
Lohn- und Gehaltsempfängern. Zum Vergleich nehmen wir bei diesen 
zweckmäßig die Zahlen für die Steuerbelasteten, da es sich bei den 
steuerpflichtigen Beziehern veranlagten Einkommens ja nur um Steuer- 
belastete handelt. 

Der Ehefrauenanteil liegt in den beiden untersten veranlagten 
Einkommensgruppen ganz beträchtlich über dem Stand in den fünf 
entsprechenden Gruppen beim Steuerabzug vom Lohn. In der unter- 
sten Gruppe (unter 1500 RM) ist der Anteil mit 0,61 gegenüber 0,26 
bei den steuerbelasteten Lohn- und Gehaltsempfängern mehr als 
‚doppelt so hoch. In den höheren Gruppen gleichen sich die Zahlen 
aneinander an. Der Gesamtdurchschnitt liegt bei den veranlagten 
Einkommensbeziehern mit 0,78 Ehefrauen je Steuerpflichtigen um 
etwa 42 v.H. höher als bei den steuerbelasteten Lohn- und Gehalts- 
empfängern, die einen Durchschnittsanteil von 0,55 aufzuweisen 
haben. 

Der Kinderanteil liegt: in der untersten Gruppe der veranlagten 
Einkommen mit 0,16 um ein Drittel unter dem entsprechenden Anteil 
bei den steuerbelasteten Lohn- und Gehaltsempfängern (0,24), kommt 
jedoch in den nächsten drei Gruppen (1500-8000 RM) ziemlich nahe 
an deren Ziffern heran. Durch das Gewicht der über 8000 RM liegen- 
den veranlagten Einkommensgruppen, die durchschnittlich etwa die 
gleichen Kinderanteile aufweisen wie die beiden höchsten Gehalts- 
empfängergruppen (6000 RM und mehr), ergibt sich bei den ver- 
anlagten Einkommensbeziehern ein Durchschnittskinderanteil von 
0,64 je Steuerpflichtigen, der um gut 16 v.H. über dem Kinderanteil 
der steuerbelasteten Lohn- und en Zube liegt, der sich auf 
0,55 beläuft. 

Diese Zahlen lassen schon erkennen, daß die Familienzulagen bei 
den Beziehern veranlagter Einkommen verhältnismäßig höhere Be- 
träge erfordern als bei der Schicht der Lohn- und Gehaltsempfänger. 
Einen Überblick über die erforderlichen Beträge gibt Tafel 10, die 
in ihrem Aufbau der Tafel 8 entspricht. Die in Spalte 1 aufgeführten 
Gesamteinkommensbeträge sind dem unter Anm.74 genannten Bericht 
entnommen. Zu bemerken ist, daß ich die Zahlen für die 4 höchsten 
Einkommensgruppen (16 000 und mehr RM) zu jeweils einer Zahl zu- 
sammengefaßt habe, da in diesen Einkommensgruppen sowohl die 
Zulage- wie die Abgabebeträge die einheitlichen Höchstsätze aus- 
machen, die nach meinem Vorschlag ”®) ab Monatseinkommen von 
1200.— RM, bzw. ab Jahreseinkommen von 14.400 RM gerechnet 


76) Vgl. die Ausführungen auf S. 71ff. dieser Schrift. 
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werden sollen. Dementsprechend ist für diese zusammengefaßte 
Gruppe auch nur das hier interessierende abgabepflichtige Einkommen 
in Höhe von 14.400 RM je Steuerpflichtigen oder 1,718 Milliarden RM 
für die gesamte Gruppe eingesetzt worden. Die Einkommensgruppe 
12.000—16.000 RM ist noch mit dem vollen Betrag eingesetzt, obwohl 
an sich schon hier ein Abstrich zu machen wäre, der aber nicht ins 
Gewicht fällt. Es ergibt sich dadurch ein um ein geringes überhöhter 
Abgabesatz. 

Spalte 2 der Tafel 10 enthält die für die Zulagen erforderlichen 
Hundertsätze vom Bruttoeinkommen. Die Ziffern sind wieder durch 
Multiplikation der Ehefrauen- und Kinderanteile je Steuerpflichtigen 
mit den Durchschnittszulagesätzen für Frauen und Kinder (9 und 
11 v.H. des Bruttoeinkommens) gewonnen worden. Dabei sind für 
die vier höchsten Einkommensgruppen die Anteile zu Durchschnitts- 
anteilen von 0,86 und 1,06 zusammengefaßt worden. 

: Spalte 3 zeigt in Millionen RM die für die Zulagen erforderlichen 
Beträge auf. Insgesamt ergibt sich eine Summe von 1,826 Milliar- 
den RM, wovon 0,821 Milliarden RM auf die Frauenzulagen und 
1,004 Milliarden RM auf die Kinderzulagen entfallen. Das macht vom 
abgabepflichtigen veranlagten Einkommen einen erforderlichen Hun- 
dertsatz von 16,51 aus. Der erforderliche Satz für die Gewährung 
der Kinderzulagen beläuft sich mit 9,08 v.H. auf die gleiche Höhe 
wie bei den Lohn- und Gehaltsempfängern, während der Satz für die 
Frauenzulage mit 7,42 v.H. recht beträchtlich über deren Satz von 
6,08 v.H. liegt. 

Nun bedarf der Satz von 16,51 v.H. einer Korrektur, um als 
erforderliche Abgabehöhe für die Bezieher veranlagten Einkommens 
‚einschließlich der zur Zeit durch die Familiengröße Steuerbefreiten 
zu gelten. Zu diesem Zweck werfen wir einen Blick auf Tafel 11, 
die die gleichen Angaben wie die Tafeln 8 und 10 für die steuer- 
belasteten Lohn- und Gehaltsempfänger enthält und daher zu einem 
Vergleich mit den Sätzen für die veranlagten Einkommensbezieher 
besonders geeignet ist. Es interessiert insbesondere die Höhe des 
erforderlichen Abgabesatzes, die mit 13,64 v.H. um 11,1v.H. von 
dem für die gesamten Lohn- und Gehaltsempfänger errechneten Satze 
von 15,16 v.H. übertroffen wird. 

Die Freistellung von der Steuer dürfte sich beim veranlagten 
Einkommen bis auf geringfügige Teile auf die vier untersten Gruppen, 
also bis 8000 RM Jahreseinkommen erstrecken. Diese vier untersten 
Gruppen erfassen die gleiche Einkommenshöhe wie die gesamten 
Gruppen der Lohn- und Gehaltsempfänger. Es ist mit einiger Wahr- 
scheinlichkeit anzunehmen, daß für den gesamten Kreis der ver- 
anlagten Einkommensbezieher (bis 8000 RM jährlich) einschließlich 
der zur Zeit durch die Familiengröße von der Steuer freigestellten 
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der erforderliche Abgabesatz etwa um den gleichen Hundertsatz 
(11,1 v.H.) über demjenigen der Steuerbelasteten liegen muß, wie 
dies bei den Lohn- und Gehaltsempfängern der Fall ist; das ergibt 
einen Abgabesatz von 16,76 v.H. (15,08 + 11,1 v.H. von 15,08) für 
die vier untersten Einkommensgruppen. Wenn wir weiter annehmen, 
daß das Einkommen der Steuerbefreiten den gleichen Hundertsatz 
(6,65 v.H.) desjenigen der Steuerbelasteten ausmacht wie bei den 
Lohn- und Gehaltsempfängern, so ergibt sich für die vier untersten 
' veranlagten Einkommensgruppen ein erforderlicher Zulagebetrag von 
insgesamt 1190 Millionen RM. Durch die Hinzunahme der Steuer- 
befreiten wird also bei den Beziehern veranlagten Einkommens ein 
Mehrbetrag von 195 Millionen RM erforderlich, der — zu dem Gesamt- 
betrag für die Steuerbelasteten hinzugerechnet — den für das 
gesamte abgabepflichtige veranlagte Einkommen erforderlichen Zu- 
lagebetrag in Höhe von 2021 Millionen RM ergibt, dem ein erforder- 
licher Abgabesatz von 17,57 v.H. entspricht. Dieser Abgabesatz für 
das veranlagte Einkommen liegt um etwa ein Sechstel über dem für 
die Lohn- und Gehaltsempfänger errechneten Satz von 15,16 v.H., 
liegt aber immerhin noch etwas unter dem vorgeschlagenen Abgabe- 
satz von 18 v.H. Bei Zugrundelegung dieses Satzes ergibt sich für 
das veranlagte Einkommen ein Abgabeertrag von 2,070 Milliarden RM, 
so daß auch hier noch eine beachtliche Reserve — 49 Millionen RM — 
entsteht. 
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E. Die technische Durchführung des Ausgleichs. 


Der Reichsfamilienlastenausgleich läßt sich in endgültiger Fas- 
sung nicht von heute auf morgen einführen. Bei Zugrundelegung 
des vorliegenden Vorschlags dürfte es sich empfehlen, ””) die Zulagen 
zunächst nicht in voller Höhe zu gewähren, sondern für einige Jahre 
vielleicht in %, Höhe der errechneten Sätze und dann etwa in °/, Höhe. 
Auf diese Weise könnten die Auswirkungen bis zum vollen Einsatz 
des Ausgleichs genau verfolgt und auftretende Mängel frühzeitig 
korrigiert werden. Um auf jeden Fall die Zulagemittel in erforder- 
licher Höhe voll zur Verfügung zu haben, würde es gut sein, die 
Ausgleichsabgabe wenigstens im ersten Jahre des Ausgleichs ver- 
hältnismäßig etwas überhöht anzusetzen. 

Die technische Durchführung des Familienlastenausgleichs muß 
mit einem Minimum an Kosten in die Wege geleitet werden. Das 
setzt voraus, daß kein neuer komplizierter Apparat aufgebaut wird, 
sondern eine der bestehenden staatlichen Einrichtungen zusätzlich 
mit dieser Aufgabe betraut wird. Zwei Einrichtungen können hier nur 
in Frage kommen: Die Sozialversicherung oder die Reichsfinanzver- 
waltung. Die Sozialversicherung umfaßt im wesentlichen die Einkom- 
mensbezieher, die dem Steuerabzug vom Lohn unterliegen. Die Reichs- 
finanzverwaltung erfaßt durch die Einkommensteuer über die Lohn- 
und Gehaltsempfänger hinaus die Bezieher veranlagten Einkommens, 
kommt also an eine weite Schicht unseres Volkes heran, die von dem 
Aufgabenkreis der Sezialversicherung nicht berührt wird. Gewiß ist 
der Familienlastenausgleich in seiner Zweck- und Zielsetzung eine 
Angelegenheit, die eher in den Rahmen der Sozialversicherung paßt 
als in den der Finanzverwaltung, das besagt aber nichts darüber, 
daß die technische Durchführung des Ausgleichs bei der Reichs- 
finanzverwaltung nicht in ebenso guten Händen liegt. Die Reichs- 
finanzverwaltung hat durch die Meisterung einschlägiger Aufgaben 
— Familienermäßigungen bei Steuern, Gewährung der Ehestands- 
darlehn, Kinderbeihilfen und Erziehungsbeihilfen — ihre ausgezeich- 
nete Eignung auf diesem Gebiete unter Beweis gestellt. M. E. ist es 
völlig abwegig, Stellen mit der Verwaltung der Abgabe- und Zulage- 
mittel zu betrauen, denen der notwendige technische Apparat für 
die Durchführung einer solchen Aufgabe fehlt, die diesen also noch 
aufbauen und die Unterlagen für die Aufgabe neu und zusätzlich er- 
stellen müßten. Das käme einem unpröduktiven Arbeitseinsatz gleich, 
da. ja die erforderlichen Unterlagen über die Familiengröße usw. an 
anderer Stelle bereits im wesentlichen vorliegen. Eine Befassung etwa 
der Jugendämter, bzw. Bezirksfürsorgeverbände mit dieser Aufgabe, 


71) Vgl. die Ausführungen auf 8. 65 dieser Schrift. 
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wie sie Arnd Jessen ”®) für die Verwaltung der von ihm vorgeschla- 
genen Kinderbeihilfen wünscht, kann aus dem dargelegten Grunde 
nicht in Frage kommen. 

Ich halte die Reichsfinanzverwaltung mit ihren Finanzämtern 
(Finanzkassen) als unteren Verwaltungsbehörden für diejenige Ein- 
richtung unseres Staates, die ohne große Umstellung und ohne 
beträchtlichen Mehraufwand an Mitteln die Durchführung des Lasten- 
ausgleichs in der vorgeschlagenen Form am besten durchführen kann. 
Das schließt ja nicht aus, daß die bevölkerungspolitische Ausgestal- 
tung des Ausgleichs und ihre Verankerung in entsprechenden Gesetzen 
von den zuständigen Stellen des Reichsinnenministeriums und der 
Partei vorgenommen wird. Soweit es dabei mit um die technische 
Ausgestaltung geht, werden Ratschläge aus der praktischen ein- 
schlägigen Erfahrung der BESCHERDaDE VermalludE immer sehr wert- 
voll sein. 

Die Erhebung der Ausgleichsabgabe und die Gewährung der 
Zulagen könnte in technisch enger Verbindung mit der Einkommen- 
steuererhebung erfolgen, und zwar auch in Anlehnung an die beiden 
Erhebungsverfahren des Steuerabzugs vom Lohn und der Veranlagung. 
Grundlage für das Ausgleichsverfahren wäre im Einzelfall die Steuer- 
karte, die der Bemessungsweise der Zulagen entsprechend einige 
wenige zusätzliche Daten enthalten müßte und eine andere Bezeich- 
nung erhielte. In der neuen Form könnte die Karte auch als eine 
Unterlage für das Ausgleichsverfahren bei den veranlagten Einkom- 
mensbeziehern dienen. Für die Festsetzung der Frauenzulage sind 
erforderlich das Datum der Eheschließung und die Anzahl der Kinder, 
für die Kinderzulagen außerdem die Geburtsdaten der Kinder und bei 
einem Alter von über 14 Jahren die Charakterisierung als Lehrling 
oder als Schüler. Außerdem wäre ein für allemal eine politische und 
erbgesundheitliche Unbedenklichkeitserklärung zu fixieren, die von 
den zuständigen Partei-, bzw. NS.-Volkswohlfahrtsstellen auszustellen 
wäre und bis auf Widerruf Geltung hätte. In Zweifelsfällen bezüglich 
der Erbgesundheit wären die zuständigen Gesundheitsämter zu be- 
teiligen. Alle Familien, die sich im Laufe der Zeit als erbkrank oder 
asozial erweisen, wären jeweils der registrierenden Stelle zu melden, 
nachdem eine abschließende Beurteilung vorliegt. 

Auf der Steuerkarte würde die Familiengröße entsprechend den 
vorgeschlagenen Bemessungsrichtlinien”®) in Bewertungspunkten zum 
Ausdruck gebracht, deren Addition die Gesamtfamilienbewertung des 
Einkommensbeziehers ergäbe. Nach diesen Bewertungspunkten wäre 
die Zulagehöhe aus einer entsprechenden Abgabe- und Zulagetabelle 


78) Arnd Jessen, „Was kostet Dein Kind?“, Berlin 1937, S. 19. 
70) Siehe Tafeln 1 und 4. 
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abzulesen, die neben den Zulagebeträgen auch die Steuer- und 
Abgabesummen enthielte, etwa nach folgendem Schema: 


Zulagen in RM nach ... 


Ausgleichs- | Abgaben 
Bewertungspunkten 


a abgabe zusammen — 120 
in RM inRM |1|2|3|4]5|6|7|8]9]Jıo 


TEEN 


Für jede Lohn-, bzw. Einkommensstufe fände sich nebeneinander 
der Steuer- und Abgabebetrag, wie er etwa in die Lohnabrechnungen 
eingesetzt würde. In einer dritten Spalte wären zweckmäßig zur Ver- 
einfachung der Abrechnung beide Beträge addiert. Dieser Additions- 
betrag wäre jeweils gegen die etwaige Zulagehöhe aufzurechnen, die 
sich nach den Bewertungspunkten der Steuerkarte aus einer der 
‘weiteren Spalten ablesen oder — bei größeren Familien — durch 
Addition aus mehreren Spalten leicht errechnen ließe. " 

Das Steuererhebungs- und Ausgleichsverfahren würde wesentlich 
vereinfacht, wenn die Steuer, die Abgabe und die Zulagen jeweils in 
vollen RM-Beträgen angesetzt würden. Härten würden dadurch keine 
entstehen, da sich die Abrundungen nach oben oder unten durch das 
wechselnde Einkommen und die Änderungen in der Familiengröße 
bei jedem einzelnen im Laufe der Zeit ausgleichen würden. Für die 
gesamte Lohnabrechnung in der Privatwirtschaft wäre eine solche 
Maßnahme eine beachtliche Erleichterung. Beim Steuerabzug vom 
Lohn hätte der Arbeitgeber die Ausgleichsabgabe mit der Steuer 
einzubehalten und den Familienvätern die Zulagen mit dem Lohn 
oder Gehalt auszuzahlen. Bei der Verrechnung mit dem Finanzamt 
wäre lediglich der Spitzenbetrag zu überweisen, der sich aus diesen 
drei Posten innerhalb der gesamten Gefolgschaft ergibt. Eine wesent- 
liche Mehrarbeit würde sich weder bei den Lohnbuchhaltungen der 
Betriebe noch bei den Finanzämtern ergeben, so daß die Verfahrens- 
kosten sehr niedrig wären. 

Beim veranlagten Einkommen wäre der Ausgleich ebenfalls mit 
der Steuerzahlung unter Zugrundelegung der neuen Steuerkarte sowie 
der Abgabe- und Zulagetabelle vorzunehmen. Durch Abgabe zu hoher 
Steuererklärungen könnten Familienzulagen in nicht zustehender 
Höhe erschlichen werden. Es wäre daher zu empfehlen, für die Höhe 
der Zulagen nicht die letzte Steuererklärung zugrunde zu legen, 
sondern das im Jahre vorher versteuerte Einkommen. Bei Abgabe 
einer zu hohen Steuererklärung würde dann der Anreiz eines sofor- 
tigen finanziellen Vorteils entfallen. Im übrigen wäre das Steuerstraf- 
recht in geeigneter Form auf das Ausgleichsverfahren auszudehnen. 


Stufe 
RM 
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F, Beispiele für die zahlenmäßige Auswirkung des Ausgleichs, 


Die Tafeln 12—14 bringen Beispiele für die zahlenmäßige Aus- 
wirkung des vorgeschlagenen Familienlastenausgleichs. Tafel 12 
bringt für 10 verschiedene Familienstände, bzw. Familiengrößen die 
vorgesehenen Zulagesätze in Bewertungspunkten und in Hundert- 
sätzen vom Grundeinkommen; sie macht also ersichtlich, um wieviel 
v. H. das Einkommen des Familienvaters durch die Zulagen jeweils 
über dem Einkommen des Junggesellen liegen würde. Im besonderen 
zeigt die Tafel, daß der Verheiratete mit drei Kindern (Kleinkindern) 
durch den Ausgleich ein um mehr als die Hälfte (54 v.H.) höheres 
Einkommen erhielte als der Ledige. Das Einkommen des Vaters mit 
6 Kindern würde mit Zulagen in Höhe von 102 v.H. etwa doppelt 
so hoch liegen wie das des Junggesellen. Bei 8 Kindern ergäbe sich 
ein Plus von 132 v.H. gegenüber dem Ledigeneinkommen. 

Tafel 13 vergleicht für die 10 Beispiele der Tafel 12 die sich bei 
einem Monatslohn von 200 RM nach dem Vorschlag ergebenden End- 
löhne “°) mit den jetzigen Sätzen. u 

Unter A finden sich die zur Zeit geltenden Sätze für Lohnsteuer"), 
Kinderbeihilfen und Endlohn, unter B die nach vorliegendem Vor- 
schlag vorgesehene Gestaltung: Die für alle Familienstände, bzw. 
Familiengrößen vereinheitlichte Lohnsteuer ®) und Ausgleichsabgabe, 
dann der sich nach Abzug beider vom Bruttolohn ergebende gleiche 
Grundlohn, schließlich die jeweiligen Familienzulagen und der End- 
lohn. Die Gegenüberstellung der Endlöhne zeigt, daß der Vorschlag 
— abgesehen von kleinen Änderungen — eine wesentliche Ver- 
lagerung zugunsten der Verheirateten mit zwei und mehr Kindern 
bringen würde, und zwar zu Lasten vorwiegend der Ledigen und 
der nach zweijähriger Ehedauer kinderlos Verheirateten. Die Jung- 
verheirateten sind — ohne Kinder — etwas ungünstiger, ab einem 
Kinde aber schon günstiger gestellt als jetzt. 

Tafel 14 zeigt die zahlenmäßige Auswirkung des Ausgleichs für 
ein Monatsgehalt von RM 500.— auf: Die Zahlen liegen im wesent- 
lichen parallel zu denjenigen beim 200 RM-Lohn. Bei den Verheirateten 
mit 3 und mehr Kindern ist die Günstigerstellung noch ausgeprägter 


80) Mit Endlohn ist hier der Bruttolohn abzüglich Lohnsteuer, bzw. Aus- 
gleichsabgabe und zuzüglich Ausgleichszulagen bezeichnet. 

sı) Der derzeitige Kriegszuschlag zur Lohnsteuer ist als außergewöhnliche 
Maßnahme nicht mit eingesetzt. Die am 1.10.41 in Kraft getretene Lohnsteuer- 
tabelle lag bei Druck der Schrift noch nicht vor. Bei ihrer Zugrundelegung 
ergeben sich geringfügige Abweichungen, da die neuen Sätze durchweg etwas 
unter den bisherigen liegen. Das Gesamtbild wird dadurch kaum geändert. 

8) Die Berechnung der für alle Familienstände vereinheitlichten Lohn- 
steuer findet sich für den Monatslohn von 200 RM und das Monatsgehalt von 
'500 RM auf S. 47. I 
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Tafel 12. 


Die zahlenmäfige Auswirkung des Ausgleichs. 
1. Allgemein (in Hundertsätzen vom Grundeinkommen). 


Zulagehöhe 
in v. H. des 
Grund- 
einkommens 


Bewertungspunkte 


Familienstand und Familiengröße 


Ehefrau | Kinder 


insges. 


. Lediger 


2. Verheirateter 
a weniger als 
2 Jahren 0 Kinder 3 _ 3 


3. Verheirateter 
Eheschließung vor 2 und mehr 
“ Jahren 0 Kinder = an == 


4. Verheirateter 
Eheschließung vor weniger als 
4 Jahren 1 Kleinkind 3 


5. Verheirateter 
‚ Eheschließung vor 4 und mehr 
Jahren 1 9--14jähr. Kind 1 


6. Verheirateter 
Eheschließung vor weniger als 
6 Jahren 2 Kleinkinder 3 4 7 


7. Verheirateter | 
Eheschließung vor weniger als 
8 Jahren 3 Kleinkinder 3 


8. Verheirateter 
4 Kinder, davon 1 9—14jähr. 3 


9. Verheirateter 
6 Kinder, davon 2 9—14jähr. 3 14 17 


10. Verheirateter 
8 Kinder, davon 3 9—14jähr. 3 19 22 


30 


N 
un 


24 


w 
RN 


je) 
De) 


No) 
h 
N 


als beim 200 RM-Lohn, da die jetzigen Kinderbeihilfen bei allen Lohn-, 
bzw. Gehalthöhen gleich hoch sind und daher beim 500 RM-Gehalt ein 
geringeres Gewicht haben als beim 200 RM-Lohn. 

Nach dem Vorschlag würde der Ledige bei 200 RM Lohn um 
14,6 v. H. ungünstiger gestellt als heute, bei 500 RM Lohn um 12 v.H. 
Die heutigen ungerechtfertigt hohen Endlöhne °°) der nach längerer 
Ehedauer Kinderlosen würden um noch stärkere Hundertsätze ab- 
sinken. Die Verlagerung zuungunsten dieser Familienstände ist also 
zweifellos sehr scharf. Wir wissen jedoch aus den vorausgegangenen 
Betrachtungen, daß der vorgeschlagene Ausgleich so aufgebaut ist, 
daß durch den für alle Familienstände gleichen Grundlohn im Verein 


88) Vgl. die Ausführungen auf S.54f. dieser Schrift. 
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mit den Familienzulagen, die die tatsächlichen Kosten ersetzen, ein 
gleich hohes Lebenshaltungsniveau innerhalb gleicher Einkommens- 
schichten für alle Familienstände geschaffen wird. Wenn die Redu- 
zierung der Einkommen bei Ledigen und Kinderlosen auch scharf 
ist, so stellt sie keinesfalls eine unbillige Härte dar, im Gegenteil, 
sie beseitigt die Reste einer Ungerechtigkeit, die viele Jahrzehnte 
lang gegenüber den Kinderreichen zum ungeheuren Nachteil der 
ganzen Nation bestanden hat: Der Ausgleich bringt die Gleichstellung 
der Kinderreichen in der Lebenshaltung mit den Ledigen, Kinderlosen 
und Kinderarmen. Darin liegt für niemanden eine Unbilligkeit. Und 
das jahrzehntelange Bestehen einer Ungerechtigkeit rechtfertigt ja 
nicht ihren Bestand in alle Zukunft. 
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G. Sonderregelung für das Bauerntum. 


Die Notwendigkeit einer Sonderlösung für den Familienlasten- 
ausgleich im deutschen Bauerntum ist zunächst technisch begründet 
in der Nichtheranziehung des land- und forstwirtschaftlichen Ein- 
kommens unter 3000 RM zur Einkommensteuer. Der in den vorigen 
Abschnitten aufgezeigte und erläuterte Vorschlag eines Reichsfami- 
lienlastenausgleichs erfaßt alle lohnsteuerpflichtigen und veranlagten 
Einkommensbezieher mit mehr als 50 RM monatlichem Einkommen. 
Der vorgeschlagene Ausgleich erstreckt sich also auf Arbeiter, An- 
gestellte und Beamte, auf Handwerker, Industrielle, Kaufleute und 
freiberuflich Tätige. Die deutschen Bauern sind auf diesem Wege 
nicht ohne weiteres mit zu erfassen. 

Eine Reihe namhafter Autoren — so Fritz Lenz *) und Friedrich 
Burgdörfer *’) — erstreben für das Bauerntum Sonderregelungen, die 
das Prinzip des unmittelbaren Ausgleichs der Familienlasten mehr 
oder minder verlassen. Die Frage ist hier, ob das Problem der Fami- 
lienlasten beim deutschen Bauerntum grundsätzlich ein anderes ist 
als bei den übrigen Schichten unseres Volkes, etwa beim deutschen 
Arbeiter oder Angestellten. 

Der Geburtenrückgang hat beim deutschen Bauerntum stets 
weniger Schroffe Formen gezeigt als bei der Stadtbevölkerung. Zum. 
Teil mag das an dem größeren Abstand von den mit der Freude am 
Kinde konkurrierenden Großstadtfreuden liegen und an der bäuer- 
lichen Geisteshaltung, die das Althergebrachte nicht so leicht aufgibt. 
Von der materiellen Seite her spielt jedoch der Umstand mit, daß 
die Kosten der Kinderaufzucht auf dem Bauernhof an sich schon 
niedriger sind als in der Stadt, zudem noch dadurch an Gewicht 
verlieren, daß die Arbeitskraft des Kindes, bzw. Jugendlichen in der 
bäuerlichen Wirtschaft schon in frühen Jahren einen gewissen Aus- 
gleich bringt. Trotz dieser hemmenden Momente hat der Geburten- 
rückgang in der bäuerlichen Schicht unseres Volkes auch ein so 
bedrohliches Ausmaß erreicht, daß seine Bekämpfung allerseits als 
eine völkische Notwendigkeit angesehen wird. Im Rahmen des Fami- 
lienlastenausgleichs gilt es auch hier, alles aus dem Wege zu räumen, 
was einer größeren Kinderfreudigkeit von der materiellen Seite her 
im Wege steht. 

Wenn die Kostenseite bei der Kinderaufzucht im bäuerlichen 
Haushalt auch nicht so gewichtig ist, so ist sie doch da. Es ist 
abwegig, im Hinblick auf den Bauern zu sagen: „Wo 3 oder 4 satt 


86) Vgl. Fritz Lenz, Menschliche Auslese und Rassenhygiene, 4. Auflage, 
München 1%2, S. 378 ff. („Bäuerliche Lehen‘“.) 

87) Vgl. Friedr. Burgdörfer, Aufbau und Bewegung der Bevölkerung, aus 
1935, S. 200 £., ferner: Volk ohne Jugend, Heidelberg-Berlin 1%5, S. 479 ff. 
(„Reichsfamiliendarlehen‘.) 
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werden, werden auch 5 oder 6 satt.“ Aus nichts wird auch beim 
Bauern nichts. Wo 3 oder 4 gerade noch satt werden, können 5 oder 6 
nur unvollkommen gesättigt werden. Das ist im Bauernhaushalt nicht 
anders als in der Stadt, es sei denn, daß die hinzukommenden Esser 
eine entsprechende Arbeitskraft als Äquivalent mitbringen. Wenn 
auch die Kindesarbeitskraft auf dem Bauernhof ohne Gefahr für die 
Gesundheit früher eine Verwertung finden kann als in der Stadt, so 
verbleibt doch bei der Kinderaufzucht in der bäuerlichen Familie 
wenigstens ein gutes Jahrzehnt, in dem nur Kosten anfallen. Und 
diese Kosten drücken die Lebenshaltung der kinderreichen Bauern- 
familie gegenüber derjenigen des kinderarmen oder kinderlosen 
Bauernhaushalts zweifellos herunter, so daß sich die Familienlasten 
— wenn auch in geringerem Umfange — in die gleiche negative 
Richtung in bezug auf die Kinderfreudigkeit auswirken wie in der 
Stadt. Es ist daher nicht einzusehen, warum dem bäuerlichen Lasten- 
ausgleich eine grundsätzlich andere Aufgabe zukommen soll als dem 
städtischen. | 


Burgdörfer schlägt als Ausgestaltung des Familienlastenausgleichs 
für das Bauerntum die Gewährung von Reichsfamiliendarlehn zu- 
gunsten der weichenden Söhne und Töchter zum Zwecke der Ver- 
heiratung und Existenzgründung vor. Dieser Gedanke hat zweifellos 
etwas für sich, würden doch derartige Darlehn die letzten Bedenken 
bezüglich einer geburteneinschränkenden Wirkung des Erbhofrechts 
beheben. Es ist aber doch heute auf Grund der nationalsozialistischen 
Aufbaupolitik so, daß kein gesunder deutscher Mensch in Stadt und 
Land mehr um Arbeit und Brot zu bangen braucht. Auch die bäuer- 
lichen Eltern sind der Sorge um die Zukunft ihrer heranwachsenden 
Söhne und Töchter enthoben, nachdem die gewaltigen Aufgaben, die 
unser Staat auf allen völkischen Lebensgebieten in Angriff genommen 
hat und die seiner vor allem im neuen Osten harren, auf Jahrzehnte 
hinaus kein Zuviel an Arbeitskräften mehr aufkommen lassen können. 
Andererseits würde durch die Familiendarlehen, die als die Kapitali- 
sierung laufender Familienzulagen anzusprechen wären, keineswegs 
ein Ausgleich der laufenden Familienlasten vorgenommen: Darlehen, 
die einmal nach langen Jahren den erwachsenen Kindern gewährt 
werden, können doch unmöglich als Ausgleich der tagtäglich an- 
fallenden Kinderaufzuchtkosten angesehen werden. Die Lebenshal- 
tung der kinderreichen Bauernfamilie würde — etwa bei gleicher 
Hofgröße — nach wie vor auf niedrigerem Niveau verbleiben als 
diejenige der kinderarmen oder kinderlosen Familie. Diese Art Zu- 
rücksetzung der kinderreichen Familie läßt sich m. E. nicht anders 
beseitigen als durch laufende ausgleichende Zulagen. | 

Gegen solche laufenden Zulagen für die bäuerliche Familie 
sprechen auch kaum andere Gründe, als sie gegen die allgemeinen 
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Ausgleichszulagen angeführt werden. Burgdörfer lehnt die laufenden 
Familienzulagen für den Bauern aus psychologischen Erwägungen ab. 
Er befürchtet eine negative Wirkung in qualitativer Hinsicht, da 
„eine solche Einrichtung (die laufenden Zulagen) weniger als Fami- 
lienlastenausgleich, denn als Geburtenprämie wirken würde, die 
charakterlich schwache Menschen veranlassen könnte, bloß um des 
Geldes willen Kinder in die Welt zu setzen“.°) M. E. kann eine 
solche negative Wirkung ganz allgemein erst dann auftreten, wenn 
die Zulagen die tatsächlichen Kosten der Kinderaufzucht übersteigen, 
was natürlich auch bei der Regelung für das Bauerntum unter allen 
Umständen vermieden werden müßte. 

Ich möchte vorschlagen, die Regelung für das Bauerntum inner- 
halb des allgemeinen Reichsfamilienlastenausgleichs vorzunehmen. 
‘ Es würde über den Rahmen dieser Schrift hinausgehen, auch für diese 
Sonderregelung schon ein zahlenmäßiges Bild zu entwerfen. Es sei 
nur kurz auf zwei wesentliche Punkte hingewiesen, in denen der 
bäuerliche Familienlastenausgleich von dem allgemeinen abweichen 
müßte. 


1. Die Bemessungsgrundlage. 


Das Einkommen entfällt als unmittelbare Grundlage für die 
Bemessung des Ausgleichs, da es bis zum Betrage von 3000 RM 
jährlich zur Einkommensteuer nicht herangezogen wird und nur mit 
beträchtlichem Kostenaufwand für Betrieb und Behörde zu ermitteln 

wäre. Bemessungsgrundlage könnte der Grundstückswert sein, so 
‘ daß die Zulagen und Abgaben etwa in Hundertsätzen des Nährstand- 
beitrags berechnet werden könnten. °”) Ä 


8) Vgl. Friedr. Burgdörfer, Aufbau und Bewegung der Bevölkerung, Leipzig 
1935, S. 199 £.: 


„Vielleicht würden sie (die laufenden Erziehungsbeihilfen) zahlenmäßig gar 
nicht ungünstig wirken; sie würden aber möglicherweise daneben Erscheinungen 
zeitigen, die keineswegs erwünscht sind. Wir wollen ja nicht nur die Zahl, 
sondern auch die Qualität fördern, und ich könnte mir denken, daß gerade 
in einem bäuerlichen Betriebe, in dem das Bargeld knapp zu sein plesh, eine 
laufende Erziehungsbeihilfe für eine gewisse Zahl von Kindern unter Umständen 
geradezu als Zeugungs- oder Geburtenprämie und damit demoralisierend wirken 
könnte. Selbst wenn wir für jedes Kind nur 10 Mark Erziehungsbeihilfe gäben, 
würde das bei 5 oder 6 Kindern in einem bäuerlichen Haushalt 50-60 Mark 
monatlich ausmachen. Das ist mehr als der ganze Betrieb unter Umständen aus 
der Milchwirtschaft oder der Viehwirtschaft an barem Gelde einbringt. Eine 
solche Einrichtung würde weniger als Familienlasten-Ausgleich, denn als Ge- 
burtenprämie wirken, die charakterlich schwache Menschen veranlassen könnte, 
bloß um des Geldes willen Kinder in die Welt zu setzen.“ | 

®0) Diese Berechnungsweise schlägt Schottky vor. Vgl. Joh. Schottky, Mög- 
lichkeiten eines Familienlastenausgleichs im Bauerntum, Archiv für Bevölke- 
rungswissenschaft und Bevölkerungspolitik 1986, S. 97 ff. 
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2. Zulage- und Abgabehöhe. 


Die Höhe der Zulagen hätte sich auch beim Bauerntum nach den 
tatsächlichen Kosten zu richten. Da hier die Nahrungsmittel zum 
Erzeugerpreis zur Verfügung stehen, ferner für Miete bei wachsen- 
der Kinderzahl im allgemeinen keine besonderen Kosten entstehen, 
schließlich schon in jungen Jahren der Kinder deren Arbeitserträg- 
nisse an den Kosten aufzurechnen sind, ergibt sich ein sehr unter- 
schiedliches Bild gegenüber den Kinderaufzuchtkosten in der Stadt. 
Zweifellos liegen die Kosten der bäuerlichen Kinderaufzucht erheb- 
lich niedriger als die der städtischen. Auf Grund besonderer Er- 
hebungen müßten diese Kosten genau berechnet werden. Ein Ein- 
heitssatz für die gesamte Aufzuchtperiode in Höhe von ?/, des Durch- _ 
schnittssatzes der allgemeinen Kinderzulagen würde vielleicht aus- 
reichen. ®°) Die bäuerliche Frauenzulage würde sich dementsprechend 
auf jeweils ?/, der allgemeinen Frauenzulagesätze belaufen. °') Diese 
Sätze, die sich auf das väterliche Grundeinkommen (Bruttoeinkommen 
abzüglich Steuer und Ausgleichsabgabe) beziehen, müßten — wie 
oben angedeutet — in Hundertsätze des Grundstückswertes, bzw. des 
Nährstandbeitrages umgerechnet werden. 


Die Abgabehöhe wäre im gleichen Verhältnis zur Zulagehöhe anzu- 
setzen, wie dies bei den allgemeinen Sätzen der Fall ist, also unter 
Zugrundelegung der angenommenen */, Höhe der Zulagen auf ?/, des 
allgemeinen Abgabesatzes (18 v.H.). Das wären 12 v.H. des bäuer- 
lichen Bruttoeinkommens, bzw. ein entsprechender Hundertsatz des 
Nährstandbeitrags. Dieser Abgabesatz würde vermutlich angesichts 
des — am Gesamtvolk gemessen — überdurchschnittlich hohen Kin- 
deranteils des Bauerntums für die Gewährung der Zulagen nicht aus- 
reichen. Da hier eine besondere biologische Leistung der bäuerlichen 
Schicht unseres Volkes gegenüber den übrigen Schichten vorliegt, 
wäre für diesen Fall ein zwischenschichtlicher Ausgleich, bzw. eine 
Heranziehung von Mitteln aus dem allgemeinen Ausgleich angebracht. 


Die bäuerlichen, bzw. land- und forstwirtschaftlichen Einkommen 
über 3000 RM jährlich werden durch die Einkommensteuer erfaßt. 
Der allgemeine Ausgleich kann sich auf diese Einkommen ohne irgend- 
welche technische Besonderheiten mit erstrecken. Nur wären natür- 
lich auch hier die niedrigeren Sätze, bzw. die oben angenommene 
?/, Höhe der Sätze zugrunde zu legen. 


%) Also 2/3 von 13,6 v.H. gleich etwa 9 v.H. des väterlichen Grundein- 
kommens als einheitliche Kinderzulage für alle Kindesalter, soweit nicht durch 
Ausbildung außerhalb des elterlichen Wohnorts besondere Kosten entstehen. 

91) Für die Frauenzulage ergäben sich unter Zugrundelegung von Tafel 1, 
S. 55, Sätze von 4, 8 und 12 v.H. des väterlichen Grundeinkommens. 
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Dieser kurze Abschnitt zeigt nur in ganz groben Zügen auf, in 
welcher Weise die Regelung für das Bauerntum organisch in den 
Rahmen des allgemeinen Lastenausgleichs eingefügt werden könnte. 
Die Erstellung zahlenmäßiger Unterlagen, die besondere Art der 
technischen Durchführung und eine Reihe von Nebenfragen müßten 
Gegenstand einer besonderen Arbeit sein. 
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H. Möglichkeiten zu besonderer Berücksichtigung 
qualitativer Gesichtspunkte. 


Der in den vorigen Abschnitten dargelegte Vorschlag eines Reichs- 
familienlastenausgleichs sieht in der vorliegenden Form eine gleich- 
mäßige Entlastung aller wertvollen deutschen Familien vor. Es ergibt 
sich die Frage, ob mit einer solchen gleichmäßigen Entlastung unseren 
völkischen Belangen am besten gedient ist, ob nicht darüber hinaus 
eine spezielle Förderung der Fortpflanzung, bzw. Kinderfreudigkeit 
in den besonders wertvollen Teilen unseres Volkes erwünscht ist. 
Wir wissen, daß unser Volk seinen nordischen und fälischen Bestand- 
teilen ungleich mehr an Werten verdankt als etwa den ostischen oder 
ostbaltischen. Das nordische Wesen hat den deutschen Menschen in 
aller Welt groß und überragend gemacht. Es gibt kein deutsches Volk 
mehr, wenn das nordische Element in unserem Blute verloren geht. 

Es liegen m. W. keine genauen und sicheren Zahlen darüber vor, 
ob die nordischen Bestandteile unseres Volkes eine stärkere oder 
schwächere Geburtlichkeit aufweisen als die übrigen. Solche Zahlen 
lassen sich auch nur schwer ermitteln, da oft im Einzelfall die Zu- 
gliederung zu einer bestimmten Rasse recht schwierig ist und der 
Vergleich schon auf einer sehr breiten Basis vorgenommen werden 
müßte. Eine Notwendigkeit ist es jedenfalls, daß sich diese Teile 
unseres Volkes — wenn ihr Anteil und Einfluß im Volksganzen nicht 
absinken soll — stärker fortpflanzen als die übrigen, da gerade sie 
aus ihrer Geisteshaltung heraus in Kriegen und Notzeiten besonders 
stagken Verlusten ausgesetzt sind und dazu gerade jetzt durch die 
Ausweitung des deutschen Lebensraums die Gefahr einer vorwiegend 
ostisch/ostbaltischen Unterwanderung nicht von der Hand zu weisen 
ist. Es kommt aber nicht nur darauf an, daß das nordische Element 
in unserem Volke seinen Bestand hält, es dürfte für die Zukunft 
unseres Volkes von entscheidender Bedeutung sein, daß die nordische 
Geisteshaltung für alle Zeit unser Wesen bestimmt, was nur durch 
eine Verlagerung im Rassengefüge unseres Volkes zugunsten dieses 
Bestandteils denkbar ist. Schließlich ist das unerhörte Ausmaß unseres 
völkischen Niedergangs im Gefolge des Weltkrieges im wesentlichen 
auf die gewaltigen Blutsverluste zurückzuführen, die gerade die wert- 
' vollsten Teile unseres Volkes im Kriege erlitten.®”) Nur diese außer- 
ordentliche Schwächung unseres besten Blutes ließ die anderen die 
Oberhand gewinnen und ein schmachvolles System über Deutsch- 
land errichten. Als Adolf Hitler seinen Kampf um das deutsche Volk 
begann, da fehlten zwei Millionen bester Deutscher im entscheidenden 


#2) Über die Auslesewirkung des Weltkrieges vgl. Fritz Lenz, Menschliche 
Auslese und Rassenhygiene, 4. Auflage, München 192, S. 7Yff. 
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Lebensalter, die sich hätten zu ihm bekennen können. Wenn des 
Führers Kampf 14 lange Jahre währen mußte, so vielleicht deshalb, 
weil erst die von den Blutsverlusten des Krieges nicht unmittelbar 
betroffene Jugend mit ihrem ungeschwächten Anteil an wertvollem 
Rassegut in das Mannesalter hineinwachsen mußte, um dem Führer 
eine starke, einsatzbereite Gefolgschaft stellen zu können. 


Die möglichste Stärkung unseres besten Blutes gibt allein die 
Gewähr dafür, daß das deutsche Volk sein nordisch bestimmtes Wesen 
für alle Zeit behält, daß sich ein 1918 in unserer Geschichte nie 
wiederholen kann. Es ist m. E notwendig, das wert- 
vollste Rassegut unseres Volkes in seiner Fort- 
pflanzungsfreudigkeit über den allgemeinen 
Familienlastenausgleich hinaus ganz besonders 
zu fördern. Zu erstreben wäre die Großfamilie 
bei allen völkisch besonders Wertvollen. 

In den einleitenden Ausführungen dieser Schrift®) habe ich 
darauf hingewiesen, daß eine Zugliederung des einzelnen Volks- 
genossen zu einer bestimmten Rasse auf Grund äußerlicher Merkmale 
und Maße — etwa Wuchs, Schädelform, Farbe — für die Zwecke 
einer qualitativen Bevölkerungspolitik ungeeignet ist. Wir schätzen 
den nordischen Menschen weniger wegen der Schönheit seiner Er- 
scheinung als wegen der inneren Werte, die ihn von andersrassigen 
Menschen stärker oder schwächer abheben. Eine qualitative Bevöl- 
kerungspolitik wird sich an diesen Werten orientieren müssen. 


Die Leistung des einzelnen Volksgenossen für die völkische 'Ge- 
meinschaft soll das Entscheidende sein, ganz allgemein die Arbefts- 
leistung, insbesondere ®*) aber die Einsatz- und Opferbereitschaft für 
die Ziele des Volksganzen. Daraus ergeben sich zwei Gruppen von 
Volksgenossen, die durch besondere qualitative Maßnahmen zu fördern 
wären: Einmal diejenigen, die sich auf Grund ihrer Arbeitsleistung 
im völkischen Schaffen — auf dem Gebiete der Wissenschaft oder 
der Kunst, der Technik oder der Politik — als überragend zeigen, 
dann vor allem die Volksgenossen, die in den schwersten Stunden 
der Nation ihr Zugehörigkeitsgefühl zur Gemeinschaft durch ihre 
freiwillige Einsatz- und Opferbereitschaft bekunden und so unser 
völkisches Dasein sichern. Durch den Weltkrieg, durch den Kampf 
der nationalsozialistischen Bewegung um die Macht, durch den neuen 


. Vgl. Ausführungen S. 4. 

®4) Vgl. Adolf Hitler, Mein Kampf (270.—274. Auflage, München 1937), 8.826: 
„Der Arier ist nicht in seinen geistigen Eigenschaften an sich am größten, 
sondern im Ausmaße der Bereitwilligkeit, alle Fähigkeiten in den Dienst der 

Gemeinschaft zu stellen. Der Selbsterhaltungstrieb hat bei ihm die edelste Form 
erreicht, indem er das eigene Ich dem Leben der Gesamtheit willig unterordnet 

und, wenn die Stunde es erfordert, auch zum Opfer bringt.“ 
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Krieg ist an jeden gesunden Volksgenossen in vielfältiger Form die 
Aufforderung herangetragen worden, sich für die völkische Gemein- 
schaft einzusetzen. Es steht nichts im Wege, nach der gezeigten 
Einsatzbereitschaft den besonderen Wert des einzelnen Volksgenossen 
für das Ganze einzuschätzen und ihn auf Grund dessen spezieller 
familienfördernder Maßnahmen für würdig zu befinden. Im allge- 
meinen dürften sich die Verdienste der einzelnen Volksgenossen im 
Weltkriege, im Kampf der Bewegung und im neuen Kriege genauestens 
überprüfen lassen. Es geht über den Rahmen dieser Schrift hinaus, 
für eine solche Aufgabe schon besondere Auslesegrundsätze heraus- 
zustellen. Auf eines käme es jedenfalls an, daß der einzelne Volks- 
genosse sein Zugehörigkeitsgefühl zur Gemeinschaft durch eine be- 
sondere freiwillige Einsatzbereitschaft bewiesen hat. 

Durch die besonderen qualitativen Maßnahmen soll die völkisch 
wertvolle Großfamilie angestrebt werden. Der allgemeine Familien- 
lastenausgleich bezweckt die ausgleichende Entlastung aller gesunden 
Familien von den materiellen Lasten der Kinderaufzucht. Eine be- 
sondere Förderung über das Maß des Ausgleichs hinaus enthält die 
Gefahr, die Kinderaufzucht zu einem Geschäft zu machen. Eine nega- 
tive Auslese in bezug auf verstärkte Fortpflanzung materiell einge- 
stellter Volksgenossen braucht jedoch bei der besonderen Förderung 
der rassisch Wertvollsten, um die es hier geht, kaum befürchtet zu 
werden. Trotzdem müssen hier Wege gegangen werden, die diese 
besondere Maßnahme organisch in die allgemeine Familienförderung 
einfügen. | 

Bei den rassisch besonders wertvollen Volksgenossen darf ohne 
weiteres so viel Einsicht vorausgesetzt werden, daß sie den Bestand 
der Volksgemeinschaft durch eine genügend große Familie mit sichern 
wollen, wobei ja auch ihnen der allgemeine Lastenausgleich zugute 
kommt. Wir brauchen aber bei den rassisch Wertvollsten als Norm 
die Großfamilie mit 6, 8 oder mehr Kindern. Für die gesunde Existenz 
so großer Familien ist ein ordentliches, gesichertes eigenes Heim eine 
Grundvoraussetzung. 

Der Staat hat als die Verkörperung der gesamten Volksgemein- 
schaft eine Dankesschuld gegenüber seinem rassisch besten Menschen- 
gut, das ihm durch Schaffen und Einsatzbereitschaft ganz besondere 
Werte erarbeitet und erkämpft. Er kann diesen Dank nicht schöner 
als in einer speziellen Familienförderung abstatten, indem er den in 
Frage kommenden Volksgenossen — soweit sie den Willen zur Groß- 
familie zeigen — zu einem gesunden eigenen Heim verhilft, sei es, 
daß er ihnen eine Wohnung oder ein Haus zur Verfügung stellt oder 
— bei entsprechenden persönlichen Voraussetzungen — gar einen 
bäuerlichen Hof, der die Bindung an die Heimaterde in schönster 
Weise für viele Geschlechter zu festigen vermag. 
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Die staatlicherseits für hervorragende Leistungen auf dem Gebiete 
von Wissenschaft und Kunst ausgesetzten Preise könnten eine fami- 
lienpolitische Ausgestaltung erfahren, bzw. in die spezielle Familien- 
förderung eingebaut werden. Ein ansprechendes eigenes Heim wäre 
gewiß eine völkisch sinnvolle Form dieser Preise, besonders wenn 
die biologischen Leistungen des auszuzeichnenden Volksgenossen, 
also die Größe seiner Familie mit berücksichtigt würden. 

Die Art der Begebung der Eigenheime könnte allgemein an die 
Form der Gewährung unserer Ehestandsdarlehen anknüpfen. Mit der 
Geburt eines 5. Kindes erhielten die betreffenden Familien die Anwart- 
‚schaft auf ihr Heim. Mit je einem weiteren Kinde würde jeweils ein 
Drittel des Eigentums an dem Heim erworben, so daß mit 8 Kindern 
die völkisch wervolle Großfamilie Eigentümerin ihres Heims würde. 
Für Zeiträume von jeweils etwa 3 Jahren bis zur Geburt weiterer 
Kinder wäre das Heim schon vorher zins- und tilgungsfrei zu be- 
lassen. Das Heim müßte unbelastbar und unveräußerlich sein, damit 
der Zusammenhalt der Familie für immer gewährleistet bleibt und 
jedes heranwachsende Kind die Großfamilie als harmonische Gemein- 
schaft erleben kann, ein Erlebnis, das für die Gestaltung der Kindes- 
zukunft und der einmal von ihm zu gründenden Familie entscheidend 
und beispielhaft sein würde. 

Es soll hier nur ein Hinweis auf diese Möglichkeiten besonderer 
qualitativer Maßnahmen gegeben sein. Es wäre verfrüht, schon vor 
Einführung des allgemeinen Familienlastenausgleichs Vorschläge für 
die Abgrenzung des Kreises der von besonderen qualitativen Maß- 
nahmen zu erfassenden Volksgenossen zu machen. So kann von der 
Kostenseite solcher Maßnahmen auch kein Bild entworfen werden. 
Die erforderlichen Mittel würden aber im Rahmen der Gesamtmittel 
des vorgeschlagenen Reichsfamilienlastenausgleichs nur einen ganz 
geringen Hundertsatz ausmachen, da der Kreis der speziell zu Be- 
treuenden sehr eng ist. Mit einer Summe von 100 Millionen RM jähr- 
lich, also nur gut 1 v.H. der auf das Jahr 1936 bezogenen Gesamt- 
ausgleichsmittel, ließen sich immerhin Jahr für Jahr 10.000 Eigen- 
heime mit einem Durchschnittswert von je 10.000 RM erstellen. 
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VI. Ausblick. 


Das Problem des Familienlastenausgleichs hat alle auf dem Ge- 
biete der Bevölkerungspolitik führenden Männer mehr oder minder 
stark beschäftigt. Es sind die verschiedensten Entwürfe zur Lösung 
der Frage im Laufe der letzten beiden Jahrzehnte ausgearbeitet 
worden. A. Zeiler hat das besondere Verdienst, schon vor einem Vier- 
teljahrhundert die Fragestellung in einem weiten Umfange — aller- 
dings mehr von sozialen als von völkischen Gesichtspunkten — über- 
schaut zu haben. Schon damals ®) hat Zeiler einen richtungweisenden, 
ins einzelne gehenden Plan entworfen, der eine einheitliche 'Gesamt- 
lösung für alle Bevölkerungsschichten anstrebte. Einer solchen ein- 
heitlichen Lösung für das Gesamtvolk — wie sie grundsätzlich auch 
der vorliegende Vorschlag vorsieht — stehen die Entwürfe anderer 
Autoren, insbesondere Burgdörfers gegenüber, die nicht ohne Sonder- 
regelungen glauben auskommen zu können und vor allen Dingen 
für das Bauerntum, aber auch für das Handwerk und die Selbstän- 
digenschicht überhaupt grundsätzlich andere Lösungen anstreben als 
für die Schicht der Arbeiter und Angestellten, auf die sie den eigent- 
lichen Lastenausgleich beschränken. | 

Im einzelnen hebt sich der vorliegende Vorschlag von den meisten 
anderen Vorschlägen in diesen wesentlichen Punkten ab: 

1. Die Zusammenfassung und Vereinheitlichung aller materiellen 
Familienförderung im Reichsfamilienlastenausgleich wird angestrebt. 

Außerhalb des Ausgleichs soll es keine wesentlichen familien- 
politischen Vergünstigungen materieller Art (Steuerermäßigungen, 
Familienlohn), möglichst auch keine Sonderbelastungen (Lebensmittel- 
verbrauchssteuern, Schulgelder, Kosten für gesundheitliche Betreuung 
der Jugendlichen) mehr geben. 

2. Die Zielsetzung des vorgeschlagenen Ausgleichs ist: Gleiche 
Lebenshaltung für alle Familienstände, bzw. Familiengrößen inner- 
halb der gleichen Einkommensschichten. Diese Zielsetzung soll ver- 
wirklicht werden über den durch gleiche Steuern und gleiche Aus- 
gleichsabgaben sich ergebenden gleichen Grundlohn innerhalb der 


9) Vgl. A. Zeiler: Gesetzliche Zulagen für jeden Haushalt, Plan und Be- 

ründung einer Beihilfenordnung, Stuttgart 1916. — Ferner: Gedanken zum 

Ausgleich der Familienlasten, Archiv für Bevölkerungswissenschaft und Bevöl- 
kerungspolitik 1%6, S. 108 ff. 
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‘gleichen Einkommensschichten, und zwar im Verein mit Ausgleichs- 
zulagen, die den tatsächlichen Familienlasten voll entsprechen. 

3. Die Grundlage für die Festsetzung der Zulagenhöhe, die inner- 
halb bestimmter Grenzen proportional zum Einkommen bemessen 
wird, bilden die tatsächlichen Durchschnittskosten der Kinderaufzucht. 

4. Die Aufbringung der Ausgleichsmittel erfolgt im wesentlichen 
innerhalb der Schichten durch eine besondere Abgabe aller Bezieher 
von Einkommen (über 50 RM monatlich). Eine allgemeine zwischen- 
schichtliche Einkommensverlagerung etwa zugunsten der kleinen 
Einkommen und zu Lasten der höheren findet nicht statt. ®) 

Zusätzliche staatliche Mittel werden nicht in Anspruch genommen. 

5. Unerwünschte Auslesewirkungen — durch einseitige Erstrek- 
kung sowie durch Übersteigerung oder Unterschreitung des Aus- 
gleichs — werden zu vermeiden gesucht. 

6. Klare Übersichtlichkeit für den Aufbau des Ausgleichs und 
große Einfachheit für seine technische Durchführung werden ange- 
strebt, ohne daß die Gefahren einer Schematisierung — wie sie ver- 
schiedene Entwürfe °°) enthalten — außer acht gelassen werden. 


®6) Es liegt nahe, innerhalb des Familienlastenausgleichs eine gerechtere 
Einkommensverteilung nach dem Prinzip der Arbeitsleistung mit vorzunehmen; 
eine solche Verknüpfung ist jedoch geeignet, den Lastenausgleich unübersicht- 
lich zu machen. Eine gerechtere Einkommensverteilung nach der Arbeitsleistung 
wird daher besser in einer gesonderten Lösung angestrebt. 

97) Welche Gefahren eine Schematisierung leicht in sich birgt, zeigt bei- 
spielsweise eine Staffelung, die Martin Staemmler in „Rassenpflege im völ- 
kischen Staat“ (München 1%3, S. 78) vorschlägt, von der St. allerdings selbst 
sagt, daß „es nicht darauf ankomme, daß der Staat nun gerade diese Staffelung 
durchführt“. Die beispielsweise Anführung dieser auf den ersten Blick be- 
stechend systematischen Staffelung ist daher nicht als Kritik gedacht. 


Staffelung nach Staemmler: 


Verh. 
Jahres- ; 2 3 4 5 6 7 
Einkommen Ledig rn Kind | Kinder | Kinder | Kinder | Kinder | Kinder | Kinder 
0— 1 12/10 13/10 14/10 | 15/10 16/10 17/10 
1 001— 1500 11/10 12/10 13/10 | 14/10 15/10 16/10 
1501— 3000 10/10 11,10 12/10 | 13/10 14/10 15/10 
3 001— 6000 9/10 10/10 11/10 | 12/10 13/10 14/10 
6 001—10 000 8/10 9/10 10/10 | 11/10 12/10 13/10 
10 001—20 000 7/10 8/10 91 10/10 11/10 12/10 
über 20.000 9/10 


Das Einkommen wird je nach der Familiengröße in den angegebenen Ein- 
kommensstufen durch Zulagen oder Abzüge auf eine bestimmte Anzahl von 
Zehnteln des Ausgangsstandes erhöht oder erniedrigt. !%/10 sind als das abzugs- 
und zulagefreie Einkommen gedacht, das Mindesteinkommen ist auf 1000 RM 
im Jahre festgesetzt, alle Abzüge fallen fort, wenn dieser Betrag dadurch unter- 
schritten würde. Das Mindestmaß jeder Zulage beträgt 20 RM im Monat. 

Die Gefahren dieser Staffelung liegen in folgendem: 

1. Die Zulagen bauen nicht auf den tatsächlichen Familienkosten auf und dürf- 
ten diese teils unter-, teils überschreiten. Bei sehr hohen Einkommen ergibt 
sich eine solche Übersteigerung des Ausgleichs, daß der Kinderreichtum ein 
glänzendes Geschäft darstellen würde. 
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7. Möglichkeiten zu einer besonderen Berücksichtigung qualita- 
tiver Gesichtspunkte werden aufgezeigt. 

Mit der Unterscheidung von anderen Entwürfen in so wesent- 
lichen Punkten sucht der vorliegende Vorschlag eine Reihe von 
Unvollkommenheiten, die anderen Vorschlägen anhaften, zu ver- 
meiden und seinerseits die Grundzüge für eine völkisch organische 
Gesamtlösung des Familienlastenausgleichs herauszustellen. Dabei ist 
im Rahmen dieser Schrift eine Anzahl von Nebenfragen, die bei 
Erörterung des Ausgleichsgedankens und seiner Verwirklichung auf- 
treten, nicht behandelt oder nur gestreift worden, um für die wesent- 
lichen Gedankengänge genügend Raum zu haben. 

Abschließend einige wenige Worte zu der Frage, wie sich die 
Durchführung des Reichsfamilienlastenausgleichs unter Zugrunde- 
legung des vorliegenden Vorschlags auf das Gefüge unserer Wirt- 
schaft auswirken würde. 

Der Reichsfamilienlastenausgleich bringt wesentliche Verlagerun- 
gen in der Einkommensverteilung mit sich dergestalt, daß sich das 
Volkseinkommen in geringerem Umfange als bisher auf die Kinder- 
losen verteilen würde und in verstärktem Umfange auf die Kinder- 
reichen. Dadurch würde der Konsum in andere Bahnen geleitet. Die 
kinderlosen Ehepaare und die Ledigen hätten Abstriche an ihrer 
Lebenshaltung vorzunehmen, und zwar — da ihr Lebenshaltungs- 
niveau nicht unter das nun angestiegene der Kinderreichen gleicher 
Schicht sinken würde — nicht an den reinen Existenzbedürfnissen, 
sondern vorwiegend an den Ausgaben für Genußmittel und Luxus- 
güter. Die Kinderreichen würden das Mehreinkommen zum Teil zur 
Anpassung ihrer Lebenshaltung an diejenige der Kinderlosen ver- 
wenden, zum anderen jedoch unmittelbar für die Kinderaufzucht. 
Insgesamt ergäbe sich eine Verlagerung des Konsums von den Genuß- 
mitteln und Luxusgütern weg zu den Gütern, die der Kinderaufzucht 


2. Die Aufbringung der Zulagemittel erfolgt einseitig zu Lasten der höheren 
Einkommen. Die nn erbringt eine ungeheure Verlagerung zuungunsten 
der höheren Einkommen, die nicht Aufgabe des Ausgleichs sein kann. Trotz- 
dem ist es fraglich, ob der Ausgleich sich in dieser Form ohne zusätzliche 
staatliche Mittel tragen würde. 

3. Die Staffelung wird in den drei unteren Stufen dadurch praktisch aufgehoben, 
daß St. das Mindestmaß der Zulagen auf 20 RM ansetzt. Die auf den ersten 
Blick bestechende Ordnung des Schemas ist auf die Weise aufgelöst, 

4. Das Ausgangseinkommen ist für jeden Volksgenossen zunächst dasjenige 
des Ledigen. Dieser soll ja zur Verheiratung, bzw. Kinderfreudigkeit bewogen 
werden. Da ist es nicht einzusehen, warum in bezug auf das Ledigenein- 
kommen — bei einer tatsächlichen Degression der Kinderaufzuchtkosten 
gegenüber dem Einkommen — die Zulagen in der untersten Einkommens- 
schicht 10 v.H. ausmachen sollen, in der höchsten aber 33/3 v.H. (Durch 
die Zulage in Höhe von einheitlich !/ıo des ursprünglichen Einkommens steigt 
das Ledigeneinkommen in der untersten Stufe von 10/0 auf 11/10, also um 
10 v.H., in der höchsten Stufe von ®/ıo auf 10, also um 3!/s v.H.) 
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dienen, die also reine Existenzbedürfnisse befriedigen, wie Nahrung, 
Kleidung, Wäsche, Wohnung und Einrichtung. Verstärkt würde diese 
Tendenz durch die angestrebte Steigerung der Geburtlichkeit. 

Eine solche Verlagerung wäre — abgesehen von vorübergehenden 
Umstellungen und Beschaffungsschwierigkeiten — nur zu begrüßen. 
Das Volkseinkommen würde zu einem geringeren Teil als bisher für 
biologisch unwichtige Verbrauchsgüter aufgewendet, die sich zum 
Teil — wie Alkohol und Nikotin — sehr ungünstig auf die Entwick- 
lung unserer Volkskraft auswirken. Die Produktion würde mehr als 
bisher der Bereitstellung lebenswichtiger Konsumgüter dienen, die 
für die Aufzucht einer zahlreichen und starken Jugend erforderlich 
sind. Ganz grob gesehen, würden wir beispielsweise künftig weniger 
Braugerste anbauen, aber mehr Brotgetreide, weniger Luxuskleidung 
herstellen, aber mehr Kinderkleidung, weniger Tabak einführen, aber 
mehr Früchte und andere Nahrungsmittel. Vielleicht würden wir 
auch weniger Vergnügungsstätten haben, aber mehr gesunde und 
geräumige ‚Wohnungen. Mit anderen Worten: Wir hätten einige 
unwesentliche Dinge weniger, dafür. wäre das Wesentlichste über- 
haupt, die Lebenskraft unseres Volkes, gestärkt. 

Für das Gebiet der Sozialpolitik würde die Einführung de Reichs- 
familienlastenausgleichs eine Umwälzung von Grund auf bedeuten. 
Die völkische Ordnung der Einkommensverhältnisse unter Zugrunde- 
legung der biologischen Leistung des einzelnen Volksgenossen wäre 
vollzogen. Um die Gerechtigkeit in der Einkommensverteilung zu 
vollenden, bliebe als weitere Aufgabe die Verwirklichung des Prinzips 
der Arbeitsleistung. 

Der Reichsfamilienlastenausgleich ragt jedoch weit über das sozial- 
politische Aufgabengebiet hinaus: Er ist eine völkische Aufgabe 
schlechthin. Die Revision unserer so unorganisch gewachsenen Ein- 
kommensverhältnisse bedeutet die Verwirklichung eines Stückes 
völkischer Gerechtigkeit im Rahmen der Sozialpolitik, sie ist aber 
nicht Selbstzweck, sondern dient dem höheren Ziel, der optimalen 
Entfaltung unserer völkischen Lebenskraft ein Hindernis aus dem 
Weg zu räumen. In dieser Zielsetzung liegt die Bedeutung des Reichs- 
familienlastenausgleichs und die Dringlichkeit seiner Durchführung 
‘ für unseren völkisch aufgebauten Staat begründet. 

Es ist sicher, daß unser Staat die Frage des Familienlastenaus- 
gleichs mit nationalsozialistischer Gründlichkeit lösen wird. Wann 
das geschehen wird, welcher Weg dabei beschritten, in welchem 
Umfange Zulagen gewährt und auf welche Art die erforderlichen 
Mittel aufgebracht werden sollen, das zu entscheiden und festzulegen 
liegt bei der Staatsführung. 


Die Arbeit wurde Ende 1939 in den wesentlichen Zügen abgeschlossen. 
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